
aus
politik 
und

\

beilage 
zur 
wochen 
Zeitung 
das Parlament

L Cecile Lowenthal-Hensel
• Moses Mendelssohn

Gedanken zu Toleranz und Emanzipation

Martin Honecker

Menschenrechte in der Deutung 
evangelischer Theologie

Helmut Heinzlmeier

ISSN 0479-611 X Die Massenflucht aus Vietnam 
Zum historischen Hintergrund

B 36/79 Jürgen Dauth

8. September 1979 Exodus aus Vietnam



Cecile Lowenthal-Hensel, Dr. phil., geb. 1923 in Erlangen; Studium 
der Geschichte, Kunstgeschichte und Anglistik; Journalistin und Redakteurin; 
seit 1965 Mitarbeiterin (Wissenschaftl. Oberrätin) am Geheimen Staatsarchiv 
Preußischer Kulturbesitz in Berlin; Gründerin (1967) und Erste Vorsitzende der 
Mendelssohn-Gesellschaft e.V. in Berlin; Mitherausgeberin und Redakteurin der 
„Veröffentlichungen aus den Archiven Preußischer Kulturbesitz" und der „Men-
delssohn-Studien" (Bd. 4 erscheint im September 1979 mit Beiträgen, die aus-
schließlich Moses Mendelssohn gewidmet sind).
Veröffentlichungen u. a.: Pommern im Spiegel von Gestapo-Lageberichten und 
Sachakten 1934/35, Köln und Berlin 1974. Kataloge: Bismarck in der Karikatur, 
1968; Der unbekannte deutsche Staat — der Norddeutsche Bund, 1970; Harden-
berg und seine Zeit, 1972; Moltke, 1975; Berlin in der Satteltasche — Briefe 
an Paul Mendelssohn Bartholdy, 1972; Wilhelm Hensel in England, 1975.

Martin Honecker, Dr. theol., Professor für Sozialethik und Systemati-
sche Theologie an der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Bonn; 
geb. 1934 in Ulm/Donau.
Veröffentlichungen u. a.: Kirche als Gestalt und Ereignis, 1963; Konzept einer 
sozialethischen Theorie, 1971; Sozialethik zwischen Tradition und Vernunft, 1977; 
Das Recht des Menschen. Einführung in die evangelische Sozialethik, 1978; Auf-
sätze in Fachzeitschriften und Handbüchern zu Themen der Grundlegung theolo-
gischer Ethik und zu sozialethischen Einzelfragen. t

Helmut Heinzlmeier, Dr. phil., geb. 1938; Studium der Politikwissen-
schaft; Forschungsaufenthalt in Südostasien; Wissenschaftler und Publizist.
Veröffentlichungen u. a.: Die amerikanisch-sowjetischen Auseinandersetzungen 
um den Indischen Ozean, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51—52/75; Der 
Konflikt am Horn von Afrika, ebd., B 16/78; Indonesische Außenpolitik nach 
Sukarno, 1965—1970, Institut für Asiehkunde, Hamburg 1976 (Mitautor); Welt- 
und Großmächte, westermann-colleg, Braunschweig 1979; zahlreiche Aufsätze u. 
Beiträge in Zeitschriften und Sammelbänden, u. a,: Probleme Südafrikas; Domino-
stein Thailand?; Ökologie in der Dritten Welt'am Beispiel der Bergregionen; 
Erdöl in China; Großmachtinteressen in Südostasien; Der Indische Ozean in der 
Weltpolitik; Islam in Indonesien.

Jürgen Dauth, geb. 1941 in Frankfurt/M.; Studium der Missionstheologie 
in Wuppertal; seit 1975 Rundfunk- und Zeitungskorrespondent für Südostasien 
mit Sitz in Kuala Lumpur/Malaysia.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, 
Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn/Rhein.

Leitender Redakteur: Dr. Enno Bartels. Redaktionsmitglieder: 
Paul Lang, Dr. Gerd Renken, Dr. Klaus W. Wippermann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleischstr. 61—65, 
5500 Trier, Tel. 06 51/4 61 71, nimmt entgegen
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT einschließ-
lich Beilage zum Preis von DM 12,60 vierteljährlich (einschließlich DM 0,72 Mehr-
wertsteuer) bei Postzustellung;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 6,— zu-
züglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Cecile Lowenthal-Hensel

Moses Mendelssohn
Gedanken zu Toleranz und Emanzipation

Die Diskussion um die Berechtigung und die 
Richtigkeit — oder um das Gegenteil — der 
Emanzipationsbestrebungen der Juden in 
Deutschland ist, seitdem es diese Emanzipa-
tion gibt, nie unterbrochen worden. In gewis-
sem Sinn gehörte sie sogar als integrierter Be-
standteil zum emanzipatorischen Geschehen 
selbst, denn im ständigen Befragen aller 
Aspekte der Assimilation, der Akkulturation, 
der Selbstverwirklich
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ung der Juden spielte 
die Diskussion innerhalb der Judenheit 
selbst ) wie im jüdisch-christlichen Raum 
eine fruchtbare und fördernde Rolle. In ihren 
besten Bereichen wurde die Diskussion zum 
Dialog, der allen Beteiligten half, sich selbst 
und andere zu verstehen und so die Interes-
sen aller zu fördern, und der damit we

2

it über 
den Kreis christlich-jüdischer Beziehungen 
hinauswirkte ).

Wenn einleitend gesagt wurde, die Diskus-
sion sei nie unterbrochen worden, so muß 
eine große Einschränkung gemacht werden. 
Der Nationalsozialismus brachte das Ende 
des Dialogs, das Ende aller möglichen Dis-
kussion im deutsch-jüdischen Zusammenle-
ben ebenso wie in fast allen anderen emanzi-
patorischen Bestrebungen, z. B. der arbeiten-
den Klassen und der Frauen. In keinem Be-
reich waren jedoch die Folgen verheerender 
und grauenhafter als im jüdischen. Hier kön-
nen nicht alle Aspekte der nazistischen Ver-
folgung und Ausrottung der Juden wiederholt 
werden; sie haben sich ereignet, und die Ge-
schichte, vor allem die Geschichte des

1) Hier besonders seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts in der Auseinandersetzung zwischen den 
Deutschen jüdischen Glaubens und den Anhän- 
gern der zionistischen Bewegung, wobei nicht 
verkannt werden darf, daß letztere in ihrer ideo-
logischen Entwicklung „engstenS mit Deutsch-
land verbunden" waren; vgl. J. Elbogen/E. Ster-
ling, Die Geschichte der Juden in Deutschland, 
Frankfurt a. M. 1966, S. 275, zit. Elbogen/Sterling.
2) vgl. hierzu besonders den Abschnitt „Diskus-
sionen über die. Judenfrage" mit den Beiträgen 
von Eva G. Reichmann und Robert Weltsch, in: 
Entscheidungsjahr 1932. Zur Judenfrage in der 
ndphase der Weimarer Republik, hrsg. von Wer- 

ner E. Mosse und Arnold Paucker (Schriftenreihe 
wissenschaftlicher Abhandlungen des Leo Baeck 
Instituts, Bd. 13), Tübingen 1966. 

deutsch-jüdischen Verhältnisses, kann an Au-
schwitz nicht vorbei.
Ist also Auschwitz ein unwiderruflicher 
Schlußpunkt? Ist alles,, was vorher gewesen 
war, nun nur noch an Auschwitz zu messen? 
Es scheint, als könne man ein Moses-Men- 
delssohn-Jubiläum gar nicht mehr feiern, als 
sei die Epoche zwischen dem Leben des jüdi-
schen Emanzipators und dem Vertreiben der 
Juden und dem Mord an Hunderttausenden 
deutscher und Millionen anderer Juden viel-
leicht doch nur eine Zeit der Irrungen und

3

 
Wirrungen, die Emanzipation ein Versuch mit 
untauglichen Mitteln gewesen ).
Diese Unsicherheit in der Beurteilung der Ge-
schichte der deutsch-jüdischen Beziehungen 
in den rund 150 Jahren von Moses Mendels-
sohn bis 1933 spiegelt sich vielfältig in Veröf-
fentlichungen über diesen Zeitraum. Vor al-
lem bei Schriften aus dem nicht-jüdischen 
Bereich kann man zwei scheinbar unter-
schiedliche Tendenzen feststellen, die jedoch 
grundsätzlich das gleiche erreichen: Entwe-
der werden die Beiträge der Juden und der 
jüdischen Gemeinschaft zu Entwicklungen 
verschwiegen, oder die Beziehungen Juden— 
Nichtjuden werden ausschließlich unter dem 
Aspekt des Antisemitismus betrachtet, wobei 
der Eindruck entsteht, die jüdische Geschich-
te im deutschen Bereich sei eine ununterbro-
chene Kette von Verfolgungen gewesen; kraß 
ausgedrückt: gleich nach dem Ghetto kam 
Hitler*). Und so sehr man eine Besinnung 

3) Schon Eva Reichmann weist in ihrem Buch: 
Die Flucht in den Haß. Die Ursachen der deut-
schen Judenkatastrophe, Frankfurt a. M. 1956, dar-
auf hin, daß die Gefahr bestehe, man könne an-
nehmen, der Untergang der deutschen Juden be-
weise „den Fehlschlag der Emanzipation als einer 
jüdischen Lebensform". Sie warnt in diesem Zu-
sammenhang vor einem „Emanzipations-Defätis-
mus“, der auch jetzt noch verhängnisvoll werden 
könne (S. 13 f.).
4) Besonders stark tritt diese Unsicherheit in 
Orts- und Landschaftschroniken zutage; vgl. dazu 
Ernst G. Lowenthal, In the Shadow of Doom. 
Post-War Publications on Jewish Communal His- 
tory in Germany, 3 Teile, in: LBI Year Book XI 
(1966), Yearbook XV (1970) und Yearbook XXIII 
(1978), Year Books of the Leo Baeck Institute; 
vom gleichen Verfasser: Lückenhafte Erinnerung 



der Öffentlichkeit auf die Verfolgung und 
Ausrottung der Juden durch die Fernsehserie 
„Holocaust" begrüße
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n möchte, so stark 
scheint doch die Gefahr zu sein, daß durch 
sie eine sachlichere Beschäftigung mit der 
Geschichte der Juden in Deutschland vor 
1933 erschwert wird ).

Befinden wir uns also in einem unlösbaren 
Dilemma, einer Sackgasse? Fast möchte es so 
scheinen. Das liegt einmal daran, daß das 
Schlagwort vom „Deutschland ohne Juden" 
eine gewisse Berechtigung hat. Die heute in 
Deutschland lebenden jüdischen Menschen 
haben zum großen Teil mit der deutsch-jüdi-
schen Vergangenheit, wenig oder nichts mehr 
zu tun. Man muß also die bittere Wahrheit 
anerkennen, daß die Geschichte der „großen 
Emanzipation" auf deutschem Boden durch 
Hitler zu Ende gegangen ist. Diese Wahrheit 
darf jedoch nicht zu dem Fehlschluß verlei-
ten, daß es eine solche Geschichte nie mehr 
geben wird. Es wird in Zukunft weiterhin jü-
dische Gemeinden in Deutschland und deut-
sche Mitbürger geben, die Juden sind6). 
Aber nicht für sie allein muß die Geschichte 
der Juden in Deutschland seit Moses Men-
delssohn erforscht und behandelt werden; 
weit wichtiger erscheint dies für die heute 
und künftig lebenden Deutschen, die ihre ei-
gene Geschichte und die Geschichte der Wir-
kung von Ideen und Idealen kennen lernen 
wollen7).

5)Zuden in deutschen Stadtchroniken, Sender 
Freies Berlin, Kirchenfunk (11. 3. 1979). Der 
Aspekt der Dauerverfolgung kam auch u. a. in der 
Fernsehsendung des ZDF am 26. 3. 1978 zum Tra-
gen, die unter dem Titel „Juden in Deutschland", 
T. 1: „Spur des Leidens", lief.
5) Zu den wenigen, die im Zusammenhang mit 
„Holocaust" deutsche Juden erwähnten, gehörte
Henri Nannen, der von den Mitbürgern „Windt-
müller, Visser und Glöss" sprach (Henri Nannen,
Ja, ich war zu feige, in: Im Kreuzfeuer: Der Fern-
sehfilm Holocaust. Eine Nation ist betroffen, hrsg. 
von Peter Märthesheimer u. Ivo Frenzel, Frankfurt 
a. M. 1979, S. 279).
e) Vgl. die Rede von Bundespräsident Walter 
Scheel am 6.5. 1975 anläßlich des dreißigsten Jah-
restages der Kapitulation, in der er betonte, die 
in der Bundesrepublik lebenden Juden seien „kei-
ne Israelis, keine Ausländer, sondern ... deut-
sche Mitbürger", obgleich es nicht leicht sei, als 
Jude „Deutscher sein und bleiben zu wollen", zi-
tiert nach: Das Parlament, Nr. 20, 17. Mai 1975 
S. 7.
’) Zur Realität von Ideen vgl. unter anderem: 
Zur Geschichte der Erklärung der Menschenrechte, 
hrsg. von Roman Schnur, Darmstadt 1964 (Wege 
der Forschung, Bd. 11).

Nun haben Ideen und Ideale heute keinen 
hohen Stellenwert mehr — man möchte sogar 
unterstellen, daß man sich dem Vorwurf von 

Altmodischkeit und Konservativismus aus-
setzt, wenn man sich auf Ideen oder Ideale 
beruft. Erst vor wenigen Jahren machte sich 
im Geschichtsunterricht, der bezeichnender-
weise zumeist nicht einmal mehr diesen Na-
men trug, die Tendenz bemerkbar, geschicht-
liche Vorgänge Von der eigenen Warte her 
unnachsichtig zu beurteilen. In der Vergan-
genheit Erreichtes wurde an den Forderungen 
der eigenen Zeit gemessen — entsprach es 
dem nicht, so wurde es kraß als unzurei- 
chend verurteilt. Es entwickelte sich eine In-
toleranz der Vergangenheit gegenüber, die 
aller geschichtlichen Entwicklung Gewalt an-
tat und sogar zu einer gewissen „anti-histori-
schen" Haltung führte.

Daß eine solche Einstellung gerade einem 
Zeitraum gegenüber, der voll von widerstre-
benden, fast einander sich ausschließenden 
Entwicklungen war, wie derjenige von der 
Aufklärung an bis weit in die Gegenwart 
hinein, verheerende Folgen für das Verständ-
nis dieser Zeit hat, liegt auf der Hand. Eine 
Verallgemeinernde Betrachtung, eine Ge-
schichtsbeurteilung durch Schlagworte, wird 
den Menschen, die in der Vergangenheit leb-
ten und strebten, nie gerecht werden. So be-
ginnt also die von Moses Mendelssohn gefor-
derte Toleranz zuerst bei der Beschäftigung 
mit der Vergangenheit.

Toleranz bedeutete für Mendelssohn das Ak-
zeptieren des anderen ohne die Tendenz der 
Veränderung — in seinem höchst persönli-
chen Fall die Akzeptierung als Mitbürger 
und Mitmensch ohne Taufe. In welch starkem 
Maße Mendelssohns Umwelt durch die Idee 
und die Realität des christlichen Staates ge-
prägt war, ist für die heute Lebenden nur 
schwer nachzuvollziehen. Für die meisten 
Menschen war damals der Gedanke, man 
könne ein guter Bürger sein, ohne Christ zu 
sein, kaum vorstellbar. Mindestens ebenso 
schwierig war für eine Reihe jüdischer Zeit-
genossen Mendelssohns der Gedanke, sich 
aus dem engen Umkreis des Judentums zu lö-
sen und trotzdem ein guter Jude zu bleiben. 
Man kann die große Leistung Mendelssohns 
nur ermessen, wenn man die Voraussetzun-
gen seiner Mit- und Umwelt in die Beurtei-
lung der Leistung miteinbezieht.

Sicher stand Moses Mendelssohn in seinem 
Kampf nicht allein. Doch wer waren die Mit-' 
Streiter? Sie gehörten keineswegs zu den 
Mächtigen der Zeit; die „Lobby" der deut-
schen Aufklärer konnte sich nur durch Wort 
und Schrift, die noch dazu — trotz aller ge-
genteiligen Behauptungen — einer gewissen 



Zensur unterlagen8), Gehör verschaffen. Rein 
quantitativ erreichten sie auch nur recht we-
nige Menschen. Realpolitisch gesprochen, 
hatten die Aufklärer um Mendelssohn, hatte 
Mendelssohn selbst kaum eine Chance. Und 
doch hat dieser Mann zusammen mit anderen 
mehr zur geistigen und politischen Entwick-
lung der Juden und der Deutschen beigetra-
gen als viele 9Mächtige dieser Welt ).

11) Reichmann/Flucht, a. a. O., S. 17.
12) Vgl. Anm. 4.

Das philosophische Werk Mendelssohns ge-
hörte schon am Ende seines Lebens der Ver-
gangenheit an. Lebendig blieb der Einfluß 
seiner Persönlichkeit und seiner Ideale. In 
dem Maß, in dem sich jüdische Menschen in 
Deutschland als Juden und als Deutsche füh-
len konnten — und man soll nicht übersehen, 
daß dies bei Hunderttausenden der Fall war 
—, in dem Maß fühlte man, daß die histori-
sche Mission Mendelssohns nicht umsonst 
gewesen war. Selbst die Befürchtungen, die 
Emanzipation könne zu einer völligen Auf-
weichung alles Jüdischen führen, erwiesen 
sich als kaum berechtigt. Die Zahl derjenigen, 
die durch Taufe oder als Dissidenten der Reli-
gionsgemeinschaft der Juden verloren gin-
gen, war zwar nicht gering, wurde jedoch nie 
für die Existenz dieser Gemeinschaft bedroh-
lich10 ).
Nun sollen die der Emanzipation entgegen-
stehenden Tendenzen, vor allem der Antise-
mitismus, nicht unterschätzt werden. Wenn 

8 Vgl. dazu Bodo Rolika, Tageslektüre in Berlin 
(1740—1780), in: Mendelssohn-Studien, Bd. 4, Berlin 
1979, S. 47—80.
9) Zu Moses Mendelssohn vgl. u. a. Alexander 
Altmann, Moses Mendelssohn. A Biographical 
Study, The University of Alabama Press 1973; 
zum 250. Geburtstag erscheinen zwei Biographien 
in deutscher Sprache von Julius H. Schoeps und 
Heinz Knobloch.

10) Vgl. dazu Elbogen/Sterling, a. a. O., S. 249 ff. 
und 284 ff. — Mit der Geschichte der jüdischen 
Gemeinschaft in Deutschland befassen sich vor 
allem die Veröffentlichungen der Leo Baeck Insti-
tute in Jerusalem, London und New York (Wiss- 
senschaftliche Reihe und Bulletin in deutscher, 
Year Books in englischer Sprache)-. Von Publika-
tionen außerhalb dieser Reihe sei auf das kürzlich 
erschienene Werk von Marjorie Lamberti, Jewish 
Activism in Imperial Germany. The Struggle for 
Civil Equality, New Haven and London 1978, hin-
gewiesen. In der Einleitung berichtet die Verfas- 
serin, ihre Forschung habe ihr vor Augen geführt, 
daß .die Geschichte der Juden in der Wilhelmini-
schen Ära mehr war als eine Geschichte des An-
tisemitismus und des geduldigen Ertragens von 
Ungerechtigkeit... Durch ihre Arbeit wurde die 
deutsche Judenheit eine sehr selbstbewußte und 
ausgesprochen politische Kraft... Weit entfernt 
von politischer Naivität entwickelten die Juden 
sine. Taktik von unbeirrbarer Verpflichtung ge-
genüber den Forderungen, die sie in der deut-
schen Politik hatten ..." (S. IXf. — aus dem engli-
schen Original übersetzt).

auch, wie Eva Reichmann betont, die Emanzi-
pation, die Judenfrage nicht löste, sondern die 
Spannungen von der rechtlichen auf die ge-
sellschaftliche Ebene verlagerteu), so darf 
die Geschichte der Juden jedoch nicht allein 
als eine Geschichte des Antisemitismus ge-
schrieben werden11). Im Antisemitismus muß 
vielmehr ein Element dauernder Bedrohung 
gesehen werden, wobei die Gegner des Ras-
senwahns die besseren Argumente, nicht je-
doch, vor allem nicht in der jüngsten Vergan-
genheit, die stärkeren politischen Positionen 
hatten.

Weiter oben wurde davon gesprochen, daß 
die Gegenwart zum Teil dem Gedanken an 
die reale Macht von Ideen und Idealen skep-
tisch gegenübersteht. Wenn man jedoch den 
unheilvollen Einfluß negativer Ideen — so 
z. B. des Antisemitismus — im Laufe der Ge-
schichte verfolgt und erforscht, ist man dann 
nicht geradezu verpflichtet, der Entwicklung 
positiver Ideale nachzuforschen und sie auf 
ihren Einfluß und ihre Möglichkeiten hin zu 
untersuchen? Auch die Idee der Toleranz, der 
Inhalt dieses Wortes war Wandlungen unter-
worfen, Mißdeutungen ausgesetzt. Vor allem 
in Zeiten, in denen das „Alles oder Nichts" 
regierte, in denen das Wort vom „Und willst 
Du nicht mein Bruder sein, so hau’ ich Dir 
den Schädel ein" grausame Wirklichkeit wur-
de, erhielt der Toleranzbegriff einen Akzent 
von Schwächlichkeit einerseits und geistigem 
Hochmut andererseits, der es Späteren 
schwer machte, das Wort erneut vorurteils-
frei zu gebrauchen.

Es erscheint also angebracht, sich wiederum 
an den ursprünglichen Begriff der Toleranz 
zu erinnern: das Akzeptieren des anderen 
ohne die Tendenz der Veränderung. Diese 
Einstellung entspricht in keiner Weise einem 
kläglichen „Alles Verstehen ist alles Verzei-
hen", sondern sie entspringt der Überzeu-
gung, daß man alle Voraussetzungen kennen 
muß, um den anderen zu verstehen und zu 
akzeptieren. Moses Mendelssohn lebte in ei-
ner christlich geprägten Umwelt, die sich Tu-
gend ohne Christsein nicht vorstellen konnte. 
Daß es Menschen gab, die Mendelssohn in 
seinen Bestrebungen unterstützten, beweist, 
daß jede Umwelt Veränderungsmöglichkeiten 
in sich trägt, selbst wenn diese für die meisten 
Mitlebenden nicht vorausschaubar sind.

Heute bestehen andere und nicht etwa leich-
tere Probleme. Es gibt nicht mehr nur eine 



festgefügte Umwelt, sondern Umwelten en mäs-
se. Dies sollte dazu führen, daß man gegen 
jeden Alleinvertretungsanspruch skeptisch zu 
sein hat, ohne jedoch die guten Gründe, die 
zu diesem Anspruch führen, von vornherein 
zu verwerfen. Es kann nur der tolerant sein, 
der für sich selbst eine feste — was nicht 
heißt starre — Basis gefunden hat, die ihm 
die Toleranz anderen gegenüber ermöglicht. 
Die Pflicht zur Toleranz endet nur dort, wo 

sie der eingefleischten Intoleranz begegnet. 
Diese rechtzeitig zu erkennen und zu be-
kämpfen, ist auch Pflicht und Aufgabe der 
Toleranten. Intoleranz in verbrecherischer 
Form hat zu Auschwitz geführt, nicht eine 
Emanzipation, die auf den Begriffen der Men-
schenwürde und der Toleranz aufgebaut war. 
Und dies ist die Lehre, die heute noch aus 
dem Leben und Wirken von Moses Mendels-
sohn zu ziehen ist.



Martin Honecker

Menschenrechte in der Deutung evangelischer Theologie

I. Die Grundwertediskussion und die Frage der Menschenrechte

Während in der katholischen Kirche der Bun-
desrepublik Deutschland gegenwärtig die 
Grundwerte die Diskussion thematisch be-
herrschen1), liegt in der evangelischen Kir-
che das Gewicht des Interesses auf den Men-
schenrechten. Dieser Unterschied ist nicht zu-
fällig. Evangelische Theologie und Kirche 
üben solche Zurückhaltung in der Grund-
wertedebatte aus verschiedenen Gründen:

1) Vgl. als Überblick: Dietrich Bäuerle, Die Stel-
lung der katholischen Kirche in der Grundwerte-
diskussion, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 49/78, S. 18—30.

Einmal besteht, nicht ganz ohne Anlaß, die 
Vermutung, daß die Grundwerte in den ka-
tholischen Überlegungen die Stelle der klas-
sischen Naturrechtsdoktrin einnehmen sollen, 
gegen die sich evangelische Theologie und 
Kirche aus mancherlei sachlichen Gründen 
ablehnend oder zumindest spröde verhalten, 
da sie die zugrunde liegende Berufung auf 
eine unwandelbare Seinsordnung und vor 
allem deren Erkennbarkeit kritisch in Frage 
stellen.

Zum anderen erweist sich der Begriff des 
Wertes im Wort „Grundwerte" als unscharf 
und wird überdies zum Teil in der Diskussion 
allzu ungenau gebraucht. Man unterscheidet 
nicht zureichend zwischen Werten als sittli-
chen Grundhaltungen oder Verhaltensweisen 
oder ethischen Ansprüchen und Normen auf 
der einen Seite und Rechtsgütern auf der an-
deren Seite. Für den Schutz der Rechtsgüter 
ist in der Tat auch der Staat mit seiner 
Rechtsordnung in Pflicht zu nehmen, wäh-
rend sittliche Verhaltensweisen allein von 
den Bürgern praktiziert werden können. 
Evangelische Stellungnahmen werden sich 
deshalb im Blick auf den Staat darauf be-
schränken, Menschenrechte zur Geltung zu 
bringen, während Grundwerte als ethische 
Forderungen in erster Linie die Bürger ange-
hen. Dahinter steht freilich keine abstrakte 
Trennung von Grundwerten und Grundrech-
ten, sondern das Bestreben nach sachgerech-
ter Unterscheidung; solche Unterscheidung 

sieht freilich andererseits in der Achtung der 
Menschenwürde sowohl ein Rechtsgebot wie 
eine Forderung der „Grundwerte" und damit 
den gemeinsamen Bezugspunkt von Grund-
rechten und Grundwerten.

INHALT

I. Die Grundwertediskussion und die Fra-
ge der Menschenrechte

II. Die Pluralität der Menschenrechtsauf-
fassungen
1. Menschenrechte als juristische Nor-

men und als ethische Postulate
2. Das Recht auf Arbeit
3. Religionsfreiheit
4. Individualrechte und Sozialrechte

III. Die Würde des Menschen als Grund 
und Maßstab der Menschenrechte
1. Zur Begründung der Menschenwürde 

a) Menschenwürde und Gotteben-
bildlichkeit

b) Menschenwürde und Kants 
Grundsatz der sittlichen Auto-
nomie

c) Ein allgemeines Verständnis von 
Menschenwürde

d) Menschenwürde als Rechtsgrund-
satz

2. Gefährdungen der Menschenwürde
3. Die Säkularität der Menschenwürde 

und die „Ehre des Menschen"
IV. Theologische Deutungen der Menschen-

rechte
1. Die Problemlage
2. Beispiele theologischer Deutungen 

a) Die katholische Sicht
b) Die reformierte Deutung 
c) Der lutherische Ansatz 
d) Die Thesenreihe der EKD

3. Was heißt „theologische Begrün-
dung ethischer Forderungen"?
a) Moralische Evidenz und theolo-

gische Begründung
b) Begründung als Einweisung in 

den rechten Umgang mit Men-
schenrechten

c) Liebe als Grundvoraussetzung 
von Ethik und Recht

V. Zusammenfassende Thesen



Drittens hat die Diskussion um die Kompe-
tenz von Staat, Kirche und Gesellschaft bei 
der Wahrung der Grundwerte und damit um 
die Zuordnung von Recht und Ethos zwar die 
Auseinandersetzung beherrscht, aber auch 
teilweise stark verwirrt und eher vernebelnd 
als klärend gewirkt: Evangelische Stellung-
nahmen werden sich grundsätzlich mit der 
Berufung auf die formale Zuständigkeit oder 
Unzuständigkeit eines kirchlichen Lehramtes 
für die Auslegung der Grundwerte zurückhal-
ten und darum sich bemühen, auch in der 
Grundwertediskussion an die staatlich positi- 
vierten Grundrechte oder an die weltweit an-
erkannten überstaatlichen Menschenrechte 
anzuknüpfen ). Stärker als die der Tradition 
des Naturrechts verhaftete katholische Sozi-
allehre hat die evangelische Sicht eine Nähe 
zum Rechtspositivismus, und zwar wegen der 
Achtung der Rechtssicherheit und damit aus 
Respekt vor dem geltenden Gesetz, solange 
dieses nicht zu offenkundiger Ungerechtig-
keit führt.

3) Jetzt in: Die Denkschriften der EKD, Band 1/2, 
GTB 414, 1978, S. 88—103.
4) Bericht aus Nairobi, Offizieller Bericht, hrsg. 
von Manfred Krüger u. Walter Müller-Römheld, 
1976, S. 76—81, S. 91—94.
5) In: J. M. Lochman/Jürgen Moltmann, Gottes 
Recht und Menschenrechte, 1976.
6) Theologische Perspektiven der Menschenrech-
te, Genf, Lutherischer Weltbund (LWB), 1977.
7) In: Die Kirche und die Menschenrechte, Ent-
wicklung + Frieden 5, 1976.

Schließlich sind die evangelischen Stellung-
nahmen auf die ökumenische Diskussion be-
zogen und nicht nur auf die innerdeutschen, 
zum guten Teil parteipolitisch ausgerichteten 
Kontroversen. In der ökumenischen Diskus-
sion spielen jedoch die Grundwerte kaum 
eine Rolle; hingegen gilt seit den Weltkir-
chenkonferenzen von Uppsala (1968) und 
Nairobi (1975) den Menschenrechten eine be-
sondere Aufmerksamkeit. Genannt seien da-
für zunächst nur folgende Stellungnahmen: 
Die Kammer für öffentliche Verantwortung 
der Evangelischen Kirchen in Deutschland er-
arbeitete im September 1975 eine Stellung-

nahme „Die Menschenrechte im ökumeni-
schen Gespräch" 3). Auf der Weltkirchenkon-
ferenz in Nairobi vom 23. November bis 
10. Dezember 1975 wurden ebenfalls Empfeh-
lungen zu den Menschenrechten erarbeitet4). 
Der Reformiert 5e Weltbund ) und der Lutheri-
sche Weltbund6) veröffentlichten 1976 theo-
logische Ausarbeitungen zu den Menschen-
rechten. Die Päpstliche Kommission „lustitia 
et Pax" hat ebenfalls 1975 ein Arbeitspapier 
„Die Kirche und die Menschenrechte“7) ver-
faßt. Diese Ausarbeitungen enthalten erfreu-
lich viele Gemeinsamkeiten.
Um jedoch die Grundfrage der Beziehungen 
zwischen Theologie und Menschenrechten zu 
klären, empfiehlt es sich, zunächst nicht die 
Dokumente zu analysieren und zu verglei-
chen, sondern zuvor das Problemfeld zu be-
schreiben und dann erst die unterschiedlichen 
Interpretationsansätze vorzustellen; denn eini-
ge theologische Kontroversen haben ihren 
Grund primär in einem unterschiedlichen sach-
lichen Verständnis der Menschenrechte und 
nicht in der theologischen Begründung und 
Argumentation als solcher. Zu diesem Problem-
feld gehört einmal die Pluralität der Men-
schenrechtsauffassungen (Kapitel II), zum an-
deren aber auch der alle Pluralität übergrei-
fende säkulare Anspruch der Menschenrechte, 
zusammengefaßt im Gedanken der Würde des 
Menschen (Kapitel III). Erst danach kann die 
theologische Deutung selbst zum Thema wer-
den (Kapitel IV). Bereits bei der Darstellung 
der Problemlage soll jedoch auf theologische 
Fragestellungen und kirchliche Stellungnah-
men hingewiesen werden.

II. Die Pluralität der Menschenrechtsauffassungen

1. Menschenrechte als juristische Normen 
und als ethische Postulate

Auch für eine theologische Deutung und 
eine kirchliche Bewertung ist zunächst die 
Einschätzung der Rechtsverbindlichkeit von

2) Eigene Publikationen zum Thema Grundwerte: 
Martin Honecker, Nicht nur für die Experten. 
Grundwerte sind Anfragen an alle Bürger und 
Christen, Lutherische Monatshefte 17, 1976,
S. 25—29; Protestantismus als kritisches Prinzip. 
Gesichtspunkte zur Diskussion um die Grundwer-
te, Ev. Kommentare 11, 1978, S. 398—401; Grund-
werte, in: Kirche in der Gesellschaft. Der evange-
lische Beitrag. Geschichte und Staat, 223—225, 
1978, S. 187—195; Zu den Menschenrechten: Das 
Recht des Menschen. Einführung in die Evangeli-
sche Sozialethik, 1978.

Menschenrechten wichtig. Denn wenn man 
Menschenrechte nur als Inbegriff aller ethisch 
wichtigen Forderungen nimmt, neigt man 
dazu, die Frage der rechtlichen Durch-
setzbarkeit unterzubewerten oder ganz zu 
übersehen. Man kann sich hierfür sogar auf 
die „Allgemeine Erklärung der Menschen-



rechte" vom 10. Dezember 1948 berufen, wel-
che die darin genannten Menschenrechte be-
zeichnet als „das von allen Völkern und Na-
tionen zu erreichende gemeinsame Ideal" 8). 
Diese Auffassung von Menschenrechten als 
einem ethischen Ideal kann zu einer doppel-
ten Fehleinschätzung führen, nämlich daß 
man sie entweder als bloßes Ideal in ihrer 
praktischen politischen und rechtlichen Be-
deutung unterschätzt, oder daß man mit ih-
nen als Ideal überhöhte Ansprüche verbindet, 
ohne daß diese auf ihre praktische Durchsetz-
barkeit hin bedacht würden. Eine derartige 
Überschätzung zeichnet sich ab, wenn in 
Stellungnahmen des Reformierten Weltbun-
des Menschenrechte als zukünftige „Rechte" 
gleichsam losgelöst von der gegenwärtigen 
Rechtswirklichkeit bestimmt werden. Men-
schenrechte erscheinen dann lediglich als 
noch nicht erfüllte Zukunftsrechte oder Be-
freiungsrechte.

8 Präambel, zitiert nach Wolfgang Heidelmeyer, 
Die Menschenrechte, 1972, S. 240.
9) Vgl. Carl H. Lüders, Wie schützt die Straßbur-
ger Konvention die Menschenrechte?, in: Aus Po- 
Mik und Zeitgeschichte, B 49/78, S. 3—10.
10) Nairobi (vgl. Anm. 4), S. 178—185; ferner: Der 
Bericht eines Kolloquiums in Montreux über die 
Verwirklichung der Religionsfreiheit im Bereich 
der Signatarstaaten der Helsinki-Erklärung; er

Umgekehrt verkennt eine bloße positiv-recht-
liche Sicht der Menschenrechte als inner-
staatlich anerkannter Grundrechte, daß Men-
schenrechte zwar staatlicher Rechtssetzung 
bedürfen, um einklagbar zu werden, aber im-
mer auch in ihrem Anspruch einen aller 
staatlichen Rechtssetzung übergeordneten 
Maßstab bilden. Dies ist in zweifacher Hin-
sicht zu beachten: Die positiv-rechtliche Gel-
tung kann zum einen nicht nur durch staatli-
che Rechtssetzung, sondern auch durch völ-
kerrechtliche Verträge und Abmachungen be-
wirkt werden, sofern Rechtsinstanzen und 
Rechtsverfahren vorhanden sind oder ge-
schaffen werden, welche die Einhaltung der 
Menschenrechte als Rechtsnormen zu kon-
trollieren und sicherzustellen vermögen. Die 
Menschenrechtskonvention des Europarates 
vom 4. November 1950 beispielsweise bietet 
ein ausgewogenes, freilich nicht durchgängig 
gesichertes transnationales Schutzsystem für 
die klassischen Menschenrechte9). Für die 
theologische und kirchliche Sicht ist diese 
überstaatliche Dimension wichtig, soweit es 
das Eintreten der Kirchen für völkerrechtli-
che Regelungen betrifft. Insbesondere im Zu-
sammenhang mit der kirchlichen Wertung 
der KSZE-Vereinbarungen von Helsinki er-
hielt dieser Gesichtspunkt Gewicht, sowohl 
in ökumenischen Äußerungen 10) als auch in 

der Stellungnahme des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vom 10. Juli 
1976 über „Fragen der KSZE-Schlußakte, der 
Menschenrechte und der Religionsfrei-
hei 11t" ).
Theologie und Kirche werden zum anderen 
Anlaß haben, immer wieder auf noch nicht 
abgegoltene und eingelöste rechtliche Folge-
rungen aus der Anerkennung von Menschen-
rechten als einem moralischen Standard hin-
zuweisen. Dies gilt etwa in der Bundesrepu-
blik Deutschland für die Ausgestaltung des 
Asylrechts, die Verwirklichung von Rechten 
auf Bildung und Arbeit und für die Rechte 
ausländischer Arbeitnehmer. Letztlich ent-
scheidet sich an der Stellung eines Staates zu 
den Menschenrechten, ob das betreffende Ge-
meinwesen als menschenwürdig anzusehen 
ist oder nicht. Nach meiner eigenen Sicht ist 
dabei heute auch für Christen keineswegs die 
Formulierung neuer Standards vordringlich; 
die vorhandenen scheinen vielmehr im gan-
zen zureichend zu sein. Notwendig ist es je-
doch, diese Standards rechtlich durchzusetzen, 
sie also in innerstaatlich einklagbares und 
zwischenstaatlich geschütztes Recht umzuset-
zen.
Dies verschärft sich zu einer weiteren Frage, 
nämlich ob die Vorstellung von Menschen-
rechten, die für Menschen aller Völker, Kul-
turen, Gesellschaften gleicherweise gelten, 
nicht nur eine Fiktion ist. Sind Menschen-
rechte denn nicht stets abhängig von sozia-
len, historischen, politischen Gegebenheiten, 
vom jeweiligen Kontext? Zeigt es sich denn 
nicht, daß staatliche Rechtsordnungen sehr 
unterschiedlich ausgestaltet werden können 
und daß Menschenrechte in der konkreten 
Rechtspraxis sehr variabel angewendet wer-
den? Der Kolumbianer Orlando Fais Borda 
erklärte zur ökumenischen Menschenrechts-
diskussion mit scharfer Kritik der westlichen 
Vorstellungen und Gesellschaften: „1. Men-
schenrechte neigen dazu, hauptsächlich durch 
und für Mächtige und Reiche wahrgenommen 
zu werden. Die Armen und Unterdrückten 
bleiben größtenteils ohne deren Schutz und 
Kenntnis. 2. Die diesem Denksystem eigene 
Ideologie und wirtschaftliche Zwänge haben 
die Erfüllung authentischer, grundlegender 
Menschenrechte praktisch unmöglich ge-
macht" 12). Menschenrechte werden deswe-

liegt vervielfältigt vor: Commission of the chur- 
ches on international affairs, Newsletter 1976, 
No. 4, Genf.
11) In: Die Denkschriften der EKD I, 2, GTB 414, 
1978, S. 107—116.
12) Zit, W. Lienemann, Menschenrechte in der 
Entwicklung, in: ökumenische Rundschau 25, 
1976, S. 77.



gen in dieser Sicht abgewertet zugunsten ei-
ner politischen Befreiung und der Verfolgung 
sozialer und wirtschaftlicher Gerechtigkeit. 
Menschenrechte gelten als Teil eines be-
stimmten Gesellschafts- und Wirtschaftssy-
stems, zugespitzt als geistiger Ausdruck 
westlichen, liberalen, „kapitalistischen" Den-
kens. Menschenrechte sind lediglich El

13

ement 
einer besonderen „Ideologie" und Ausdruck 
eines Besitzindividualismus ).
Lassen wir es dahingestellt, inwieweit solche 
Kritik im einzelnen zutrifft. Man kann ihr je-
denfalls insoweit zustimmen, als Menschen-
rechte unmittelbar Zusammenhängen mit der 
Staatsverfassung und mit der Gesellschafts-
ordnung: Diktatur und Menschenrechte 
schließen sich aus; rechtsstaatliche Demokra-
tie hat Menschenrechte zur Voraussetzung. 
Diese Problematik sei nun nicht so entfaltet, 
daß ein Systemvergleich zwischen „westli- 
lichem" und „östlichem“ Verständnis der Men-
schenrechte vorgenommen wird. Er wäre 
zwar verhältnismäßig einfach durchzuführen 
und auch rechtlich aufschlußreich143); aber er 
verdeckt nur zu leicht die Tatsache, daß die 
Menschenrechtsauffassungen vielfältiger sind, 
als daß sie sich auf die glatte Alternative 
„westlich" und „östlich" oder gar „individua-
listisch" und „sozialistisch" reduzieren ließen. 
Dazu kommt ein weiteres: Die eigentlich 
schwierigen rechtlichen und ethischen Pro-
bleme zeigen sich, wenn es um Zuordnung 
und Abgrenzung einzelner Menschenrechte 
voneinander, um das Verhältnis von subjekti-
ven Rechten des einzelnen zu den berechtig-
ten Ansprüchen der Gesamtgesellschaft und 
des Staates und um die Ausgestaltung einzel-
ner Rechte geht. Gerade die sehr intensive 
und differenzierte Grundrechtsdiskussion in 
der Rechtswissenschaft der Bundesrepublik 
bietet dafür instruktives Material, erfordert 
aber eine solche Detailkenntnis, daß es im-
mer schwieriger wird — auch für den Ethiker 
—, die Thematik der Menschenrechte unter ein 
einziges leitendes normatives Prinzip zu ord-
nen. Auch hier also Pluralität. Die Schwierig-
keit möchte ich holzschnittartig an zwei Bei-
spielen, dem Recht aüf Arbeit und der Reli-
gionsfreiheit, erörtern. Dabei lasse ich be-
wußt das Eigentumsrecht beiseite, das zwar 
in den ältesten Menschenrechtskatalogen 
stets enthalten war, das aber in der Gegen-
wart nicht mehr in einem internationalen 

13) Vgl. dazu z. B. C. B. Macpherson, Die politi-
sche Theorie des Besitzindividualismus (1962), 
deutsch 1973.
14) Vgl. z. B. Konrad Löw, Die Grundrechte, 1977; 
Martin Kriele, Die Menschenrechte zwischen Ost 
und West, 1977. 15) Vgl. Löw, S. 343—352; Kriele, S. 41.

16) Löw, S. 344.

Konsens anerkannt wird. Zugleich soll an-
hand der Beispiele prinzipiell in Frage ge-
stellt werden, ob die Alternative „Individual-
rechte oder Sozialrechte" tatsächlich zwin-
gend ist.

2. Das Recht auf Arbeit

Das Recht auf Arbeit gilt als das Beispiel 
schlechthin für das unterschiedliche westli-
che und östliche Verständnis der Menschen-
rechte, da es eines der grundlegenden sog. 
Sozialrechte ist15 ). Nach klassischem libera-
lem Verständnis enthält das „Recht auf Ar-
beit" lediglich das Recht zur freien Wahl des 
Berufes, des Arbeitsplatzes und der Ausbil-
dungsstätte (so das Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland in Artikel 16 ). Diese 
freie Berufs- und Arbeitsplatzwahl ist ein 
Freiheitsrecht, kein Sozialrecht17). Der ein-
zelne hat keinen Rechtsanspruch an Staat 
und Gesellschaft auf Zuweisung von Arbeit 
und Arbeitsplatz. Seit 1848, der französischen 
Februarrevolution, gibt es freilich vielerlei 
Bestrebungen und Versuche, das Recht auf 
Arbeit zum Sozialrecht zu erweitern. Das 
Recht aüf Arbeit enthielte danach einen An-
spruch auf staatliche Leistungen.
Die Verfassungen der sozialistischen Staaten 
wollen durchweg diesen Anspruch verwirkli-
chen. So steht z. B. in Art. 24 Abs. 1 der Ver-
fassung der DDR (1968): „Jeder Bürger ... hat 
das Recht auf Arbeit. Er hat das Recht auf ei-
nen Arbeitsplatz und dessen freie Wahl ent-
sprechend den gesellschaftlichen Erfordernis-
sen und der persönlichen Qualifikation." Dem 
Recht auf Arbeit entspricht hier aber eine 
Pflicht zur Arbeit; es kann also durchaus zum 
Arbeitszwang führen. Der Preis des Rechts 
auf Arbeit ist ferner erforderlichenfalls der 
Verzicht auf die schlechthin freie Wahl des 
Berufs und des Arbeitsplatzes. Zudem ge-
währleistet das „Recht" auf Arbeit keines-
wegs einen Anspruch auf sinnvolle und ange-
messene Arbeit. „Hunderttausende von Men-
schen mit Erdarbeiten zu beschäftigen, mag 
wohl jedem Staat gelingen; daß in einem dif-
ferenzierten System jeder den seiner Vorbil-
dung entsprechenden Arbeitsplatz findet, muß 
hingegen fast ein glücklicher Zufall genannt 
werden, zumal sich die wirtschaftlichen 
Strukturen vor allem wegen der starken au-
ßenwirtschaftlichen Verflechtungen in einem 
dauernden und in der Gegenwart geradezu 
rasant verlaufenden Entwicklungsprozeß um-



bilden“ 17). Ein weiterer fundamentaler Un-
terschied besteht außerdem darin, daß nur 
ein Staat, der selbst über die Produktionsmit-
tel verfügt, auch jedem Bürger Arbeit zutei-
len und zuweisen kann. Sonst ist es nur mög-
lich, indirekt über eine Vollbeschäftigungspo-
litik die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen sowie 
Arbeitslose gegen die wirtschaftlichen Risi-
ken abzusichern. Kein Staat kann etwas ver-
teilen und gewährleisten, was er nicht be-
sitzt. Die europäische Sozialcharta (vom 
18 . Oktober 1961) verpflichtet deswegen ihre 
Unterzeichner nur zu einer Wirtschaft- und 
Sozialpolitik, welche die Ausübung des Rech-
tes auf Arbeit ermöglicht, also zur „Arbeits-
marktpflege".

Dieses Beispiel verdeutlicht zur Genüge die 
Schwierigkeiten: Ein „Recht auf Arbeit" ist 
abhängig vom Wirtschaftssystem wie von der 
politischen Ordnung. Bei diesem Recht sind 
ferner Freiheitsrechte des einzelnen abzuwä-
gen gegen gesamtgesellschaftliche Interessen. 
Spannungen bestehen zwischen der Sicher-
heit des Arbeitsplatzes und freier Selbstbe-
stimmung. Absolute Sicherheit hat den Preis 
absoluter Unfreiheit; völlig freie Arbeitsplatz-
wahl geht auf Kosten der Sicherheit. 
Schließlich treten unlösbare wirtschaftliche 
Probleme auf, wenn man das Recht auf Ar-
beit als Menschenrecht und nicht nur als 
Recht der Staatsbürger begreifen will: Könn-
ten etwa die Industrieländer die arbeitslosen 
Massen nichtentwickelter Länder überhaupt 
aufnehmen (z. B. türkische, nordafrikanische 
Gastarbeiter in Westeuropa)? Die bloße Sta- 
tuierung des Rechts auf Arbeit als Menschen-
recht löst die realen Probleme eben noch 
nicht. Aus solchen Erwägungen heraus hat 
das Grundgesetz darauf verzichtet, Sozial-
rechte festzulegen, anders als die Weimarer 
Reichsverfassung (z. B. WRV Art. 162: „Das 
Reich tritt für eine zwischenstaatliche Rege-
lung der Rechtsverhältnisse der Arbeiter ein, 
die für die gesamte arbeitende Klasse der 
Menschheit ein allgemeines Mindestmaß der 
sozialen Rechte erstrebt"). Solche sozialen 
Rechte waren freilich keine subjektiv-öffent-
lichen, einklagbaren Rechte des Bürgers, son-
dern nur Programmsätze für den Gesetzgeber.

7) Christian Tomuschat, Die Bundesrepublik 
Deutschland und die Menschenrechtspakte der 
Vereinten Nationen, in: Vereinte Nationen 1/78, 
S. 1 ff., Zitat S. 2 ff. Tomuschat zeigt insgesamt recht 
informativ auf, wie unterschiedlich der Sozialpakt 
und der politische Pakt in die politische und recht-
liche Wirklichkeit umgesetzt werden, welches die 
verschiedenen Kontrollmodalitäten der internatio-
nalen Sicherungsverfahren sind und wie sie ge- 
handhabt werden (Berichtsverfahren, Staatenbe-
schwerde, Individualbeschwerden).

Das bedeutet wiederum nicht, daß von die-
sem Menschenrecht nicht ein starker ethi-
scher Appell ausgehen kann und daß es zur 
Aufstellung von Standards für das soziale 
und wirtschaftliche Handeln von Staaten nö-
tigt.

3. Religionsfreiheit

Während für das Recht auf Arbeit die Veran- . 
kerung im politischen und ökonomischen 
Kontext evident ist, scheint im Unterschied 
dazu die Religionsfreiheit ein klassisches in-
dividuelles Freiheitsrecht darzustellen18). 
Diese Annahme ist freilich eine Täuschung. 
Denn Religionsfreiheit umfaßt ja nicht nur 
das individuelle Recht, eine religiöse Über-
zeugung für sich selbst zu haben, sondern 
auch das Recht, diese Überzeugung zusam-
men mit anderen öffentlich zu bekunden. Sie 
schließt also nicht nur die Gewissensfreiheit 
als Individualrecht ein, sondern erstreckt 
sich auch auf die Kultusfreiheit. Ein Kollo-
quium in Montreux, das vom ökumenischen 
Rat der Kirchen vom 24. bis 28. Juli 1976 ab-
gehalten wurde, offenbarte die außeror-
dentliche Spannweite der Auffassungen von 
Religionsfreiheit allein schon unter den euro-
päischen Staaten, und zwar nicht nur in den 
verschiedenen Ländern, sondern auch inner-
halb der verschiedenen Kirchen Europas. Es 
betonte: „Ernsthaft berücksichtigt werden 
müssen auch die verschiedenen konfessionel-
len, historischen und sozialen Traditionen in 
den einzelnen Ländern und Regionen, sowie 
der ekklesiologische Hintergrund, vor dem 
bzw.

19
 in denen die jeweiligen Kirchen leben 

und Zeugnis ablegen." ) Religionsfreiheit 
betrifft beispielsweise die gesamte Regelung 
der Beziehung von Staat und Kirche. Sie wird 
unterschiedlich ferner ausgelegt auch von 
den Kirchen selbst, je nachdem, ob die Kir-
chen die soziale und politische Diakonie oder 
nur den Kultus zu ihren ureigenen Aufgaben 
zählen. Auch in einem einigermaßen durch 
gleiche Traditionen und Anschauungen be-
stimmten Kulturkreis wie dem Europas beste-
hen hier sehr unterschiedliche Auffassungen 
zwischen den Kirchen. Nicht nur eine repres-
sive Religionspolitik seitens mancher Staaten, 
welche beanspruchen, alle Vereinigungen, 
also auch die Kirchen, zu kontrollieren, führt 
deswegen zu einer restriktiven Auslegung 
und Anwendung der Religionsfreiheit.

18) Vgl. zum folgenden: Klaus Schlaich, Religions-
freiheit als Menschenrecht, Ev. Kommentare 11, 
1978, S. 138—141.
19) Zit. nach: Commission of the churches on inter-
national affairs, Newsletter 1976, No. 4, Genf, 
S. 16 ff.



Lenkt man den Blick darüber hinaus auf isla-
mische Länder — Saudi-Arabien hat 1948 ge-
gen die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte wegen der Gewährung der Religions-
freiheit gestimmt —, so wird das Bild noch 
unübersichtlicher. Der Islam kennt nicht die 
abendländische Unterscheidung von Religion 
und Staat; er bildet keine „Kirche" neben 
dem Staat. Das religiöse Recht des Islam soll 
vielmehr auch den Staat binden. Nach diesem 
Recht gibt es daher keine Religionsfreiheit. 
Bei Apostasie, Glaubenswechsel, droht dem 
Muslim Verlust der Staatsangehörigkeit; ja es 
kann sogar die Todesstrafe verhängt werden. 
Arabische Staaten interpretieren Artikel 18 
der Menschenrechtserklärung deswegen da-
hin gehend, daß er nicht das Recht zum Glau-
benswechsel einschließe.

Die Verpflichtung des Staates zu religiöser 
und weltanschaulicher Neutralität, wie sie 
sich im westlichen Christentum seit der Auf-
klärung herausgebildet hat, ist also keines-
wegs allgemein und universal anerkannt. 
Nimmt man hinzu, daß auch das europäische 
Recht Schranken der Religionsfreiheit kennt 
— etwa die öffentliche Sicherheit oder die 
Gesundheit oder Freiheit anderer (zu denken 
ist an gesundheitliche Gefährdungen oder 
körperliche Mißhandlungen bei religiösen 
Handlungen, etwa Verhungern infolge einer 
Teufelsaustreibung, oder an die Sozialschäd-
lichkeit von Jugendsekten) —, dann wird 
vollends deutlich, daß man Religionsfreiheit 
notwendig auch als Sozialrecht verstehen 
muß und nicht nur als Recht auf den Schutz 
der individuellen religiösen Überzeugung, 
also als Sonderfall der Gewissens- und Mei-
nungsfreiheit.

Darüber hinaus ist grundsätzlich theoretisch 
und im besonderen theologisch zu fragen, ob 
Religionsfreiheit nicht einen Allgemeinbegriff 
von Religion voraussetzt, der so niemals ge-
geben war und ist, ob sie also nicht jeweils 
nach dem Selbstverständnis der einzelnen Re-
ligionen und Konfessionen zu differenzieren 
wäre. Ein allgemeiner Begriff von „Religion" 
ist ja bekanntlich ein theoretisches Kon-
strukt.

Auch an allen anderen Menschenrechten lie-
ße sich dieselbe Vielfalt der Auffassungen 
verdeutlichen. Dazu kommt heute ein umfas-
sender Wandel von Individualrechten infolge 
der technisch-wissenschaftlichen Entwicklun-
gen. Das beste Beispiel dafür ist die Mei-
nungsfreiheit, die heute zwar nicht mehr — 
in den Ländern mit demokratischer Rechts-
staatlichkeit — als individuelles Recht, eine 
eigene Meinung zu haben, strittig ist, wohl 

aber als Medienfreiheit, als Freiheit, durch 
Massenmedien diese Meinung unbeschränkt 
zu veröffentlichen, ohne Berücksichtigung ih-
rer Bedeutung oder auch ihres Wahrheitsge-
haltes. Auf die damit verbundenen Probleme, 
die nur oberflächlich gesehen technischer Art 
sind, kann hier nicht weiter eingegangen 
werden. Das Stichwort „innere Pressefreiheit' 
sei nur als Hinweis genannt. Meinungsfrei-
heit ist heute im wesentlichen das vielbestrit-
tene und vielfach beschnittene Recht auf In-
formationsfreiheit und auf einen Meinungs-
pluralismus.

Anhand solcher Beispiele läßt sich die Viel-
falt und Vielschichtigkeit der Menschenrechts-
auffassungen verdeutlichen. Bei der Konkre-
tion von Menschenrechten spielen Anschau-
ungen von Staat, Gesellschaft und Wirtschaft, 
religiöse und weltanschauliche Überzeugungen 
eine wichtige, oft entscheidende Rolle. Es ist 
daher durchaus die Frage, ob es sinnvoll ist, 
Menschenrechte an sich und abstrakt zu erör-
tern.

4. Individualrechte und Sozialrechte

Mit dem Nachweis der Situations- und Kon-
textabhängigkeit der Menschenrechte wird 
zugleich die Reduktion der Problematik der 
Menschenrechte auf den einfachen Grundwi-
derspruch von Individualrechten und Sozial-
rechten, von Freiheitsrechten und Gleich-
heitsrechten prinzipiell in Frage gestellt. Ge-
wiß gab und gibt es Ansätze eines solchen 
Grundwiderspruchs. Die ursprünglichen klas-
sischen Menschenrechte des 18. Jahrhunderts 
waren Individualrechte, negative Abwehr-
rechte gegen Übergriffe der Staatsmacht. In-
zwischen hat sich jedoch in den westlichen 
Industriestaaten die Einsicht durchgesetzt, 
daß diese Rechte der Ergänzung durch Sozial-
rechte, durch ein Sozialstaatsprinzip bedür-
fen. Heute ist hier die Verpflichtung des 
Staates zu sozialem Handeln unstreitig; strit-
tig sind nur die Grenzen staatlicher Sozialpo-
litik.

Umgekehrt sollte in Ländern, welche beson-
ders die Sozialrechte betonen, nicht die Not-
wendigkeit der Respektierung fundamentaler 
Rechte der menschlichen Person, der Rech-
te jedes Individuums bestritten werden. Der 
Verzicht auf die Anerkennung der individuel-
len, persönlichen Rechte zugunsten des Sozi-
alauftrags des Staates und der Gesellschaft 
verneint die Menschenrechte als Rechte des 
Menschen und pervertiert sie zur ideologi-
schen Maske. Leben, Überzeugung und be-
stimmte Grundfreiheiten des Menschen kön-



nen nicht zur Disposition von Staat und Ge-
sellschaft stehen.
Die Reduktion der Probleme der Menschen-
würde auf einen Grundwiderspruch von Frei-
heit und Gleichheit greift also zu kurz. Dazu 
ist in der Thesenreihe der Kammer für öf-
fentliche Verantwortung der EKD vom 
26. September 1975 wesentliches gesagt, das 
auch vom Lutherischen Weltbund in die 
„Theologischen Perspektiven der Menschen-
rechte“ 1977 aufgenommen wurde20 ): „In der 
europäischen und angelsächsischen Überlie-
ferung und unter den dort gegebenen gesell-
schaftlichen Bedingungen hat sich die Idee 
der Menschenrechte vorwiegend in der Rich-
tung ausgeprägt, mehr Freiheit und mehr 
Gleichheit für den einzelnen Menschen zu 
schaffen. Freiheit und Gleichheit sind in die-
sen Regionen demzufolge seit Jahrhunderten 
beherrschende Themen der Gestaltung von 
Staat und Gesellschaft. Freiheit und Gleich-
heit schließen sich nur bei abstrakter Be-
trachtung gegenseitig aus. Eine Politik, die 
auf absolute Freiheit abzielt, führt bei der 
unbestreitbaren Verschiedenheit der Men-
schen sicherlich zur Ungleichheit. Will sie 
dagegen nur Gleichheit, so wird dadurch die 
Freiheit aller derer eingeschränkt, die dem 
jeweils festgesetzten Maß an Gleichheit aus 
biologischen, sozialen oder politischen Grün-
den nicht entsprechen. In Wirklichkeit bedin-
gen sich Freiheit und Gleichheit aber gegen-
seitig. Eine Freiheit, die nur wenigen gewährt 
wird, verdient diesen Namen nicht, und eine 
Gleichheit, die nur in gleichmäßiger Unfrei-
heit besteht, widerspricht der Idee der Men-
schenrechte ebenfalls. Deshalb verlangt die-
se, daß die staatliche Ordnung ein fruchtba-
res Spannungsverhältnis zwischen den beiden 
Prinzipien schafft."

21) Vgl. Anm. 3, Nr. 4; jetzt in: Die Denkschriften 
der EKD, Band I, 2, GTB 414, 1978, S. 91 f.
22) W. Huber/H. E. Tödt, Menschenrechte, 1977, 
S. 80 ff. u. ö.
23) Huber/Tödt, S. 82.

„Eine Politik, die sich auf die rein rechtliche 
Gleichbehandlung der Menschen beschränkt, 
wird dabei, zumindest in Industriestaaten, 
diesem Auftrag nicht gerecht. Die soziale 
Frage, die Europa im 19. und 20. Jahrhundert 
erschüttert hat, ist gerade daraus entstanden, 
daß die Freiheit überbetont, die Gleichheit 
aber auf eine Chancengleichheit im rein 
rechtlichen Sinne reduziert wurde. Sicherlich 
kann staatliche Politik immer nur eine teil-
weise Gleichbehandlung aller Bürger errei-
chen und muß sie sich im übrigen damit begnü-
gen, für eine Gleichheit der Chancen zu sor-
gen. Aber es muß eine reale, nicht lediglich 
eine formalrechtliche Chancengleichheit sein.

:20) Lutherischer Weltbund, Theologische Perspek-
tiven der Menschenrechte, Genf 1977, S. 20 f.

Dem dient die Politik des modernen Sozial-
staates. Daß sie diesem Auftrag gerecht wird, 
muß Gegenstand stän

21

diger Bemühungen sein. 
Zumindest in Industriestaaten sind Freiheit 
und Gleichheit daher ohne Sozialstaatlichkeit 
nicht mehr denkbar." )
Die Menschenrechte sind deshalb immer zu-
gleich unter dem Aspekt von Freiheit und 
Gleichheit — unter Anerkennung einer mög-
lichen Spannung zwischen beiden — zu be-
trachten.
Wolfgang Huber und Heinz Eduard Todt ha-
ben deshalb ausdrücklich Freiheit, Gleichheit 
und Teilhabe die „Grundfigur des Menschen-
rechtes" genannt22). Sie nehmen die Parole 
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" auf, um 
damit zu betonen, daß von Menschenrechten 
nur dort gesprochen werden kann, wo alle 
drei Aspekte gleichzeitig beachtet werden. 
Diese „drei Sachmomente der Grundfigur des 
Menschenrechts — Freiheit, Gleichheit, Teil-
habe — sind stets in wechselseitiger Bedingt-
heit und Bezogenheit ins Spiel zu brin-
gen" 23 ). Alle drei Sachmomente sind weiter-
hin „Verhältnisbegriffe". Sie erweisen sich 
folglich als bedeutsam erst, wenn man sie in 
ein Verhältnis zu Sachproblemen bringt. Die-
ser Hinweis auf eine konstitutive Grundfigur 
des Menschenrechts weist einen Ausweg aus 
einer bloßen Alternative von Freiheit oder 
Gleichheit, von individuellen Grundfreiheiten 
oder sozialen Anrechten für jedermann. Da-
mit braucht nicht geleugnet zu werden, daß 
über die Zuordnung der drei Sachmomente 
zueinander sehr wohl recht unterschiedliche 
Ansichten bestehen können.

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß 
eine lediglich ökonomische Interpretation der 
Menschenrechte deren Grundintention ver-
fehlt. Auch wenn die französische Erklärung 
der Rechte des Menschen und Bürgers 1789 
das Eigentum als das „geheiligte und unver-
letzliche Recht" bezeichnete, dessen niemand 
beraubt werden dürfe (Art. 17), wäre es eine 
unverzeihliche Verkürzung, wollte man den 
Wert der geistigen Freiheiten oder des funda-
mentalen Rechtes auf Unantastbarkeit und 
Unversehrtheit des Lebens übersehen. Eine 
Verkürzung von Menschenrechten auf die Si-
cherung ökonomischer Rechte und Ansprüche 
würde diese gerade um ihre entscheidende Le-
gitimation bringen.



III. Die Würde des Menschen als Grund und Maßstab der Menschenrechte

1. Zur Begründung der Menschenwürde

Nachdem die Problematik der verschiedenen 
Deutungen der Menschenrechte dargestellt 
wurde, erhebt sich die Frage, ob nicht ein 
Gemeinsames in allen diesen unterschiedli-
chen Anschauungen zu finden sei und ob nicht 
die Anerkennung der Menschenwürde diese 
gemeinsame Grundlage und damit den Maß-
stab der einzelnen Menschenrechte ab-
gebe. Das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland setzt die Garantie der Men-
schenwürde an den Anfang des Grundrechts-
teils vor die einzelnen Grundrechte: „(1.) Die 
Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung al-
ler staatlichen Gewalt. (2.) Das Deutsche 
Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, 
des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt. (3.) Die nachfolgenden Grundrechte 
binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar gelten-
des Recht." Die Menschenwürde ist somit 
„Fundamentalnorm" der Verfassung und 
„Grundnorm" der Rechtsordnung der Bundes-
republik Deutschland überhaupt 24).  Diese 
beherrschende Stellung der Menschenwürde 
in Verfassung und Rechtsordnung ist auf dem 
Hintergrund der Absage an die Unmensch-
lichkeiten des nationalsozialistischen Regi-
mes entstanden. Eine Vorstufe des Grundge-
setzes (Herrenchiemseer Entwurf zu Art. 1) 
läßt dies klar erkennen: „(1) Der Staat ist um 
des Menschen willen da, nicht der Mensch um 
des Staates willen. (2) Die Würde der mensch-
lichen Persönlichkeit ist unantastbar. Die öf-
fentliche Gewalt ist in allen ihren Erschei-
nungsformen verpflichtet, die Menschenwürde 
zu achten und zu schützen." 25)  Die Garantie 
der Menschenwürde soll also den Vorrang des 
Menschen vor dem Staat sichern. „Würde" ist 
somit der Eigenwert des Menschen. Der nach-

malige erste deutsche Bundespräsident Theo-
dor Heuss nannte die Menschenwürde wäh-
rend der Beratungen im Parlamentarischen Rat 
eine „nicht interpretierte These" 24). Die Men-
schenwürde wird also vom Recht vorausge-
setzt, aber weder begründet noch erläutert.

24) Werner Maihofer, Menschenwürde im Rechts-
staat. Die Würde des Menschen I, Schriftenreihe 
der Niedersächsischen Landeszentrale für Politi-
sche Bildung, 1967, S. 9; ferner Richard F. Beh-
rendt, Menschenwürde als Problem der sozialen 
Wirklichkeit. Die Würde des Menschen II, Schrif-
tenreihe der Niedersächsischen Landeszentrale für 
Politische Bildung, 1967; Ernst Benda, Gefährdun-
gen der Menschenwürde, Rheinisch-Westfälische 
Akademie der Wissenschaften, Vorträge G198, 
1975; H. C. Nipperdey, Die Würde des Menschen, 
in: Franz L. Neumann, Hans Carl Nipperdey, Ul-
rich Scheuner, Die Grundrechte Bd. 2, 1954, S. 1 bis 
50; K. Löw, a. a. O., S. 65—112.
25) Zit. Maihofer, S. 9.

26) Zit. Maihofer, S. 10.
27) Theodor Maunz, Das Deutsche Staatsrecht, 
196515, S. 101, zit. Maihofer, S. 45.
28) Wernicke, zit. Maihofer, S. 46.
29) Peter Schneider, Die Menschenrechte in staat-
licher Ordnung, Archiv für Rechts- und Sozialphi-
losophie, Bd. 50, 1964, Beiheft 40 NF 3, S. 83.

Juristen haben die „Würde des Menschen" in 
der Auslegung dieser Grundnorm deshalb 
sehr abstrakt und allgemein gedeutet, wenn 
sie etwa als Erklärung zur Antwort gaben: 
„Würde sei, was den Inhalt der Persönlich-
keit ausmacht." 27) Oder: „Was den Men-
schen im spezifischen und wesentlichen Sin-
ne ausmacht." 28) Eine derartig umfassende 
Erklärung wird aber nichtssagend. Andere 
Juristen haben deshalb kritisch die Garantie 
der Menschenwürde eine bloße „Manifesta-
tion des guten Willens" genannt und verglei-
chen sie einem „trojanischen Pferd", mit des-
sen Hilfe in das Rechtssystem die verschie-
denartigsten Weltanschauungen eingeschmug-
gelt werden könnten29). Sozialwissenschaft-
lern liegt es nahe, im Begriff der Menschen-
würde sogar eine „logische Leerformel" 
(Ernst Topitsch) zu sehen, und zwar eben 
deshalb, weil die Wurzeln des Begriffs der 
Menschenwürde außerhalb des Rechts und 
der Rechtswissenschaft liegen. Sie sind histo-
risch im Würdebegriff des christlichen Glau-
bens und in Kants Auffassung von der Wür-
de des Menschen zu suchen.

a) Menschenwürde und Gottebenbildlichkeit

Nach biblischem Zeugnis ist der Mensch als 
Gottes Ebenbild, imago dei, geschaffen und 
hat darin eine besondere Würde, welche ihn 
von allen anderen Geschöpfen auszeichnet 
(Gen 1,27; Jak 3,9 u. ö.). In einem säkularen, 
zur weltanschaulichen Neutralität verpflich- 
teten Staat kann nun freilich dieses christli-
che Verständnis der Menschenwürde als sol-
ches nicht zur Grundlage staatlicher Rechts-
ordnung werden. Dieser Einsicht kann auch 
theologische Ethik sich nicht entziehen: Denn 
sie kann im Zeitlater des Massenatheismus 
und der Profanität die Benennung des Men-
schen als Goffes Ebenbild nicht zur gesell-
schaftlich verbindlichen, allgemein verpflich-



tenden Aussage machen. Als Fundamental- 
norm der Menschenrechte kann darum Men-
schenwürde nicht im spezifischen und ge-
prägten christlichen Verständnis allgemein-
verbindlich von der Rechtsordnung vorausge-
setzt werden, da diese im weltanschaulich 
neutralen Staat nicht auf den Gottesgedanken 
sich berufen kann; dies ist auch deshalb 
nicht möglich, weil die Idee der Menschen-
würde geistesgeschichtlich zwar auch, aber 
nicht nur im Christentum wurzelt.

b) Menschenwürde und Kants Grundsatz der 
sittlichen Autonomie

Ebensowenig kommt freilich eine Festlegung 
auf Kants Verständnis der Würde des Men-
schen in Frage. Nach Kant besteht der Grund 
der Würde des Menschen in der sittlichen 
Selbstbestimmung, in der „Autonomie“ des 
Menschen. Sie ist der „Grund der Würde der 
menschlichen und jeder vernünftigen Na-
tur" 30 ). Die Würde des Menschen als eines 
vernünftigen Wesens liegt darin, keinem Ge-
setz zu gehorchen „als dem, das es zugleich 
selbst gibt" 31 ). Eine derartige Gesetzgebung, 
„die allen Wert bestimmt, muß eben darum 
eine Würde, d. i. unbedingten, unvergleichli-
chen Wert haben". Verletzung der Men-
schenwürde besteht folglich in der Mißach-
tung der sittlichen Selbstbestimmung und im 
Gebrauch des anderen Menschen „bloß als 
Mittel", nicht zugleich als Zweck. Aus der 
notwendigen Selbstschätzung folgt für Kant 
sodann die Pflicht, „die Würde der Mensch-
heit an jedem anderen Menschen prak-
tisch anzuerkennen" und damit die „jedem 
anderen Menschen notwendig zu erzeigende 
Achtung" 32 ).

30) I. Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sit-
ten, Werke Bd. IV, ed. W. Weischedel, 1956, S. 69.
31) A. a. O., Grundlegung, S. 67.
32) I. Kant, Metaphysik der Sitten, S. 600 f.
33) So Löw, a. a. O„ S. 2.

34) Bayerischer Verfassungsgerichtshof, zit. bei 
Reinhold Zippelius, Art. Menschenwürde, in: 
Evangelisches Staatslexikon, 19752, Sp. 1554.
35) I. Kant, Metaphysik der Sitten, S. 345.
36) Maihofer, S. 25.

Auch dieser eindrucksvolle Versuch, die Men-
schenwürde philosophisch zu begründen und 
zu konkretisieren, kann letztlich nicht allge-
meinverbindlich sein. „Der Rückgriff auf Phi-
losophie und Theologie ist nicht ohne wei-
teres nachvollziehbar." 33)  Denn weder die 
philosophische Methode Kants, den Würde-
begriff zu bestimmen, noch seine besondere 
Freiheitsauffassung vermögen den Begriff so 
zu bestimmen, daß er für jedermann eindeu-
tig wird.

C) Ein allgemeines Verständnis von Men-
schenwürde

Wie ist dann aber dieser Begriff zu erfassen? 
Gebräuchlich ist in der Rechtsprechung der 

Bundesrepublik Deutschland eine Formulie-
rung geworden34): „Der Mensch als Person 
ist Träger höchster geistig-sittlicher Werte 
und verkörpert einen sittlichen Eigenwert, 
der unverlierbar und auch jedem Anspruch 
der Gemeinschaft, insbesondere allen rechtli-
chen und politischen Zugriffen des Staates 
und der Gesellschaft gegenüber eigenständig 
und unantastbar ist. Würde der menschlichen 
Persönlichkeit ist dieser innere und zugleich 
soziale Wert- und Achtungsanspruch, der 
dem Menschen um dessentwillen zukommt."
Interpretiert man diese Formulierung, so er-
gibt sich ein Dreifaches:
(a) Die Würde des Menschen besteht in seiner 
Personalität, welche prinzipiell der Verfüg-
barkeit durch andere entzogen ist. Diese Wür-
de steht jedem Menschen, um Kant zu zitieren, 
„kraft seiner Menschheit" zu, welche also „un-
abhängig von allem rechtlichen Akt jeder-
mann von Natur zukommt" ). Menschenwür-
de enthält die Anerkennung des Personseins 
als 

36
eines Grundwerts. Sie ist jedoch in diesem 

Sinn „Sollensnorm", nicht „Seinstatsache" ).
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(b) Die Menschenwürde betrachtet den Men-
schen in seinem Verhalten oder Verhältnis 
zu anderen Menschen. Sie sieht ihn nach dem 
Prinzip der Goldenen Regel. Die Achtung der 
Menschenwürde schließt damit nicht nur die 
Anerkennung individueller Personalität ein, 
sondern zugleich die Achtung der Sozialität 
und Solidarität des Menschen.
(c) Die Achtung der Menschenwürde erfordert 
ferner eine Grundentscheidung hinsichtlich 
des Verhältnisses von Staat und Mensch und 
damit über das Staatsverhältnis. Ob man 
dabei, wie Werner Maihofer es tut, den Ge-
danken des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates, also des Rechtsstaatsprinzips, 
des Sozialstaatsprinzips und des Demokra-
tieprinzips allein schon aus dem Begriff der 
Menschenwürde entwickeln kann, ist mir al-
lerdings zweifelhaft. Denn die Achtung der 
Menschenwürde als solche führt nicht zwin-
gend zu einer einzigen bestimmten Staats-
form und Gesellschaftsordnung.

d) Menschenwürde als Rechtsgrundsatz

Mit diesen drei Gesichtspunkten ist Men-
schenwürde weder definiert noch auf eine 
bestimmte philosophische oder theologische 
Auslegung festgelegt. Daher kann ich mich



als evangelischer Theologe auch nicht der 
Feststellung anschließen: „Der Rechtssatz 
von der Würde des Menschen ist ein natur-
rechtliches Elementarprinzip." 37)  Gleichwohl 
ergeben sich aus der Näherbestimmung nun 
doch normative ethische und rechtliche Po- 
stulate. Diese Postulate beziehen sich freilich 
auf die Gesellschaftsordnung im ganzen. Ich 
nenne einige konkrete Folgerungen:

a) Zunächst folgt, wie bei allen Menschen-
rechten überhaupt, daß sich aus der Anerken-
nung der Menschenwürde das Unterlassen 
menschenunwürdiger Handlungen zwingend 
ergibt. Solche Handlungen sind beispielswei-
se Ausrottung, Versklavung, Zwangsver-
schleppung, Folterung, Freiheitsberaubung, 
Verfolgung aus politischen, rassischen und 
religiösen Gründen. Insbesondere am Beispiel 
der Folter als Verletzung der Menschenwür-
de ließe sich die Bedeutung dieser „Grund-
norm" der Rechtsordnung für konkretes Ver-
halten aufzeigen. Diese Bedeutung der 
Grundnorm für die Abwehr von Angriffen 
auf die „Menschenwürde" läßt sich verhält-
nismäßig leicht juristisch formulieren.

b) Schwieriger wird es, wenn man aus der 
Achtung der Menschenwürde die Verpflich-
tung des Staates zur Hilfe für Menschen in 
materieller Not herleiten will. Friedrich 
Schiller meinte zwar: „Habt ihr die Blöße 
bedeckt, gibt sich die Würde von selbst." 
Heute ist im allgemeinen aber in der Rechts-
wissenschaft, vor allem unter Berufung auf 
das „Sozialstaatsprinzip“ (GG Art. 20 I) aner-
kannt, daß der Schutz der Würde dem Staat 
eine Schutzpflicht auch zur Abwendung men-
schenunwürdiger Not auferlegt. Strittig ist 
jedoch, inwieweit aus dieser Schutzpflicht 
sich auch ein subjektiv-öffentliches Recht des 
einzelnen ergibt, aufgrund dessen er einen 
materiellen Anspruch von sich aus einklagen 
kann. Selbst wenn für die Bundesrepublik ein 
Rechtsanspruch einklagbar wäre, so bedeutete 
dies, daß andere Staaten nur im Rahmen ih-
rer jeweiligen Möglichkeiten zu sozialem 
Handeln verpflichtet werden könnten.

c) An dieser Stelle läge es nahe, auf vielfa-
che Mißachtungen der Menschenwürde in al-
ler Welt hinzuweisen, die eindeutig gegen 
Ethos und Recht verstoßen. Die Kluft zwischen 
theoretischer Anerkennung und praktischer 
Verletzung der Menschenwürde ist augenfäl-
lig. Dazu kommen einige neue Phänomene 
hinzu, die spezifische Gefährdungen der Men-
schenwürde enthalten. An diesen hier nur 

aufzuzählenden Gefährdungen zeigt sich 
überdies, daß die Achtung der Menschenwür-
de kein statisches Faktum ist, sondern dem 
jeweiligen Gesellschaftswandel anzupassen 
ist. Dabei beschränkt sich die Aufzählung auf 
Beispiele aus der industriellen westlichen Ge-
sellschaft, die freilich darüber hinaus bedeut-
sam s 38ind ):

2. Gefährdungen der Menschenwürde

In der Bundesrepublik Deutschland hat der 
verfassungsrechtliche Würdebegriff in der 
Rechtsprechung und Lehre durch die Formu-
lierung eines allgemeinen Persönlichkeits-
rechtes eine Konkretion erfahren. Dieses Per-
sönlichkeitsrecht soll die Privat- und Intim-
sphäre schützen, etwa durch das Verbot un-
erlaubten Photographierens im Privatbereich 
oder durch den Schutz des gesprochenen 
Wortes vor geheimen Tonbandaufnahmen. 
Die technischen Möglichkeiten, in die Privat-
sphäre einzudringen, machen es notwendig, 
heute die Unantastbarkeit der Menschenwür-
de erneut und nachdrücklich zu betonen. 
Dazu gehört beispielsweise auch das Verbot 
des Ausspähens von ärztlichen Daten und 
Unterlagen. Insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Ausbau der Computertechnik und 
des Datenschutzes wurde ferner die Wahrung 
der Persönlichkeitsrechte und der Menschen-
würde ausführlich erörtert. Die Macht der 
Massenkommunikationsmittel kann ebenfalls 
durch Indiskretionen aus der Privatsphäre die 
Menschenwürde des einzelnen beeinträchti-
gen, sogar zerstören. Auch die moderne, 
technisch gewordene Medizin, die sogenannte 
Apparatemedizin, bietet Beispiele dafür, daß 
die verfassungsmäßig anerkannte Achtung 
der Menschenwürde den Forderungen techni-
scher und organisatorischer Effizienz oftmals 
leichthin geopfert wird. Das Eintreten für die 
Würde des leidenden und sterbenden Men-
schen kann heute daher erneut zur sittlichen 
Pflicht werden. Andere Problemfelder seien 
nur beiläufig erwähnt, wie die Gefährdung der 
Menschenwürde durch die moderne Kriegs-
technik oder durch menschenunwürdige Ar-
beitsverhältnisse.

Die Aufgabe der Verwirklichung der Men-
schenwürde erstreckt sich also auf sehr viel-
fältige und weite Bereiche. Auf einen dieser 
Problembereiche sei ausdrücklich hingewie-
sen, zumal er in der Sozialwissenschaft ein-
gehend erörtert wird: Es ist die Beeinträchti-

37) So L. Berg in: Katholisches Soziallexikon, 
1964, Sp. 691.

38) Vgl. zum folgenden: Behrendt und Benda 
(Anm. 24).



gung der Menschenwürde und Menschen-
rechte durch Bürokratisierung. Menschenwür-
de erfordert wirksame Beschränkung von 
Machtkonzentrationen und Kontrolle von In-
habern der Macht39 ). Die. Menschenrechte 
wehren ursprünglich Eingriffe des Staates in 
die persönliche Sphäre ab. Zu diesem Indivi-
dualrechtsschutz verhält sich jedoch die 
Inanspruchnahme einer Bürokratie kontrapro-
duktiv. Es ist ein Irrtum, Menschenrechte 
gleichzusetzen „mit bürokratisch identifizier-
baren Rechten" 40 ). Solche Gleichsetzung 
nimmt an, irgendeine Bürokratie sei stets für 
bestimmte Menschenrechte zuständig. Mit 
dieser Suche nach Zuständigen in der Büro-
kratie liefert man Menschenrechte gerade wie-
derum der bürokratischen Manipulierbarkeit 
aus. Im äußersten Fall gelangt man dabei von 
der Idee der allgemeinen Menschenrechte zur 
Idee der Notwendigkeit einer allgemeinen 
Bürokratie41 ).

42) Berger u. a., S. 75—85, vgl. ferner: Artikel 
„Ehre", Historisches Wörterbuch der Philospphie 
2, 1972, S. 319—323 (H. Reiner).
43) Vgl. Berger u. a., S. 80: „Der Begriff der Ehre 
impliziert, daß die Identität intrinsisch oder zu-
mindest in bedeutsamer Weise mit institutioneilen 
Rollen verknüpft ist. Im Gegensatz dazu impliziert 
der moderne Begriff der Würde, daß die Identität 
intrinsisch von institutionellen Rollen unabhängig 
ist."

Dagegen bleibt daran zu erinnern, daß die 
Berufung auf Menschenwürde und Menschen-
rechte ihrer ursprünglichen Intention und 
Zielsetzung nach gerade die Selbstverant-
wortlichkeit und den Eigenwert des Men-
schen als Persönlichkeit aktivieren und 
schützen wollte. Es wäre eine Ironie der Ge-
schichte, wenn die Mißdeutung der Men-
schenrechte als Ansprüche, die von einer Bü-
rokratie zu verwalten und einzulösen wären, 
diese ursprüngliche Intention in ihr Gegenteil 
verkehren würde. Beabsichtigt ist mit dieser 
Feststellung mitnichten eine Polemik gegen 
Bürokratie und Bürokratisierung, obgleich 
diese heute in der Bundesrepublik zweifellos 
Resonanz finden würde. Die Forderung nach 
Abschaffung von Bürokratie ist illusioni-
stisch. Realistisch ist es hingegen, zu beto-
nen, daß Bürokratie mit ihrer Sachgesetzlich-
keit eben nicht von der Notwendigkeit eige-
ner Verantwortung und persönlichen Eintre-
tens für die eigene wie die fremde Menschen-
würde entlasten kann. Gerade im Zeitalter 
scheinbarer technischer Sachgesetzlichkeit 
und bürokratischer Sachzwänge wird eine 
Rückbesinnung auf die Menschenwürde un-
entbehrlich. Damit wird nicht ein fernes Ideal 
beschworen, sondern eine Grundnorm für die 
Beurteilung staatlichen und gesellschaftlichen 
Handelns, ein Sollensanspruch zur Geltung 
gebracht.

39) Vgl. Behrendt, S. 35 ff.
40) Peter L. Berger, Brigitte Berger, Hansfried 

Kellner, Das Unbehagen in der Modernität, 1975, 
8.100.

41) Vgl. Berger u. a., S. 101.

3. Die Säkularität der Menschenwürde und 
die Ehre des Menschen

Diese Grundnorm ist freilich ausgesprochen 
neuzeitlich. Sie ist neuzeitlich, weil sie die 
Menschenwürde als Fundamentalnorm der 
Rechtsordnung ausschließlich diesseitig, sä- 
kulär bestimmt und nur als gesellschaftlichen 
Tatbestand versteht. Das schließt nicht aus, 
daß man sie auch anders interpretieren kann, 
sie also etwa theologisch auslegt, setzt dieses 
andere Verständnis aber nicht zwingend vor-
aus. Neuzeitlich ist ferner die Anschauung 
von der Menschenwürde als einem jedem 
Menschen gleicherweise zukommenden Recht. 
Die Würde des Menschen gilt ihrem 
Anspruch nach universal. Die Würde ist „de-
mokratisch". Schließlich gründet Menschen-
würde in der unableitbaren individuellen Au-
tonomie, in dem, was Dietrich Bonhoeffer die 
„Mündigkeit" der modernen Welt nannte. Sä-
kularität, Universalität und Autonomie sind 
Prämissen und Kennzeichen der Menschen-
würde und der daraus abgeleiteten einzelnen 
Menschenrechte.
Daß diese Prämissen spezifisch neuzeitlich 
sind, zeigt ein Vergleich der klassischen Vor-
stellungen von der Ehre des Menschen mit 
der neuzeitlichen Anschauung von der Wür-
de des Menschen42 ). Der Ehrbegriff hat heu-
te im allgemeinen Bewußtsein einen un-
übersehbaren Niedergang erfahren; sein Stel-
lenwert ist gering. Dagegen findet die Sorge 
um die Würde und die Rechte des Individu-
ums weithin Verständnis und Unterstützung. 
An die Stelle des Begriffs der Ehre scheint 
also der der Würde getreten zu sein. Dies hat 
seine Ursache darin, daß Ehre jeweils einem 
Stand, einer Gesellschaftsschicht, einer Klas-
se zugeordnet ist. Die Ehre ist rollenspezi-
fisch. Das neuzeitliche Ich wird jedoch von 
seinen Rollen ge
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löst und gerade als einsames 
Ich zum Träger der menschlichen Würde und 
unveräußerlicher Menschenrechte ).
Die Annahme einer allgemeinen Menschen-
würde gründet damit in der neuzeitlichen 
Anthropologie, die prinzipiell das Ich ahisto- 
risch und unter Abstraktion von seinem ge-
sellschaftlichen Ort sieht. Auf dieser Anthro-
pologie beruhen auch spezifische — im er- *



sten Teil angesprochene — Probleme des 
Umgangs mit Menschenrechten, wie z. B. die 
Nichtbeachtung von historischen und sozia-
len Kontexten. Die Kritik der Menschenrech-
te, vor allem in der klassischen deutschen 
Philosophie, nannte deshalb die Menschen-
rechte „rationalistisch", und die deutsche 
Theologie hat bis in die Mitte unseres Jahr-
hunderts hinein die Menschenrechte wegen 
ihres Rationalismus, Individualismus, Säkula- 
rismus abgelehnt, eben wegen ihrer Herkunft 
aus der Aufklärung. Sie wandte sich damit 
prinzipiell gegen die neuzeitliche Auffassung 
vom Menschen. Man könnte versucht sein, 
an diese Kritik angesichts vieler Aporien der 
Menschenrechte wieder anzuknüpfen, um 
von daher das Thema des Verhältnisses von 
Theologie und Menschenrechten anzugehen.

In der Tat bestehen unverkennbare Span-
nungen zwischen der neuzeitlichen Sicht des 
Menschen und dem christlichen Verständnis 

tation mit diesen Spannungen fragwürdig, 
weil man darüber die Wirklichkeit der mo-
dernen Welt verkennen könnte. Denn die 
neuzeitliche Sicht des Menschen ist eben 
nicht eine zufällige Entwicklung und Wahl, 
sondern Folge und Antwort auf den grundle-
genden Wandel der sozialen Welt und der 
modernen Gesellschaft. Die Berufung auf 
Menschenrechte und Menschenwürde ent-
springt dem Bemühen um eine ethische Ant-
wort auf die Probleme gerade dieser neuzeit-
lichen Welt. Eine Kritik dieser Antwort wür-

de letztlich bei dem Verzicht auf eine ethi-
sche Wertung dieser Entwicklung enden. Im 
Zerfall der Rollen, Institutionen und Normen 
soll der Appell an die Würde upd das Recht 
des Menschen die Subjektivität des Men-
schen wahren und aktivieren. Die Sensibilität 
für die Mißachtung der Menschenwürde und 
die Inanspruchnhame individueller Verant-
wortung und Rechte sind moralische Errun-
genschaften, die daher durch ihre Re-
duktion, Rückführung auf eine vielleicht 
fragwürdige anthropologische Theorie nicht 
widerlegt sind. Vielmehr ist der Begriff der 
Menschenwürde ein absoluter Grundwert, in 
welchem Ethos und Recht, in der heutigen 
Terminologie bundesdeutscher Diskussion 
„Grundrechte" und „Grundwerte" koinzidie- 
ren. Die Achtung dieses Wertes und Rechts-
gutes bindet Staat und Gesellschaft. Dieser 
Grundwert bedarf freilich als gemeinsames 
Rechtsgut einer pluralistischen Gesellschaft 
keineswegs einer religiösen Deutung.

In der deutschen Diskussion der letzten Jahre 
hat sich die Einsicht durchgesetzt, daß der 
Staat auf die weltanschauliche Neutralität 
festgelegt ist und daher auch die Menschen-
würde nicht in einem religiösen oder spezi-
fisch weltanschaulichen Sinne interpretieren 
kann. Aber weltanschauliche Neutralität er-
fordert keineswegs Wertneutralität in bezug 
auf ethische Beurteilungsmaßstäbe. Ein sol-
cher fundamentaler Wertmaßstab ist als Sol-
lensanspruch die Achtung der Menschenwür-
de.

IV. Theologische Deutungen der Menschenrechte

1. Die Problemlage

Mit der letzten Bemerkung wurde schon 
übergeleitet zur Frage des theologischen Zu-
gangs zu den Menschenrechten. Die Diskus-
sionslage ist hier freilich höchst verwirrend, 
ja aporetisch. Ich kann sie an dieser Stelle 
nicht umfassend schildern, sondern wiederum 
nur versuchen, die Grundfrage herauszuarbei-
ten.

Theologie und Kirche stehen einmal vor dem 
Faktum unterschiedlicher Menschenrechtsauf-
fassungen; davon war zunächst die Rede (Ka-
pitel II). Allein schon dieser Tatbestand sollte 
es verbieten, für eine bestimmte Anschauung 
zu optieren und für sie eine theologische 
Legitimation zu suchen und zu liefern. (Der 
Begriff „Legitimation" wird hier benutzt im 
Sinne einer theologischen und ideologischen 

Sanktion oder „Rechtfertigung".) Bei solchen 
Legitimationen stehen dann nicht mehr die 
Sachfragen der Menschenrechtsauffassungen 
zur Erörterung, sondern nur noch der theolo-
gische „überbau". Folgt daraus aber nicht 
der prinzipielle Verzicht auf die Inanspruch-
nahme theologischer Kriterien bei der Bewer-
tung der unterschiedlichen Auffassungen von 
Menschenrechten? Führt dies andererseits 
nicht zu einer Auslieferung an die Normati-
vität des Faktischen? Diesen Einwand gilt es 
im folgenden im Gedächtnis zu behalten.

Zum anderen stehen Theologie und Kirche 
nicht nur vor einer Pluralität der Menschen-
rechtsauffassungen, sondern vor dem Tatbe-
stand der Profanität, der Säkularität der Men-
schenrechte und deren Anspruch auf Geltung, 
unabhängig von religiösen und weltanschau-
lichen Voraussetzungen und Überzeugungen.



Diese Säkularität des Anspruchs der Men-
schenrechte wurde anhand des Begriffs der 
Menschenwürde ansatzweise erörtert (Kapi-
tel III). Im Phänomen der Menschenrechte wird 
die Emanzipation der Ethik von der Theologie 
anschaulich. Damit steht jedoch das Verhält-
nis von Ethik und Theologie insgesamt zur 
Diskussion. Dieser zweite Aspekt der Säkula-
rität der Menschenrechte ist der schwerwie-
gendere und eine theologische Herausforde-
rung. Wolfgang Huber/Heinz Eduard Tödt ha-
ben diese Fragestellung als theologisches 
Grundproblem formuliert, w
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eil die Thematik 
der Menschenrechte ein „Paradigma für den 
theologischen Umgang mit Problemen, die 
nicht innertheologischen Ursprungs sind", 
darstelle ).

2. Beispiele theologischer Deutungen

Die Schwierigkeit einer theologischen Ant-
wort verdeulicht ein kurzer Blick auf Versu-
che theologischer Deutung der Menschen-
rechte.

a) Die katholische Sicht

Die römisch-katholische Lehre interpretiert 
die Menschenrechte als zeitgemäße Konkre-
tion der klassischen Naturrechtsdoktrin und 
der darauf fußenden Soziallehre der Päpste: 
„Die Lehre der Kirche über die Grundrechte 
des Menschen ist in erster Linie auf den Er-
fordernissen der menschlichen Natur durch 
die Vernunft und das Naturgesetz begrün-
det.“ 45 ) Die Menschenrechte werden also ei-
ner sehr alten Tradition des Naturrechts ein-
geordnet. Nun ist an diesem Ort nicht die 
jahrhundertealte, höchst differenzierte Dis-
kussion um das Naturrecht aufzunehmen, die 
sehr ausgreifend erfolgen müßte. Immerhin 
sei kritisch angemerkt, daß die Rezeption der 
aus liberalem und aufgeklärtem Gedankengut 
stammenden Grundfreiheiten und Rechte des 
Menschen seitens der katholischen Kirche 
erst recht jungen Datums ist und die Verein-
barkeit der klassischen metaphysischen Na-
turrechtsprinzipien mit den neuzeitlichen 
Menschenrechten keineswegs völlig und 
durchgehend erwiesen zu sein scheint. Das 
Naturrecht könnte auch ganz anders ausge-
legt und verwendet werden.

44) Huber/Tödt, S. 10.
45)Die Kirche und die Menschenrechte. Ein Ar-
beitspapier der Päpstlichen Kommission „Iustitia 
et Pax", 1976, S. 14 f. Vgl. zum ganzen die Sam-
melbesprechung von Wolfgang Schweitzer, Men-
schenrechte im Kontext Ökumenischer Theologie, 
in: Zeitschrift für evangelische Ethik 22, 1978, 
S.60—70.

Andererseits ist eine Bemerkung Wolfgang 
Schweitzers bedenkenswert: „Es könnte sein, 
daß jene .katholischen' Traditionen sich im 
heutigen Ringen um Menschenrechte als hilf-
reicher erweisen als — die Rechtfertigungs-
lehre." 46 ) Die Rechtfertigungslehre versteht 
sich als Offenbarung des Rechtsanspruches 
Gottes auf die Welt, und die Menschenrechte 
wären dann unmittelbar aus der Offenbarung 
Gottes herzuleiten und zu begründen — eine 
von reformierten Theologen unter Karl 
Barths Einfluß vertretene Position. Diese Ab-
leitung aus einer, wie auch immer näher zu 
bestimmenden Offenbarungslehre widerspricht 
jedoch dem Tatbestand der Säkularität der 
Menschenrechte. Daraus ergibt sich die grö-
ßere Nähe der neuzeitlichen Menschenrechts-
auffassung zur klassischen Naturrechtsidee. 
Strittig ist freilich die Deutung der „Natur", 
ferner die Frage, ob Natur eine ewige, unver-
änderbare Wesenheit darstellt — die Position 
eines metaphysischen Essentialismus — oder 
geschichtlich sich wandelt — die Position ei-
ner historischen und situationsbezogenen In-
terpretation —, und schließlich, ob Natur als 
Sein bereits einen Sollensanspruch, eine Wer-
tung einschließt, also eine normative Größe 
ist. Der Rückgriff auf das Naturrecht löst dar-
um auch nicht alle Probleme eines, angemes-
senen Verständnisses der Menschenrechte. 
Aber der Weg von der weithin auch Theolo-
gen unzugänglich gewordenen reformatori-
schen Rechtfertigungslehre zu den Menschen-
rechten erweist sich eindeutig als schwieriger 
als der Zugang von einer neuen Deutung des 
Naturrechts her.

b) Die reformierte Deutung

Diesen anderen, dem Naturrechtsdenken ent-
gegengesetzten Weg schlägt die Erklärung 
der theologischen Kommission des Reformier-
ten Weltbundes ein. Sie folgt einer weitver-
breiteten theologischen Theorie, wonach der 
grundlegende theologische Beitrag des christ-
lichen Glaubens „in der Begründung der fun-
damentalen Menschenrechte aus dem Recht 
Gottes auf den Menschen" bestehe47). Die 
theologische Begründung erfolgt also in Form 
einer Herleitung von Menschenrechten aus 
grundlegenden theologischen Aussagen wie 
Gottes Bund oder Kreuz und Auferstehung 
Jesu Christi. Es ist dies, abgekürzt gesagt, 
eine theologische Argumentation „von oben 

46) Schweitzer, a. a. O„ S. 69. <
47) Jan Milic Lochman/Jürgen Moltmann, Gottes 
Recht und Menschenrechte, 1976, S. 61—67; Die 
theologische Basis der Menschenrechte, Zitat S. 61, 
These 1.



nach unten". Menschenrechte sind danach 
theologisch nur zu verstehen als „Entspre-
chungen“ oder „Analogien“ zu Gottes Heils-
handeln. Mit der Begründung aus dem Recht 
Gottes soll festgelegt werden, „daß die Men-
schenrechte letzten Endes nicht im Wesen 
des Menschen gründen und auch nicht von 
individuellen oder kollektiven Errungenschaf-
ten des Menschen in der Geschichte bedingt 
sind. In ihnen spiegeln sich der Bund der 
Treue Gottes mit seinem Volk und die Herr-
lichkeit seiner Liebe zur Kirche und zur Welt 
wider48 ). /

48) A.a. O., S. 61.
49) Vgl. Huber/Tödt, S. 65—67, ferner: Jörg Bauer, 
Versuch einer systematisch-theologischen Orien-
tierung, in: J. Bauer (Hrsg.), Zum Thema Men-
schenrechte, 1977, S. 97—108, v. a. S. 100 f.

50) Vgl. Anm. 6, S. 13, Bericht aus der Arbeits-
gruppe I, Ziff. 3.2.

Gegen diesen Ansatz einer Deduktion von 
Menschenrechten aus theologischen Basissät-
zen sind bereits mehrfach erhebliche metho-
dische und sachliche Einwände zur Geltung 
gebracht worden49 ). Bereits die Herleitung 
der Menschenrechte aus Offenbarungsaussa-
gen ist offenkundig eine Konstruktion. Der 
„säkulare" Charakter der Menschenrechte 
wird dabei nicht berücksichtigt. Dazu kommt 
eine Vernachlässigung der Rechtsqualität der 
Menschenrechte, wenn von einem theolo-
gisch verstandenen „Recht" Gottes und den 
Rechten des Menschen äquivok, gleichsinnig, 
gesprochen wird. Denn entweder heißt 
„Recht" dann nur noch das, was wichtig ist, 
oder die Berufung auf das „Recht" Gottes - 
dürfte nicht im übertragenen Sinne verstan-
den werden und müßte dann in folgerichtiger 
Anwendung zur Juridifizierung theologischer 
Aussagen führen, also zu einer „Theokratie" 
— wofür es in anderen Kulturen und Religio-
nen derzeit Beispiele gibt (z. B. im Iran).

Theokratische Staatsform und Menschenrech-
te schließen sich letztlich aus. Die Inkon-
gruenz theologischer Aussagen über das Recht 
Gottes und über juristisch wie historisch 
präzis konturierte Rechte des Menschen kommt 
bei der reformierten Deutung nicht in den 
Blick. Dahinter steht im übrigen die Gesamt-
problematik der Barthschen These der Einheit 
von Evangelium und Gesetz, wonach ethische 
Forderungen — als Gesetz oder Gebot — 
theologisch zu begründen seien allein als 
Entsprechungen zum Evangelium und darum 
überzeugend nur aus der Offenbarung in 
Christus begründet werden könnten. Auch im 
Bereich reformierter Theologie und Kirche ist 
indessen dieser theologische Ansatz keines-
wegs unumstritten und der allein geltende.

c) Der lutherische Ansatz

Der Bericht einer Konsultation des Lutheri-
schen Weltbundes (29. Juni—3. Juli 1976) 
„Theologische Perspektiven der Menschen-
rechte" hingegen lehnt es ab, Menschenrech-
te „theologisch aus spezifisch christlichen 
Voraussetzungen zu deduzieren. Sie sind ja 
Rechte aller Menschen, auch derer, die nicht 
im Wirkungsbereich des Evangeliums leben 
oder leben wollen. Gerade die lutherische 
Tradition erlaubt und gebietet uns, sie, wie 
alles weltliche Recht, als Erscheinungen im 
Prozeß des weltlichen Regiments Gottes zu 
betrachten und sie dementsprechend theolo-
gisch zu ents 50chlüsseln." ) Die Menschen-
rechte werden somit als weltliche Phänomene 
respektiert. Sie bedürfen keiner zusätzlichen 
theoretischen Begründung oder Ableitung aus 
theologischen Aussagen. Theologie kann al-
lenfalls beitragen zu einem kritisch-konstruk-
tiven Umgang in der Praxis mit vorliegenden 
Menschenrechtskodifikationen. Entschlüsse-
lung meint dabei nämlich Aufzeigen und 
Aufspüren von Aspekten in den säkularen 
Menschenrechten, die sich vergleichen lassen 
mit Grundforderungen christlichen Glaubens. 
Der Christ soll sich folglich mit Hilfe kriti-
schen Denkens bemühen, in (Jen Menschen-
rechten Aufgaben für sein christliches Han-
deln zu entdecken, wie sie ihm ebenfalls und 
gleichzeitig der christliche Glaube zumutet.

d) Die Thesenreihe der EKD

Auch die Thesenreihe der EKD „Die Men-
schenrechte im ökumenischen Gespräch“, 
26. September 1975, hat dieses Vorgehen ge-
wählt. Erst nach einer Analyse und Würdi-
gung der Menschenrechte als weltlicher Phä-
nomene kommt sie deswegen auf den Beitrag 
der Kirchen und Christen zu sprechen. Wäh-
rend die Thesen Nachdruck auf ein prakti-
sches Engagement der Kirchen zugunsten der 
Menschenrechte legen, betonen sie zugleich 
die theoretische Differenz im Verständnis des 
Menschen zwischen neuzeitlichen Menschen-
rechten und christlichem Glauben. Die Ver-
pflichtung gegenüber anderen Menschen 
durch das Liebesgebot und die Inanspruch-
nahme von Menschenrechten in eigener Sache 
oder zugunsten anderer decken sich nach ihrer 
Meinung nicht. So lauten die Schlußsätze: 
„Nicht zuletzt ist der Beitrag der Kirche zur 
Klarstellung und Verwirklichung der Men-
schenrechte aber dort zu sehen, wo sie in der 
Verkündigung des in Jesus Christus geschenk-



ten Heils ihren eigenen Auftrag erfüllt. Wo 
Menschen die Zusage Gottes annehmen und 
in die Nachfolge Jesu eintreten
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, da sind sie 
bereit, dem Nächsten mehr als nur sein Recht 
zu schaffen." )  Die Thesenreihe hebt also 
nicht auf einen unüberbrückbaren Gegensatz 
ab, wohl aber auf einen bleibenden Unter-
schied zwischen Menschenrechten und christ-
lichem Liebesgebot, anders gesagt: zwischen 
Ethos und Evangelium.

scher Forderungen"?

Der Hinweis auf Modelle einer theologischen 
Deutung der Menschenrechte führte vor eine 
verwirrende Vielfalt von Ansätzen und Aus-
legungen. Feststehen sollte allerdings eines, 
daß eine Ableitung von ethischen oder gar 
rechtlichen Forderungen, die Anspruch auf 
allgemeine Geltung erheben, aus theologi-
schen Grundaussagen nicht möglich ist: „Die 

Menschenrechte können nicht durch exegeti-
sche Begründungen und dogmatische Setzun-
gen aus der Heilsgegenwart Gottes

52
 in Christus 

abgeleitet werden." )  Denn ethische Forde-
rungen und Rechtsansprüche berufen sich auf 
allgemeine Einsehbarkeit, auf „Evidenz". Da-
her erübrigt sich eine besondere, zusätzliche 
Begründung aus der Offenbarung Gottes. Da-
mit wird aber auch die Annahme einzelner 
Entsprechungen, Analogien von ethischen 
Grundforderungen und Offenbarungssätzen 
fragwürdig. Die Berufung auf die Notwendig-
keit einer theologischen „Begründung" ethi-
scher Grundforderungen kann sogar dazu 
mißbraucht werden, diese der allgemeinen ra-
tionalen Prüfung zu entziehen. Theologische 
Begründung gerät dann, unbeabsichtigt, zur 
ideologischen Legitimation.

ben und Offenbarung ethische Anweisungen 
herzuleiten, die darin nicht enthalten sind. 

selbst unglaubwürdig. Oder Theologie und 
Kirche verzichten grundsätzlich auf derartige 
Weisungen und Herleitungen. Damit lösen 
sie sich freilich vom alltäglichen Verhalten 
der Christen und siedeln den christlichen 
Glauben in einem politikfreien, weltfernen 
Raum, in einem Jenseits der Gesellschaft an.
Auf dieses Dilemma bezieht sich der Vor-
schlag, an Stelle einer theologischen Begrün-

52) Baur, S. 107.51) Vgl. Anm. 3, S. 103.



düng der Theorie der Menschenrechte von ei-
ner theologischen Begründung des Umgangs 
mit Menschenrechten zu sprechen, entspre-
chend der lutherischen Rede vom theologi-
schen Gebrauch des alles Menschen betref-
fenden und als bekannt vorausgesetzten Ge-
setzes Gottes, des „usus legis". Die Men-
schenrechte werden damit zwar als säkulare 
Phänomene verstanden. Aber es gibt durch-
aus einen theologischen Gebrauch dieser sä-
kularen Erkenntnisse. An der J’raxis, am Ge-
brauch entscheidet sich danach die Möglich-
keit einer theologischen Wertung. Dieser 
Hinweis ist richtig, weil und sofern die Pra-
xis zur Auswahl einer bestimmten Anschau-
ung von Menschenrechten aufgrund christli-
cher Glaubensüberzeugungen führen kann.
Aber die Wahl ist nicht in jedem Fall nur ein 
Problem christlicher Praxis. Wolfgang Huber 
und Heinz Eduard Tödt 53)  sehen darüber 
hinaus nämlich den Beitrag des christlichen 
Glaubens darin, dazu anzuleiten, bestimmte 
Sachgehalte der Menschenrechte theologisch 
zu „entschlüsseln“. Menschenrechte sind 
auch ihrer Meinung nach nicht aus theologi-
schen Sätzen deduktiv abzuleiten und zu le-
gitimieren. Ein solches Verfahren wider-
spricht allein schon einer auf Dialog und 
Konsensus angelegten kommunikativen Ethik. 
Aber theologische Sätze können dazu bei-
tragen, wesentliche Sachverhalte in weltli-
chen Phänomenen zu entdecken, sie freizule-
gen. Huber/Tödt sprechen dabei von „Analo-
gie und Differenz zwischen der Grundfigur des 
Menschenrechts und Grundinhalten des christ-
lichen Glauben 54s" ). Die Behauptung von Ab-
hängigkeiten und Herleitungen ist damit auf-
gegeben; aber es wird immer noch nicht hin-
reichend klar, wieso eine theologische Ent-
schlüsselung überhaupt erforderlich ist.
Theodor Heuss nannte, um diese Formel auf-
zunehmen, die Menschenwürde eine „nicht 
interpretierte These“. Dies besagt, daß Recht 
und Würde des Menschen zwar als Po- 
stulate der Vernunft durchaus begriffen und 
einsichtig gemacht werden, aber nicht aus 
der Vernunft zwingend als notwendig erwie-
sen werden können. Denn warum sollte man 
einem Menschen überhaupt Würde und nicht 
Nutzwert beimessen? „Rational" könnte bei-
des vertreten und behauptet werden. Dies be-
deutet jedoch,. daß Vernunft zwar das 
Menschsein auszeichnet, aber nicht der In-
begriff des Menschseins ist. An dieser Stei-
fe tritt nun eine Spannung zwischen der 
überlieferten christlichen Sicht des Mensch-

seins und der aus der stoischen Lehre vom 
Menschen als Vernunftwesen stammenden 
Begründung der Menschenrechte in der Auf-
klärung zutage.

Die Aufklärung verdankt sich weithin einer 
Art Renaissance stoischer Deutung von Welt 
und Mensch. Diese Deutung geht davon aus, 
daß Mensch von Natur frei und gleich 
ist und Vernunft hat. Mißstände in der 
Gesellschaft haben daher ihre Ursachen nur 
in der Struktur der Gesellschaft, nicht im 
Menschen selbst. Darum ist Gesellschaftsre-
form der einzige Weg zur Verwirklichung 
des Vernünftigen, beispielsweise der Men-
schenrechte. Nach christlichem Verständnis 
hingegen sind die Menschen von Natur nicht 
frei und nicht gleich, und ihre Unfreiheit be-
einträchtigt auch ihre Berufung auf Ver-
nunft53). Der Mensch ist nach christlichem 
Verständnis zur Freiheit und Gleichheit von 
Gott und vor Gott bestimmt und soll dazu 
durch den Glauben ermächtigt werden. Frei-
heit und Gleichheit sind sowenig vorfindli- 
cher und vorgegebener Zustand wie Ver-
nunft einfach vorhandenes Faktum ist. Frei-
heit, Gleichheit, Vernunft sind Zielbestim-
mungen. Damit vermag christlicher Glaube 
sowohl der faktischen und natürlichen Un-
gleichheit und Unfreiheit der Menschen wie 
dem Fehlen von Vernunft und Einsicht Rech-
nung zu tragen als auch die Bestimmung an-
zuerkennen, wonach der Mensch dem ver-
pflichtenden Aufruf zur Freiheit und Gleich-
heit in seiner Einsichtigkeit zu folgen hat.

53) Huber/Tödt, S. 163.
54) Huber/Tödt, S. 162.

55) Wolfhart Pannenberg, Christlicher Glaube und 
Gesellschaft, in: Zeitschrift für Politik, österreichi-
sche Monatshefte 4, 1978, S. 28—34, v. a. S. 33 f.; 
ders. Die Bestimmung des Menschen, 1978, S. 12 f.

, „Bestimmung" — das führt zu letzten Vor-
aussetzungen des Menschseins, zum Geheim-
nis des Menschseins selbst und damit vor 
eine von der Theologie zwar nicht mit Lehr-
sätzen zu beantwortende, aber im Bewußtsein 
zu haltende Frage nach Grund, Ziel und Sinn 
von Menschsein und Menschlichkeit.

Bei der juristischen und politischen Berufung 
auf die Menschenwürde wurde zwar aus-
drücklich davon abgesehen, die Gottebenbild-
lichkeit des Menschen heranzuziehen. Wenn 
sie universal gelten soll (und nicht nur für 
Christen), muß Menschenwürde für sich 
selbst sprechen. Aber wenn Menschenwürde 
zurückverweist auf das unverfügbare Ge-
heimnis des Menschseins, dann kann dieser 
Wert sehr wohl ofien sein für eine theologi-
sche Deutung anhand der Gottebenbildlichkeit 
des Menschen als einer Glaubensaussage.



c) Liebe als Grundvoraussetzung von Ethik 
und Recht

Im Geschehen der bedingungslosen und unbe-
dingten Liebe wird eine Grenze von ethischer 
Forderung und Rechtsansprüchen sichtbar: 
Liebe kann man weder einfordern noch ein-
klagen. Sie wird einem zuteil. Die Spontaneität 
und Freiheit der Liebe schließt aus, sie als 
Rechtsforderung oder auch als Grundwert zu 
verstehen. Heinz Edu
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ard Todt hat daher die 
Liebe hinsichtlich der Beurteilung ethischer 
Handlungen eine „Metanorm" )  genannt. Me- 
ta-norm meint dabei eine Voraussetzung vor 
und jenseits aller einzelnen Normen. So sehr 
dabei Todt zuzustimmen ist im Verweis auf 
die Liebe als einer unverfügbaren Grundvor-
aussetzung allen Ethos' und allen Rechtes, 
so mißverständlich ist in diesem Zusammen-
hang jedoch der Begriff „Norm". Norm wird 
allgemein verstanden als Maßstab. Liebe ist 
jedoch kein Maßstab, an dem ethische Einzel-
forderungen und Rechtsansprüche zu messen 
wären. Norm, Maßstab im Sinne eines nor-
mativen ethischen Kriteriums können für die 
vorliegenden Menschenrechtskataloge und 
-konventionen nur jeweils Würde und 
Rechtsgüter des Menschen sein. Liebe ist hin-
gegen kein zusätzlicher Maßstab, sondern Ur-
teilsinstanz. In der philosophischen Tradi-
tion hat man Liebe daher eine Grundkraft, 
ein Grundvermögen, eine Grundeinstellung 
des Menschen genannt, welche im Willen zur 
Anerkennung und Verwirklichung der Würde 
und der Rechte von Mitmenschen Gestalt ge-
winnen kann. Liebe als Wille zur Verwirkli-
chung des Menschendienlichen und Guten 
befreit nicht von der Prüfung, was denn je-
weils im Einzelfall tatsächlich recht und gut 
ist. Aber ohne den Willen zur praktischen 
Verwirklichung bleibt das Gute und Rechte 
Theorie und nur gute Absicht, Vorsatz. Das 
zeigt sich eben auch an der Verwirklichung 
der Menschenrechte.
Christlicher Glaube versteht Liebe nicht als 
bloßes Gefühl, sondern versteht sie als 
Grundhaltung, die im emotionalen und volun- 
tativen Bereich des Menschen verankert ist. 
Liebe ist eine allgemeinmenschliche Möglich-
keit. Damit sie freilich Wirklichkeit wird, be-

darf es der Ermächtigung zur Liebe. Die Be-
nennung der Liebe als „Charisma“, als Gna-
dengabe Gottes in der paulinischen Theologie 
beschreibt diesen Sachverhalt. Liebe als Hin-
gabe an den Mitmenschen, die nicht auf Be-
rechnung beruht oder einer Sympathie ent-
springt, ist die Bedingung menschlichen Le-
bens. Keine Ethik vermag freilich das Gesche-
hen der Liebe von sich aus herbeizuführen 
oder gar zu erzwingen. Sie bleibt auf das Ein-
treten der Liebe als unverfügbares Ereignis, 
als Geschenk angewiesen. Diese Unverfüg-
barkeit und Unbeweisbarkeit von Liebe wird 
von der Theologie dadurch geschützt, daß sie 
das Geheimnis des Menschseins als Glaube 
an die Macht der Liebe ausspricht und die 
Gegenwart dieser Liebe bezeugt, weil sie als 
Gottes Liebe im Menschen Jesus von Naza-
reth Gestalt gewonnen hat. Die Unterschei-
dung von Theologie und Ethik wahrt gerade 
dieses Geheimnis, indem sie einen Aspekt in 
die Betrachtung der ethischen Forderungen 
einbringt, welcher nicht aus der Ethik selbst 
zu entnehmen ist.

Diese Unterscheidung hat nun auch Folgen 
für den theoretischen und praktischen Um-
gang mit den Menschenrechten. Es kann 
nicht Sache theologischer Ethik sein, andere, 
vielleicht sogar bessere Menschenrechte zu 
konstruieren und zu entwerfen, ohne sich 
wirklich auf die gegenwärtigen Probleme und 
Einsichten der Menschenrechtsdiskussion ein-
zulassen.

Aber theologische Ethik könnte sehr wohl 
dazu beitragen, angesichts resignativer Un-
terschätzung wie utopischer Überschätzung 
der Möglichkeiten der Menschenrechte den 
Mut zum Aushalten der Aporien der Men-
schenrechte in Theorie und Praxis zu vermit-
teln! Und sie könnte dazu anleiten, Men-
schenrechte ernst zu nehmen, sie besser aus-
zugestalten und damit denen zum Recht zu 
verhelfen, die sich selbst ihr Recht nicht 
schaffen können.

Am Schluß der Überlegungen steht daher ein 
Appell an eine moralische Affirmation der 
Menschenrechte durch jeden einzelnen. Auf 
solche Affirmation zielt ebenfalls das christli-
che Grundwort „Liebe deinen Nächsten wie 
dich selbst", der Anspruch der Agape. Denn 
die Agape mutet dem Christen zu, vor allem 
für die Rechte und die Würde derer einzutre-
ten, denen zum Recht zu verhelfen, die dieses 
Recht für sich selbst nicht einklagen und 
durchsetzen können.

56) Heinz Eduard Tödt, Versuch zu einer Theorie 
ethischer Urteilsfindung, in: Zeitschrift für evan-
gelische Ethik 21, 1977, S. 81—93, S. 92; vgl. fer-
ner: Otfried Höffe, Bemerkungen zu einer Theorie 
sittlicher Urteilsfindung (H. E. Tödt), ebd. 22, 1978, 
S. 181—187. Höffe betont gleichfalls die Bedeu-
tung des Willens für eine ethische Entscheidung.



V. Zusammenfassende Thesen

1. Die Idee der Menschenrechte entstammt 
der neuzeitlich-aufgeklärten Vorstellung, nach 
welcher allen Menschen grundsätzlich diesel-
ben Rechte und dieselbe Würde zukommen. 
Menschenrechte berufen sich für ihre Begrün-
dung auf die eine Menschennatur und leiten 
daraus einen Anspruch auf Universalität ab.

2. Religion ist hingegen ihrem Ursprung nach 
kontingent und partikular. Religion beruft sich 
stets auf bestimmte Erfahrungen und Wider-
fahrnisse. Sie begründet sich auf kontingentes 
Geschehen, auf „Offenbarung".

3. Die Spannung zwischen dem Universali-
tätsanspruch der Menschenrechte und der 
Kontingenz von Religion, als Folge und Aus-
druck partikularer Positivität, ist nicht vor-
schnell aufzulösen. Sie ist weder in der Weise 
zu beseitigen, daß die Universalität der Men-
schenrechte (als Anspruch, nicht als Faktum!) 
von bestimmten religiösen Überzeugungen ab-
hängig gemacht wird. Menschenrechte haben 
Geltung zu beanspruchen unabhängig von der 
Anerkennung bestimmter religiöser Überzeu-
gungen. Die Spannung ist auch nicht dadurch 
zu überwinden, daß die Partikularität positi-
ver Religion preisgegeben wird zugunsten ei-
nes abstrakten universalen Religionsbegriffs, 
wonach die Religion ineinsgesetzt wird mit 
dem Humanum, also z. B. mit dem, was den 
Menschen überhaupt vom Tier unterscheidet.

4. Vielmehr ist die Spannung gerade im In-
teresse der Humanität zu wahren und festzu-
halten.

a) Menschenrechte haben sich zu beschrän-
ken auf den Schutz fundamentaler Rechte des 
Menschen, auf einen unantastbaren Kern des 
Humanen. Sie können dieses Humane aber 
nicht abschließend und total definieren: Es 
entzieht sich gerade einer letzten Fixierung. 
Indem sie das Humanum nicht abschließend, 
sondern offen bestimmt, schafft die Anerken-
nung von Menschenrechten für Religion die 
Möglichkeit, das Geheimnis, die Transzendenz 
der menschlichen Person auf ihre besondere 
Weise auszusprechen und zu wahren.

b) Religion, die ihrerseits Menschenrechte 
unabhängig von religiösen Bekenntnissen gel-
ten läßt, gewinnt gerade dadurch die Möglich-
keit, ihre besondere Deutung des Menschseins 
einzubringen in die Selbstwahrnehmung und 
Selbstverwirklichung des Menschen.

c) Daraus ergibt sich eine Unterscheidung 
von allen Menschen betreffenden Rechtsforde-

rungen und Rechtsnormen einerseits und der 
den unverfügbaren Grund des Menschseins 
betreffenden religiösen Auslegung des 
Menschseins andererseits.

5. Christlicher Glaube ist nicht einem Allge-
meinbegriff von Religion schlechthin zu sub-
sumieren. Vielmehr stellt jeder Allgemeinbe-
griff von Religion nur einen konstruierten, 
nachträglichen Rahmen dar, in welchem der 
christliche Glaube seine besondere Sicht von 
Gott, Mensch und Welt in bezug auf andere 
Religionen, Weltanschauungen und Selbstdeu-
tungen des Menschen vergleichend zur Spra-
che bringen kann. Christlicher Glaube ent-
steht aus der Kundgabe Gottes im Menschen 
Jesus von Nazareth und wird vermittelt durch 
das diese Kundgabe mündlich und literarisch 
bezeugende Evangelium.

6. Christlicher Glaube und Menschenrechts-
auffassung berühren sich im Bezug auf die 
Sicht des Menschen. Sie decken sich zwar 
nicht in ihrem Verständnis des Menschen, 
aber sie können sich in einer fundamentalen 
Anerkennung von Würde, Gleichheit und Frei-
heit aller Menschen durchaus verständigen.«
7. Menschenrechte können die Würde des 
Menschen nur insoweit sichern, als diese 
Würde mit Hilfe rechtlicher Normen und An-
sprüche sich erfassen läßt und die Anerken-
nung daraus abgeleiteter Grundnormen für 
jedermann einsichtig und rechtlich verbind-
lich gemacht werden kann.
Christlicher Glaube bringt eine Sicht des Men-
schen zum Vorschein und zur Sprache, die 
letztlich gerade nicht in Rechtsnormen gefaßt 
werden kann. Dazu zählen beispielsweise das 
Leiden als Grunderfahrung des Menschseins, 
die Liebe als Grundbeziehung der Mitmensch-
lichkeit, Versagen und Schuld (Sünde) als 
Grundverfehlungen der Menschlichkeit.

/
8. Menschenrechte haben den Sinn, das Zu-
sammenleben der Menschen menschlich zu 
erhalten und zu gestalten.
Christlicher Glaube will den Menschen selbst 
menschlicher werden lassen.

9. Ohne die Anerkennung eines fundamenta-
len Rechtes des Menschen kann eine Gesell-
schaft nicht menschlich sein und bleiben. Das 
Recht hat eine schützende, protektive Funk-
tion. Ohne Glaube und Liebe wird der Mensch 
nicht menschlicher. Christlicher Glaube hat 
eine produktive, gestaltende Funktion.



10. Die Respektierung der Spannung von 
Menschenrechten und christlichem Glauben 
behauptet somit nicht Alternativen und fal-
sche Gegensätze, sondern ermöglicht einen 
Umgang mit den Menschenrechten, der Ge-
sellschaft und Mensch menschlicher machen 
soll. In der konfessionell lutherischen Tradi-

tion wird man diese Spannung als Unterschei-
dung von Gesetz und Evangelium interpretie-
ren können. Andere konfessionelle Traditio-
nen werden andere tradierte Unterscheidun-
gen gebrauchen, z. B. von Christianum und 
Humanum, von Glaubensethos und Natur-
recht, von Heilsethos und autonomer Moral.



Helmut Heinzlmeier

Die Massenflucht aus Vietnam
Zum historischen Hintergrund

Letzte UNO-Statistiken weisen weltweit rund 
dreizehn Millionen Flüchtlinge aus. Die Dun-
kelziffer in diesen Statistiken ist außerordent-
lich hoch. Sie liegt in den Millionen. Nie-
mand weiß mit Sicherheit zu sagen, ob allein 
in Afrika vier oder mehr Millionen Flüchtlin-
ge umherirren. Doch nicht diese Zahlen sind 
es, die derzeit schrecken. Vielmehr ist es 
wiederum Vietnam, das weltweit für Schlag-
zeilen sorgt. Zu Hunderttausenden flüchten 
die Menschen aus dem Land. Vielfach unter 
Lebensgefahr, auf seeuntüchtigen Booten. Sie 
haben vorher hohe Fluchtgelder bezahlt. In 
ihrer Mehrheit sind es Chinesen — sogenann-
te Auslandschinesen. Damit wird die Weltöf-
fentlichkeit auf ein Problem aufmerksam, das 
in der Region schon seit langem schwelt. 
Ohne seine Kenntnis bleibt vieles am derzei-
tigen Geschehen unverständlich — sowohl, 
warum so viele Menschen aus Vietnam 
flüchten, als auch, warum die Flüchtlinge auf 
so wenig Hilfe in den Nachbarstaaten stoßen.
Zum Verständnis ist ein kurzer Blick in die 
Geschichte unumgänglich. Auslandschinesen 
gibt es nicht nur in Vietnam. In allen Staaten 
Südostasiens lebt eine mehr oder weniger 
große chinesische Kolonie. Mit der Ausnah-
me Singapurs — wo sie die Bevölkerungs-
mehrheit und die Regierung stellt — wird ihr 
überall mit einem mehr oder minder ausge-
prägten Mißtrauen begegnet. Insgesamt leben 
in der Region nicht weniger als fünfzehn Mil-
lionen Auslandschinesen. Schon lange vor 
der Ankunft der ersten europäischen Seefah-
rer im 16. Jahrhundert bestanden in Südost-
asien chinesische Handelsniederlassungen. 
Ihr Einfluß war jedoch gering. Wohl waren 
einige jener Staaten im Laufe der Geschichte 
dem chinesischen Kaiserreich tributpflichtig 
gewesen, kulturell jedoch war das vorkolo-
niale Südostasien — mit der Ausnahme Viet-
nams — stärker von Indien als von China her 
beeinflußt. Die chinesische Auswanderung 
nach Südostasien blieb bis in das 19. Jahrhun-
dert hinein gering, nahm dann aber ständig zu. 
Kurz nach 1900 erreichte sie einen ersten und 
bald nach dem Ersten Weltkrieg einen zweiten 
Höhepunkt. Die chinesische Auswanderung 
nach Südostasien ist also ein historischer Vor-
gang allerjüngsten Datums. Erst mit dem Zwei-

ten Weltkrieg ebbte diese Auswanderung all-
mählich wieder ab.

Warum es zu diesem Massenexodus kam, be-
darf einiger Erläuterungen. Dies um so mehr, 
als die Chinesen aufgrund ihres ausgeprägten 
Überlegenheitsanspruches, ihres Familien- 
und Ahnenkultes als ausgesprochen heimat-
verbunden galten. Nach dem konfuzianischen 
Wertekanon war eine Verbannung ins Exil 
eine schrecklichere Strafe als eine Hinrich-
tung. Noch bis in das 19. Jahrhundert hinein 
bestand in China eine tiefe Abneigung ge-
genüber einem Auslandsaufenthalt. Für Chi-
nesen waren nur asoziale Elemente imstande, 
ihre Heimat für längere Zeit zu verlassen. 
Mehrere tiefgreifende historische Ereignisse 
mußten Zusammentreffen, daß es im 19. und 
20. Jahrhundert trotz alledem zu einer chine-
sischen Massenauswanderung nach Südost-
asien kam. In der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts zeichnete sich immer deutli-
cher der Niedergang des chinesischen Kaiser-
reichs ab. Die Not der Bauern nahm unbe-
schreibliche Ausmaße an. Zur selben Zeit 
wuchs in den Kolonien Südostasiens der Be-
darf an billigen Arbeitskräften auf den Plan-
tagen und im Bergbau. Was lag da näher, als 
in Form eines kaum verhüllten Sklavenhan-
dels Bauern aus dem übervölkerten und ver-
armten Südchina einzuführen? Sie kamen zu 
Millionen. Die Existenz der chinesischen 
Minderheiten in Südostasien ist zu einem 
Großteil aus diesem Zusammenhang zu ver-
stehen. Die vorkoloniale Gesellschaftsord-
nung in Südostasien war eine Zweiklassenge-
sellschaft. Eine Klasse — die überwältigende 
Bevölkerungsmehrheit — waren Bauern. Sie 
unterhielten mit ihren geringen Überschüssen 
und durch Dienstleistungen die Aristokratie. 
In dieser traditionellen Wirtschaftverfassung 
gab es für Chinesen wenig Möglichkeiten, am 
Erwerbsleben teilzunehmen. Dazu mußte zu-
erst die traditionelle Gesellschafts- und Wirt-
schaftsordnung aufgebrochen werden.

Dies geschah dann im 19. Jahrhundert. Aber 
nicht durch die Chinesen, sondern durch die 
europäischen Kolonialmächte. Ihr Kapital 
mußte, um in den Tropen rentabel arbeiten 
zu können, vorzugsweise in Großbetrieben — 



Plantagen und Bergbau — angelegt werden. 
Dies bedingte zweierlei: Die Großbetriebe be-
durften ergänzender Kleinbetriebe, und sie 
brauchten abhängige Lohnarbeiter. Zu diesen 
Tätigkeiten war die selbstgenügsame einhei-
mische Bevölkerung selten bereit. In diese 
Lücken strömten die herbeigeschafften chine-
sischen Kulis. Sie übernahmen wirtschaftli-
che Positionen, die weder von der einheimi-
schen Bevölkerung noch von den Europäern 
ausgefüllt wurden. Die Chinesen wurden — 
gleichsam als europäische Hilfskräfte — zur 
Erschließung Südostasiens herbeigeholt. Die 
Europäer bestimmten die Entwicklung, die 
Chinesen paßten sich ihr an. Ihre Aufgabe 
war es, die traditionelle einheimische Wirt-
schaft an den Welthandel anzuschließen. Sie 
fügten sich in das vorgegebene koloniale 
Wirtschaftssystem mit viel Erfolg und Ge-
schicklichkeit ein. Die Chinesen brachten ein 
hohes Arbeitsethos mit, daß sich unter den 
politischen und sozialen Bedingungen im 
Mutterland nicht voll entfalten konnte. In 
der konfuzianischen Sozialordnung wurden 
Staatsdienst und Landwirtschaft hoch, Gewer-
be und Militär gering geachtet. Der Kauf-
mann galt gesellschaftlich wenig. Ihm drohte 
beständig willkürliche Enteignung durch die 
herrschende Beamtenschicht. Das war einer 
der Gründe, warum im kaiserlichen China 
keine dem kapitalistischen Wirtschaftssystem 
des Westens vergleichbare Entwicklung auf-
kommen konnte.
Diese Hemmnisse entfielen in Südostasien. 
Als aktive Minderheit, losgelöst von sozialen 
Bindungen und moralischen Hemmungen, die 
ihnen zu Hause ihr Ruf und der ihrer Familie 
auferlegt hatte, strebten die Auslandschine-
sen nach schnellem Gelderwerb.
Sie wollten möglichst schnell möglichst reich 
werden, um im Alter als wohlsituierte Bürger 
wieder in die Heimat zurückkehren zu kön-
nen. Aus dieser weitgehenden sozialen Bin- 
dungslosigkeit läßt sich einiges am erstaunli-
chen Durchsetzungsvermögen der chinesi-
schen Einwanderer erklären. Dazu kam die 
weitverbreitete Sitte, sich in ebenso undurch-
sichtigen wie einflußreichen Geheimgesell-
schaften zusammenzuschließen.

Besondere Sympathien vermochten sich die 
Auslandschinesen bei alledem in keinem 
Land Südostasiens zu erwerben. Die Gründe 
hierfür sind zahlreich. Die rassischen und re-
ligiösen, sozialen und kulturellen Unterschie-
de gegenüber den jeweiligen Gastvölkern 
sind unübersehbar. Konnten die Auslandschi-
nesen während der Kolonialzeit jedoch noch 
ein weitgehend unangefochtenes Eigenleben 
führen, so sind sie seit der Entkolonisierung 

in allen diesen Staaten mehr oder minder 
harten Restriktionen ausgesetzt. Der Unab-
hängigkeitskampf dieser Völker hatte sich 
nicht nur gegen die koloniale Vorherrschaft 
der Europäer, sondern vielfach auch — was 
gemeinhin übersehen wird — gegen die Wirt-
schaftsdominanz der vorwiegend mittelständi-
schen urbanen Chinesen gerichtet. Nach der 
Unabhängigkeit wurde ihnen denn auch wie-
derholt der Vorwurf gemacht, während des an-
tikolonialen Befreiungskampfes auf der Seite 
der Europäer gestanden zu haben. Ihnen wurde 
überdies vorgehalten, daß ihre wirtschaftlich 
führende Stellung nicht zuletzt auch auf 
die vormalige europäische Protektion zurück-
zuführen sei. Fortan war es — mit der erwähn-
ten Ausnahme Singapur — das erklärte Ziel 
aller Regierungen Südostasiens, die wirtschaft-
liche Vormachtstellung der Auslandschinesen 
zu brechen. Dieses Ziel zu verwirklichen, ist 
den einzelnen Staaten Südostasiens bislang 
nur bedingt gelungen. Ob — bis vor wenigen 
Jahren — in Kambodscha und Südvietnam, 
ob — noch heute — in Malaysia oder in 
Thailand, in Indonesien oder auf den Philip-
pinen; überall ist die wirtschaftliche Stellung 
der Auslandschinesen — zum Teil in Zusam-
menarbeit mit Singapur und Hongkong — 
stark, überdies führt die verschiedentlich be-
tonte Eigenart, die unterschiedliche Sprache, 
Kultur und Religion der chinesischen Minder-
heit immer wieder zu Spannungen — vor al-
lem in dem Verhältnis zu den islamischen Ma-
laysiern und Indonesiern.

Doch nicht nur ihre wirtschaftliche ‘Vor-
machtstellung wird den • Auslandschinesen 
immer wieder zum Vorwurf gemacht. Auch 
ihre politische Loyalität gegenüber den je-
weiligen Gastvölkern wird oft angezweifelt. 
Danach sind sie nicht viel mehr als eine 
„Fünfte Kolonne" Chinas — obwohl Peking 
seit Jahrzehnten nachdrücklich solche Be-
fürchtungen zu zerstreuen sucht. Es ist vor 
allem dieses Muster von wirtschaftlichen und 
politischen Vorbehalten, das die Stellung der 
Auslandschinesen in Südostasien kennzeich-
net. Ohne seine Kenntnis ist kaum recht ein-
zuordnen, warum Hanoi so viele Flüchtlinge 
ziehen läßt, warum sie andererseits in den 
Nachbarstaaten so wenig gerne gesehen wer-
den.

In Nordvietnam lebten niemals viele Chine-
sen. Zuletzt wenig mehr als einhunderttau-
send. Angesichts der langen gemeinsamen 
Grenze mag diese Tatsache überraschen. 
Nichtsdestoweniger gibt es Gründe dafür. 
Seit altersher besteht im Tal des Roten Flus-
ses ein hoher Bevölkerungsdruck. Er schloß 
eine Einwanderung chinesischer Siedler aus. 



Auch gehört Nordvietnam in vielen zum chi-
nesischen Kulturkreis. In diesem Kontext 
vermochten sich die Chinesen nicht in dem 
gewohnten Maße durchzusetzen. Auch waren 
sie hier über ein Jahrtausend lang als Besat-
zer aufgetreten. Die antichinesischen Vorbe-
halte Hanois haben eine lange Tradition.

Ganz anders liegen die Verhältnisse in Süd-
vietnam. Hier lebten bis vor kurzem über 
eine Million Auslandschinesen — vorwie-
gend in der Doppelstadt Saigon-Cholon. In 
ihrer Mehrheit waren sie erst im Gefolge der 
französischen Kolonialmacht gekommen. Sehr 
bald jedoch waren sie zu einer exklusiven 
Gesellschaft im Lande geworden, die mehr 
und mehr dessen Wirtschaft zu beherrschen 
begann: vom Reis- bis zum Opiumhandel, 
vom Geld- bis zum Mädchenverleih. Schon 
1956 hatte der südvietnamesische Präsident 
Diem der wirtschaftsstarken Minderheit auf 
dem Verordnungswege die vietnamesische 
Staatsbürgerschaft aufgezwungen, um ihrer 
erdrückenden Wirtschaftsdominanz gegen-
über wenigstens ein Minimum an gesetzlicher 
Handhabe zu haben. Der Erfolg blieb be-
grenzt. Sie wahrte immer eine' gewisse Di-
stanz zu ihrer Wahlheimat.
Nicht zuletzt während des Vietnamkrieges 
verdienten viele der Minderheit ausnehmend 
gut. Sie kontrollierten unter anderem den 
ausgedehnten Amüsierbetrieb — Bars, Bor-
delle und Heroin — für die Hunderttausende 
von amerikanischen Gis. Bei ihnen konnte 
auch der Vietcong Waffen aus amerikani-
schen Beständen kaufen. Als nordvietnamesi-
sche Truppen 1975 in Saigon einmarschierten, 
ließen sie die chinesischen Geschäftsleute zu-
nächst Weiterarbeiten. Noch für Jahre kon-
trollierten diese unter anderem den so wich-
tigen Reismarkt. Zum Bruch kam es erst im 
Frühjahr letzten Jahres. Hanoi startete eine 
umfassende Verstaatlichungskampagne.

Gleichzeitig verfügte es eine einschneidende 
Währungsreform und konfiszierte, soweit sie 
ihrer habhaft werden konnte, Waren- und 
Goldbestände der chinesischen Geschäftsleu-
te. Hanoi konnte mit guten Gründen unter-
stellen, daß es mit diesen Maßnahmen eine 
Massenflucht der Auslandschinesen auslösen 
würde.
Die Wirtschaftslage Vietnams ist außeror-
dentlich schlecht. Dafür gibt es im wesentli-
chen drei Gründe:
Erstens: das Land hat die Folgen der beiden, 
insgesamt dreißig Jahre währenden, Indochi-
nakriege noch lange nicht bewältigt. Zwei-
tens fällt es Hanoi schwer, das so anders ge-
artete Südvietnam zu integrieren. Drittens 

bindet der jüngste Konflikt mit Peking neuer-
lich alle Energien.
Allein der letzte Indochinakrieg hat Millio-
nen von Menschenleben gekostet. Millionen 
Hektar wertvollen Ackerlandes sind zerstört 
worden. Millionen Tonnen Bomben haben In-
frastruktur und Industrie Nordvietnams 
schwer getroffen. Zurück blieben — vor al-
lem in Südvietnam — Millionen von Arbeits-
losen, Hunderttausende von Witwen, Waisen 
und Invaliden. Hinzu kommt, daß die Wirt-
schaftsstrukturen Nord- und Südvietnams 
völlig verschieden sind. Eine Gleichschaltung 
erweist sich als außerordentlich schwierig. 
Letztlich am schwierigsten ist es jedoch für 
Hanoi, die so andere Mentalität der Südbe-
völkerung dem mönchischen Puritanismus 
des Nordens anzupassen, aus Kostgängern 
des Kapitalismus stramme Kommunisten zu 
machen, eine Konsum- in eine Produktionsge-
sellschaft umzuwandeln.

Südvietnam erlebte in den langen Jahren des 
amerikanischen Indochina-Engagements eine 
wirtschaftliche Scheinblüte. Ungezählte Milli-
arden amerikanischer Hilfsgelder verhalfen 
der Stadtbevölkerung — im Unterschied zu 
der Landbevölkerung — zu einer gewissen 
Prosperität. Noch für die Ärmsten fiel etwas 
ab. Auch in den Vorstadt-Slums fanden sich 
noch ein Fernsehgerät und ein Motorrad. Für 
die öl-, aber auch die wachsenden Nahrungs-
mitteleinfuhren sorgte Washington. Damit ist 
es heute vorbei. Das fiel insofern nicht unmit-
telbar auf, als der Norden eine Art von dreijäh-
riger Ubergangsfrist gewährte. Zum Teil ließ 
sich noch aus US-Beständen leben. Mittler-
weile greift Hanoi hart in die Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung Südvietnams ein. 
Seine Hand lastet schwer auf dem Land. 
Vielfach wird in Saigon erst jetzt bewußt, 
daß der letzte Krieg endgültig vorbei ist. Mitt-
lerweile kann auch davon ausgegangen wer-
den, daß nicht nur die besonders hart ge-
troffene chinesische Minderheit, sondern 
auch — etwas überspitzt ausgedrückt — ganz 
Saigon zur Auswanderung bereit ist. Wie alle 
großen Städte hat es seine gesamte Lebens-
weise zu ändern. Vietnam wird wieder das, 
was es vor dem Krieg war: ein vorwiegend 
agrarisches Entwicklungsland. Dagegen stel-
len sich die Betroffenen. Die vage, aber 
nichtsdestoweniger weitverbreitete und an-
triebsmächtige Zielvorstellung ist, irgendwie 
nach Kalifornien zu gelangen.
Besonders hart von diesem Wandel getroffen 
ist die Jugend Saigons. Zeit ihres Lebens hat 
sie — im Gefolge des amerikanischen Enga-
gements — nicht viel anderes gelernt als 
schnell und viel Geld zu machen. Heute ste-



hen viele ohne Berufsausbildung da. Auf sie 
stößt man auch heute noch allenthalben in 
Saigon. Frühmorgens im Kino, nachmittags — 
mit und ohne Honda — im Cafe am Straßen-
rand. Der Schwarzmarkt blüht noch immer. 
Nicht nur mit Waren aus alten US-Beständen. 
Mtitlerweile tauchen auf dem Markt auch 
eingeschmuggelte Waren aus Hongkong auf. 
Der lange Indochinakrieg hat eine ganze Ge-
neration heimatlos gemacht. Was das sozial-
psychologisch für das Land bedeutet, ist bis 
heute auch nicht annäherungsweise abzu-
schätzen.
Was in Südvietnam schreckt, ist nicht nur 
die harsche Sozialisierungs-, sondern auch 
die Umsiedlungspolitik Hanois. Sie soll nicht 
nur die — mehr oder weniger für alle Staa-
ten Südostasiens charakteristische — soziale 
Distanz zwischen Stadt und Land ausgleichen 
und das hoffnungslos überbevölkerte Rote- 
Fluß-Delta Nordvietnams entlasten; für sie 
sprechen auch einige Wirtschaftsdaten: 1960 
lebten rund fünfundachtzig Prozent der Be-
völkerung Vietnams auf dem Land. Dann 
kam der zweite Indochinakrieg. Nicht weni-
ger als zehn Millionen Menschen flohen aus 
ihrer angestammten Heimat — vorzugsweise 
vom Land in die Städte. Allein Saigons Ein-
wohnerzahl stieg von über einer auf vier 
Millionen. In den letzten Jahren lebten weit 
über vierzig Prozent der Gesamtbevölkerung 
in den Städten. Ein Land wie Südvietnam — 
bis 1965 noch Reisexporteur — muß alljährlich 
viele Hunderttausende von Tonnen Reis ein-
führen. Das kann sich Hanoi auf Dauer nicht 
leisten. Absicht ist, etwa fünf Millionen Men-
schen wieder auf dem Land anzusiedeln. Die 
Bedingungen sind überaus hart.

Betroffen davon ist in zunehmendem Maße 
auch die Mittel- und Oberschicht Südviet-
nams. Die Zahl der dieser Schicht zugehörigen 
Menschen wird auf bis zu zwei Millionen ge-
schätzt. Vielfach sind es Ärzte, Professoren, 
höhere Beamte und Journalisten. Sie hatten 
sich während des Thieu-Regimes politisch 
nicht sonderlich engagiert. Sie hatten auf eine 
adäquate Verwendung beim Wiederaufbau des 
Landes gehofft. Heute wird in ihnen nicht zu-
letzt der Klassenfeind gesehen.
Schon vor dem gegenwärtigen Massenexodus 
sprach vieles dafür, daß Hanoi jene, die den 
existentiellen Wandel im Lande scheuten, 
nicht ungern ziehen ließ. Schon im letzten 
Jahr suchten sich Hunderttausende Südviet-
namesen dem Zugriff der neuen Herren aus 
Hanoi durch die Flucht zu entziehen. Zu ei-
nem nicht geringen Prozentsatz waren und 
sind es — wie auch immer definierte — städ-
tische Mittelschichten, die diesen gefährli-

chen Fluchtweg wählen. Hanoi sucht des Pro-
blems der überbevölkerten Städte nicht zu-
letzt dadurch Herr zu werden, daß es sie zur 
Umsiedlung auf das Land zwingt. Von dieser 
Politik ist insbesondere die chinesische Min-
derheit betroffen. Nicht nur, weil sie vorzugs-
weise in Städten lebt — die Doppelstadt Sai- 
\gon-Cholon war einst nach Singapur die 
größte chinesische Stadt Südostasiens —, son-
dern auch, weil sie mittlerweile zum Spiel-
ball im vietnamesisch-chinesischen Konflikt 
geworden ist. Dieser Konflikt hat nicht nur 
eine jahrtausendealte Geschichte, er ist auch 
in seiner aktuellen Brisanz schlechterdings 
nicht zu überschätzen. Die beiden kommunisti-
schen Staaten kämpfen um die Vorherrschaft 
in Indochina. Dieser Zielsetzung ordnet Hanoi 
all seine Politik unter. Es ist auf die Auseinan-
dersetzung mit. Peking fixiert — wie einst in 
seinem Kampf gegen Frankreich und die 
USA.

Fast zweitausend Jahre lang war Nordviet-
nam chinesische Kolonie beziehungsweise 
den Chinesen tributpflichtig. Das entsprach 
— im chinesischen Selbstverständnis — dem 
konfuzianischen Unterördnungsverhältnis vom 
jüngeren zum älteren Bruder. Einiges in der 
neuesten chinesischen Politik spricht dafür, 
daß auch das kommunistische Peking an die-
ser Zuordnung festzuhalten trachtet. Es sieht 
in Indochina seine Einflußsphäre. Als Hanoi 
dem gegensteuerte, reagierte Peking heftig, 
so heftig, daß es Gefahr läuft, das zu bewir-
ken, was es unter allen Umständen zu ver-
meiden sucht: eine weitergehende Annähe-
rung Hanois an Moskau. Der lachende Dritte 
im vietnamesisch-chinesischen Konflikt sind 
die Russen. Doch auch für sie ist dieser Ge-
winn nicht kostenlos. Der Kapitalbedarf des 
Entwicklungslandes Vietnam ist schier uner-
schöpflich.

Es gibt nicht wenige nachdenkliche Stimmen 
in Asien, die es bedauern, daß es nicht schon 
im vergangenen Jahr zur Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen zwischen Washington 
und Hanoi gekommen ist. Damit hätten Viet-
nam in seiner Politik Alternativen offenge-
standen. Damit hätte Washington heute auch 
mehr Möglichkeiten, auf die Flüchtlingspoli-
tik Hanois Einfluß auszuüben.

Aus vietnamesischer Sicht nahm sich das 
chinesische Engagement für das kambodscha-
nische Pol-Pot-Regime wie ein Zangenangriff 
aus. Dies um so mehr, als Hanoi kaum hoffen 
kann, das unruhige Südvietnam in den Griff 
zu bekommen, wenn im benachbarten Kam-
bodscha eine feindliche Regierung an der 
Macht ist. Ein Blick auf die Landkarte macht 



das deutlich. Hanoi ist nur durch einen ver-
gleichsweise schmalen Landstreifen mit dem 
fernen Saigon verbunden. Südvietnam seiner-
seits hat eine lange gemeinsame Grenze mit 
Kambodscha. Sie ist gleichermaßen für Infil-
tration und Rückzug geeignet. Das mindeste, 
was Hanoi deshalb erwartete, war eine ihm 
freundlich gesinnte Regierung in Phnom 
Penh und Reislieferungen. Zu beidem war Pol 
Pot nicht bereit. Es spricht einiges dafür, daß 
Hanoi die anhaltende negative Reaktion der 
Weltöffentlichkeit auf seinen Einmarsch in 
Kambodscha nicht voraussah. Jahrelang hatte 
Pol Pot in der westlichen Presse als mensch-
liches Scheusal gegolten. Von dieser Aburtei-
lung hoffte Hanoi zu profitieren.
In dieses komplexe Spiel der nationalen In-
teressen ist die chinesische Minderheit in 
Vietnam geraten. In Hanoi gilt sie als mittel-
ständischer Klassenfeind und „Trojanisches 
Pferd" Pekings. Diskriminiert, bleibt ihr — 
aber auch einer wachsenden Zahl von Viet-
namesen — allein die Wahl zwischen Neu-
landbearbeitung im Dschungel oder Flucht.
Hanois Flüchtlingspolitik läßt sich mit nichts 
entschuldigen. Das ist Massenmord. Vorsich-
tige Schätzungen gehen davon aus, daß ein 
Drittel der Bootsflüchtlinge auf der Überfahrt 
umkommen. Trotzdem ist eine Lösung dieses 
Problems nur im Gespräch mit Hanoi zu fin-
den. Zugeständnisse sind wohl unumgänglich. 
Das ist nicht das einzige Dilemma in dieser 
Tragödie. Hanoi anzuhalten, den Flüchtlings-
strom — soweit es dazu in der Lage ist — 
abzustoppen, kann für Ungezählte den Tod 
bedeuten.
Tödlich in dieser Flüchtlingstragödie ist aber 
auch einiges am Verhalten der benachbarten 
nichtkommunistischen Staaten. Sie alle haben 
einst mehr oder weniger offen das amerikani-
sche Engagement in Vietnam begrüßt. Thai-
land und die Philippinen haben eigene Trup-
penkontingente entsandt. Sie alle — ob Tai-
wan oder Singapur — haben viele Jahre lang 
als Etappe Milliarden am Vietnamkrieg ver-
dient. Da nimmt es etwas wunder, wenn sie 
sich nunmehr für die Folgen des Krieges für 
unzuständig erklären.
Rund zweihundertfünfzig Millionen Menschen 
zählen die in dem Staatenbund ASEAN zu-

sammengeschlossenen Länder Thailand, Ma-
laysia, Indonesien und die Philippinen. Einige 
Hunderttausend Flüchtlinge habendortmittler-
weile Zuflucht gesucht. Viele Zehntausende 
sind wieder über die Grenze abgeschoben oder 
aufs Meer hinausgeschickt worden. Das läßt 
sich nicht damit rechtfertigen, daß diese Län-
der mit der Aufnahme der Flüchtlinge finan-
ziell überfordert seien. Ob Thailand oder Ma-
laysia — keine der Regierungen mußte bis-
lang eine Mark an unmittelbaren »Kosten für 
die Flüchtlinge aufbringen. Diese werden voll 
von den UNO-Organisationen übernommen.

Das Ganze ist denn auch keine Kosten-, son-
dern eine politische Frage. Die Masse der 
Flüchtlinge sind Auslandschinesen. Sie sind 
eine ungeliebte Minderheit in Südostasien. 
Nicht einmal das vergleichweise wohlhabende 
Singapur — der Staat der Auslandschinesen — 
ist ihr gegenüber zu minimalem humanitärem 
Entgegenkommen bereit. Auf den indonesi-
schen Anambas-Inseln hungern Zehntausende. 
In Malaysia, wo sie weit mehr sind als nur 
eine Minderheit, berührt die Zuwanderung das 
komplizierte Rassenverhältnis im Lande. Trotz-
dem bleibt die Tatsache, daß die millionstarke 
chinesische Bevölkerungsgruppe wohl bereit 
und in der Lage wäre, die angelandeten fünf-
undsiebzigtausend Flüchtlinge zu integrieren. 
Sie wagt es jedoch nicht. Als vor wenigen 
Jahren weit über einhunderttausend Menschen 
aus den Südphilippinen flohen, nahm sie Kuala 
Lumpur auf, da es malaiische Moslems waren. 
Auch Thailand schockierte, als es über vier-
zigtausend kambodschanische Flüchtlinge zu-
rückschickte, während es gleichzeitig Zehn-
tausenden von bewaffneten Pol-Pot-Anhän- 
gern das Grenzland als Rückzugsgebiet zuge-
stand.

Einzig Hongkong scheint in dieser Reihe ein 
Gegenbeispiel abzugeben. Fünfundachtzigtau-
send Flüchtlinge sind dort gelandet. London 
hat seiner Kronkolonie dafür noch kaum fi-
nanziell geholfen. Trotzdem scheint Hongkong 
bereit, auch diese Massen noch zu integrieren 
— vorausgesetzt, es erhält tatkräftige west-
liche Hilfe. Sie ist bei dem Strom von Flücht-
lingen ohnehin in noch viel stärkerem Maße 
als bislang nötig.



Jürgen Dauth

Exodus aus Vietnam

Das Menetekel war bereits seit Monaten für 
jeden sichtbar an die Wand geschrieben. Die 
freien Länder Südostasiens drohten in einer 
nicht enden wollenden Flüchtlingswelle zu 
ertrinken, die Geduld der Politiker, Flüchtlin-
gen aus Vietnam erstes Asyl zu gewähren, 
war erschöpft. Vier Jahre nach Beendigung 
des Vietnamkrieges (April 1975) begann sich 
eine Woge menschlichen Elends zu formie-
ren, die in den kommenden Monaten vor al-
lem Thailand, Malaysia, Honkong und Indo-
nesien zu überrollen drohte, deren Flücht-
lingslager inzwischen bereits zum Bersten mit 
mehr als 300 000 Indochina-Flüchtlingen an-
gefüllt sind. Flüchtlingssachbearbeiter westli-
cher Botschaften in Südostasien und der 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio-
nen sahen in der derzeitigen Flüchtlingstra-
gödie erst die Spitze eines Eisberges und pro-
phezeiten einen gigantischen Exodus von wei-
teren 500 000 bis einer Million Menschen allein 
aus Vietnam. Während sich die Weltöffent-
lichkeit, vor allem der freie Westen, ver-
schämt Scheuklappen anlegte, die das unvor-
stellbare menschliche Elend in den Auffang-
lagern Südostasiens aus ihrem unmittelbaren 
Sichtkreis fernhielten, entschlossen sich
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fünf ASEAN-Staaten ) zu einer drastischen 
Kursänderung ihrer Flüchtlingspolitik. Erst 
jetzt begann das vielbemühte Weltgewissen, 
das sich in 30 Kriegsjahren auf indochinesi-
schem Boden an das Flüchtlingsdrama gewöhnt 
hat, aufzuwachen. Vier Jahre nach dem Fall 
von Saigon begriff der freie Westen endlich, 
daß das Problem der Indochinaflüchtlinge nicht 
länger eines der unmittelbar involvierten 
Mächte — nämlich Frankreich und der USA — 
war, sondern sich auf die Ebene internationaler 
Verantwortung ausgeweitet hatte. Die interna-
tionale Flüchtlingskonferenz von Genf (20.— 
22. Juli 1979) brachte die längst überfällige 
Wende: eine finanzielle Verpflichtung des 
Westens in Höhe von 190 Millionen US-Dol-
lar und die Zusage, in den nächsten Monaten 
260 000 Indochinaflüchtlinge aus den Lagern 
Südostasiens in westlichen Ländern anzusie-
deln. Der freie Westen folgte damit nicht nur 
seinen humanitären Prinzipien, die sich bis-
lang mehr oder weniger in verbalen Plä-

doyers erschöpften, sondern befreite auch die 
Region Südostasien von einem politisch bri-
santen Druck, der nicht nur die Polarisie-
rung zwischen dem freien Südostasien und 
dem kommunistischen Indochina zu verschär-
fen drohte, sondern bereits einen Keil in die 
ASEAN-Solidarität zu treiben begann la).

Dieser Beitrag will eine politische Analyse 
seiner Ursachen und Folgen versuchen, die in 
der westlichen Welt — bewußt oder unbewußt 
— mißachtet werden. Der Autor wird sich da-
bei im wesentlichen auf die Lage in Malaysia 
konzentrieren, die für die übrigen ASEAN-Län-
der symptomatisch ist. Darüber hinaus hat Ma-
laysia bisher den überwiegend größten Teil 
der Fluchtwelle aus Vietnam tragen müssenI).

1) ASEAN — Association of Southeast Asian Na-
tions (Thailand, Malaysia, Singapur, Indonesien 
und die Philippinen).

1a) Die Bundesrepublik hat sich derzeit zur Auf-
nahme von etwa 13 000 Indochinaflüchtlingen be-
reit erklärt.
2) Der Autor stützt sich bei dem verwendeten Ma-
terial überwiegend auf seine eigenen Recherchen 
und Quellen. Das Zahlenmaterial, das möglicher-
weise gegenüber anderen Quellen leicht differiert, 
stammt von dem Vertreter des UNHCR in Kuala 
Lumpur und von Flüchtlingssachbearbeitern west-
licher Botschaften.

Die erste Stunde der Boat People

Die Indochinaflüchtlinge sind nicht erst ein 
Phänomen des Nachkriegsvietnam. In den 
Wirren des 30jährigen Indochina-Krieges, vor 
allem aber während des amerikanischen En-
gagements in Vietnam, waren Tausende aus 
den Kriegsgebieten sowohl nach Thailand als 
auch nach Südvietnam geflohen. Mehr als 
300 000 Indochinaflüchtlinge waren bereits 
vor dem Fall von Saigon in den USA oder in 
Frankreich angesiedelt.
Nach dem 30. April 1975, dem Rückzug der 
amerikanischen Streitkräfte aus Vietnam, 
blieb den Fluchtwilligen nur noch der Weg 
über die südchinesische See. Ende 1975 hat-
ten 77 Vietnamesen in Malaysia um vorläufi-
ges Asyl nachgesucht: die ersten Boat Peo-
ple, die ihr Leben in zerbrechlichen Fischer-
kähnen riskierten. Die malaysische Ostküste, 
nur 320 Seemeilen vom Südvietnam entfernt, 
hatte sich ihnen als nächstgelegenes und zu-
dem von der Strömung begünstigtes Flucht-
ziel angeboten. Im gleichen Jahr gewährte 
Malaysia 1 500 kambodschanischen Muslims 



permanentes Asyl, da sie leicht in die islami-
sche Gesellschaft des Landes einzugliedern 
seien. Für die nunmehr verstärkt anlanden-
den Vietnamflüchtlinge verstand sich Malay-
sia lediglich als ,port of first call’ und ver-
langte unmißverständlich die Umsiedlung der 
Flüchtlinge in Drittländer. Obwohl die USA, 
Frankreich und Kanada sowie Australien 
spontan mit Aufnahmequoten antworteten, 
überstiegen Ende 1977 die Anlandequoten be-
reits die Umsiedlungsquoten. Allein in ma-
laysischen Lag 4ern befanden sich  000 Viet-
namflüchtlinge, ausnahmslos ethnische Viets 
und überwiegend ehemalige Beamte der süd-
vietnamesischen Regierung oder ehemalige 
Beschäftigte der amerikanischen Streitkräfte. 
Die amerikanische Botschaft in Bangkok pro-
phezeite im Sommer 1976, daß sich die An-
landequote der Boat People aus Vietnam 
nunmehr auf durchschnittlich 500 pro Monat 
einpen
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deln werde, die sich über die gesamte 
Region des westlichen Südostasien verteilen 
würden ). Was immer die amerikanischen 
Diplomaten zu dieser Hoffnung verleitet ha-
ben mag — mit der Wirklichkeit hatte es 
herzlich wenig zu tun. Im Oktober 1977 leg-
ten allein an Thailands Küsten 800 Boat Peo-
ple an. Ende des Jahres war die Zahl der In-
dochinaflüchtlinge in thailändischen Lagern 
auf 145 000 angeschwollen, die meisten von 
ihnen aus Laos und Kambodscha. Im gleichen 
Zeitraum fanden nur 48 000 Indochinaflücht-
linge eine neue Heimat in Drittländern.
Sieht man einmal davon ab, daß die von der 
freien Welt angebotenen Aufnahmequoten 
ohnehin weit hinter den Lagerzahlen zurück-
blieben, so sorgten auch neue Auswahlkrite-
rien für eine Verzögerung bei der Umsied-
lung. Wurden die ersten Vietnamflüchtlinge 
noch ohne große Umstände aufgenommen, so 
wurde bald nach beruflichen Prioritäten se-
lektiert, kurzum nach Nützlichkeit. Thailand 
schloß angesichts dieser Entwicklung seine 
Grenzen für vietnamesische Boat People; die-, 
se steuerten nunmehr ausnahmslos die ma-
laysische Ostküste an, soweit sie nicht be-
reits vorher vom Kurs abgekommen und an 
indonesischen Küsten angelandet waren.
Djakarta unterhielt Ende 1977 sechs Flücht-
lingslager, überwiegend im Rhiau-Archipel, 
unweit von Singapur. Obwohl Indonesien im 
Oktober 1977 ein Boot mit 78 Vietnamflücht-
lingen abgewiesen hatte, was Beobachter 
eher als symbolische Warnung denn als 
Kurswende verstanden, sprach sich das Land 
der 13 000 Inseln bei potentiellen Bootsflücht-

lingen in Vietnam als sicherer Hafen herum. 
Doch bis Ende 1977 hatten nur 480 Vietname-
sen und Kambodschaner von der Gastfreund-
schaft Indonesiens Gebrauch gemacht, an der 
sich bis zum heutigen Tage — trotz einiger 
anderslautender Ansichten — nichts geändert 
hat.

Singapur schloß von allen Ländern der Regi-
on am frühesten seine Grenzen für Vietnam-
flüchtlinge. Kurz nach dem Fall von Saigon 
bot die selbst übervölkerte Inselrepublik 200 
Sino-Vietnamesen dauerndes Asyl an; eine 
Armada von 7 500 Boat People, die einen Mo-
nat später anzulanden versuchte, wurde mit 
Lebensmitteln, Treibstoff und Medikamenten 
versorgt und dann zurück aufs Meer gezogen. 
Bis zum heutigen Tage dürfen Indochinaflücht-
linge nur dann Singapurer Boden betreten, 
wenn sich zuvor ein Drittland bereit erklärt 
hat, sie aufzunehmen. „Es ist unmöglich, 
gleichgültig zu sein, wenn man mit dieser 
menschlichen Tragödie konfrontiert wird. 
Aber man läßt sich entweder Hornhaut auf 
dem Herzen wachsen oder man blutet sich zu 
Tode“, meinte der Premier Singapurs, Lee 
Kuan Yew, zu seiner strikten Flüchtlingspoli-
tik 4).

Die 7 500 Flüchtlinge, die im Mai von Singa-
pur abgewiesen worden waren, fanden Auf-
nahme auf den Philippinen und wurden später 
nach den USA verschifft. Doch von den 1 850 
direkt angelandeten vietnamesischen Boat Peo-
ple waren bis Ende 1977 nur 800 nach den 
USA, Kanada und Frankreich umgesiedelt 
worden.

Nachdem sich Thailands Tore geschlossen 
hatten, wurde Honkong für mehr als 1 000 
Vietnamflüchtlinge zur Zwischenstatipn in 
die Freiheit; weitere 1 000 schafften es in ih-
ren Booten unmittelbar bis zur australischen 
Nordküste. Bis Ende 1977 hatte Australien 
knapp 4 000 Indochinaflüchtlingen dauerndes 
Asyl gewährt. Australische Gewerkschaften 
versuchten jedoch, weitere Aufnahmequoten 
zu unterbinden; gleichzeitig lief Amerikas 
Immigrationsquote für 7 000 Boat People und 
12 000 weitere Flüchtlinge aus Indochina aus.

Sieht man einmal ab von Singapur und 
Thailand (das übrigens weiter Flüchtlinge 
aus dem benachbarten Laos und Kambodscha 
aufnahm), so bot sich Ende 1977 allen Betrof-
fenen ein hoffnungsfreudiges Bild. Die Boat 
People konnten weiter in Malaysia, Indone-
sien, Hongkong und auf den Philippinen anlan-
den, wo das Flüchtlingsproblem in den eige-

3) Far Eastern Economic Review, 16. Dezember 
1977, S. 30. 4) Asian Wallstreet Journal, 23. Februar 1979.



nen Gazetten bewußt heruntergespielt wurde, 
um soziale Unzufriedenheit im eigenen Lande 
zu unterbinden. Die Flüchtlinge wurden von 
dem Flüchtlingskommissariat der Vereinten 
Nationen unterhalten; obwohl generell un-
erwünscht, stellten sie in ihrer Zahl keine 
Bedrohung für die Sicherheit und das soziale 
Gefüge der Auffangländer dar. Zwar murrten 
die Armen dieser Länder, daß jene gefüttert 
würden, ohne etwas tun zu müssen, doch das 
Verständnis für den Freiheitsdrang der Flücht-
linge überwog. Die potentiellen Drittländer 
nährten die Hoffnung, daß der Exodus aus 
Indochina seinen Höhepunkt erreicht habe 
und daß sich vor allem Vietnam innenpoli-
tisch stabilisieren werde. Sowohl die Auffang-
länder als auch die Drittländer — vor allem 
die USA, Frankreich, Kanada und Australien 
— waren sich darüber hinaus ihrer Mitverant-
wortung am Indochina-Desaster bewußt. 
Wenn es schon nicht gelungen war, Indochina 
insgesamt demokratische Freiheit und Frieden 
zu bescheren, so wollte man wenigstens dem 
einzelnen zu persönlicher Freiheit und Frie-
den verhelfen. Rückblickend weiß man heute 
nur zu gut, daß man sich in falschen Hoffnun-
gen wiegte. Die Zukunft brachte Schlimmeres.

Der Beginn des Völkermordes

Die erste Flüchtlingswelle aus Indochina ver-
ebbte gegen Ende des Jahres 1977. Sie wurde 
von den Ländern Südostasiens als etwas Un-
ausweichliches betrachtet, als die Folge eines 
Krieges gegen den kommunistischen Hege-
monismus, der auch in ihrem eigenen Interes-
se geführt worden war. Die Flüchtlinge wur-
den als natürliche Opfer eines unmenschli-
chen Regimes betrachtet, die in die Definition 
der Flüchtlings-Charta der Vereinten Natio-
nen paßten. Soweit sie aus Vietnam kämen, 
waren sie ethnische Viets, überwiegend Süd-
vietnamesen, die mit der gefallenen Saigoner 
Regierung oder den kriegführenden West-
mächten verbunden waren.

Die zweite Flüchtlingswelle wurde im März 
1978 von Hanoi selbst ausgelöst. Drei Jahre 
nach der Machtübernahme Hanois in Saigon 
ging die vietnamesische Obrigkeit gegen 
Cholon, das Chinatown der ehemaligen süd-
vietnamesischen Hauptstadt, vor. Die Chine-
sen Saigons, seit vielen Generationen in die 
Gesellschaft Südvietnams integriert, wurden 
über Nacht von sozialistischer Planwirtschaft 
überrollt. Ihr Besitz wurde beschlagnahmt, 
ihre Betriebe wurden geschlossen. Als nun-
mehr nutzlose Städter drohte ihnen die 
Zwangsumsiedlung in die neuen Wirtschafts-

zonen5). Rund 1,2 Millionen Sino-Vietname- 
sen wurden über Nacht zu potentiellen Flücht-
lingen.

5) Siehe auch: Jürgen Dauth, Das „Dritte China“, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40/78.

Die Sino-Vietnamesen stellten nunmehr etwa 
80 Prozent der Boat People, die an den Kü-
sten Südostasiens anlandeten. Zunächst wa-
ren es vereinzelt kleinere Boote. Doch bereits 
im Juli 1978 wurde eine Armada von Schiffen 
mit 6 197 Vietnamflüchtlingen angeschwemmt, 
4 092 allein an der malaysischen Ostküste, der 
Rest verteilte sich auf Hongkong (837), Indo-
nesien (206), die Philippinen (169), Singapur 
(459), Thailand (70), Macao (203) und Japan 
(161). Von insgesamt 17 576 angelandeten 
Flüchtlingen im dritten Quartal von 1978 fan-
den 9 959 in Malaysia Aufnahme, im Novem-
ber waren es bereits 18 169 allein in Malaysia. 
Wurden die ersten Boat People der zweiten 
Flüchtlingswelle noch mit Wohlwollen begrüßt, 
so begegneten die malaysischen Küstenbewoh-
ner der Invasion im dritten Quartal zunehmend 
feindlicher. In der Sultansstadt Trengganu 
wurde ein Polizeioffizier durch Steinwürfe 
verletzt, als er die Rettung eines sinkenden 
Bootes beaufsichtigte. In einem anderen Fall 
ertranken 151 Insassen eines Flüchtlingsboo-
tes mit 250 Vietnamesen, als es von der Be-
völkerung aufs Meer zurück gezogen wurde 
und an einer Sandbank kenterte.
Wiederholt beschwor der malaysische Innen-
minister Tan Sri Ghazali Shafie seine Lands-
leute, ihre „humanitären und moralischen 
Sinne zu bewahren". Wenn Malaysia verhin-
dern wolle, daß sich die Ostküste vom Blut 
der Flüchtlinge rot färbe, rot vom Blut von 
Menschen, die mit dem Parang (Buschmesser) 
hingeschlachtet wurden, müsse es seine Ge-
fühle unter Kontrolle halten. Doch konserva-
tive nationalistische Politiker, vor allem 
Vertreter der in Kelantan und Trengganu 
starken PAS, der Parti Islam, setzten alles 
daran, die einmal geschürten feindlichen Ge-
fühle der Bevölkerung am Kochen zu halten, 
um sie gegen die Zentralregierung in Kuala 
Lumpur politisch auszuschlachten. Ein Abge-
ordneter der Länderregierung von Trengganu 
forderte allen Ernstes, daß die Regierung die 
malaysischen Hoheitsgewässer verminen soll-
te, um weitere Anlandungen zu unterbinden. 
Doch selbst als die malaysischen Flüchtlings-
lager mit nunmehr 50 000 Vietnamflüchtlin-
gen aus den Nähten platzten, meinte der 
stellvertretende Premierminister Dato Seri Dr. 
Mahathir Mohamed noch, daß Malaysia kei-
nen Krieg gegen die Flüchtlinge führen oder 
gar auf sie schießen werde. Und Premiermini-



ster Datuk Hussein Onn vertrat die Ansicht, 
daß Malaysia keine weiteren Flüchtlinge 
mehr aufnehmen könne, es jedoch aus huma-
nitären Gründen tun müsse.
Dennoch deutete sich ein Wandel in der offi-
ziellen Regierungsmeinung an. Im November 
1978 änderte Malaysia im offiziellen Sprach-
gebrauch den Terminus. Die Vietnamflücht-
linge wurden nicht mehr als Flüchtlinge be-
zeichnet, sondern als illegale Einwanderer. 
Sehr richtig bewerteten Beobachter diesen 
Wandel als einen ersten Schritt zur Einlei-
tung einer harten Haltung gegenüber Neuan-
kömmlingen. Als illegale Einwanderer unter-
lagen die Boat People nicht länger den Kon-
ventionen der Vereinten Nationen, sondern 
konnten gegebenenfalls — nach Versorgung 
mit dem Lebensnotwendigsten — zurück aufs 
Meer geschickt werden.

Die Dritte Flüchtlingswelle

Von diesem Recht machte Malaysia schließ-
lich Ende November Gebrauch. Die dritte 
Flüchtlingswelle rollte in der Gestalt des 
Frachters Hai Hong mit 2 504 überwiegend 
chinesischen Vietnamesen an der Westküste 
nahe Port Klang an. Die Geduld Malaysias 
war damit erschöpft. Die Regierung übte har-
te Kritik an der freien westlichen Welt, die 
ihre humanitären Ideale lediglich auf der 
Zunge trage, jedoch die Hände in den Schoß 
lege, wenn es zum Handeln käme. Seit Mona-
ten bereits übertraf die Anlandungsquote die 
der Umsiedlung in Drittländer nahezu um 
das Doppelte. Keiner der Hai-Hong-Flüchtlinge 
durfte malaysischen Boden betreten, es sei 
denn, auf dem Weg in ein Drittland. Obwohl 
vor allem die USA, Frankreich und die Bun-
desrepublik Deutschland spontan Sonderquo-
ten einrichteten, dauerte es mehr als ein hal-
bes Jahr, bis der letzte Flüchtling die Hai 
Hong verlassen durfte.
Die Hai Hong hatte nicht nur vorübergehend 
die Weltöffentlichkeit wachgerüttelt und ihre 
Aufmerksamkeit auf das wahre Ausmaß die-
ser menschlichen Tragödie gelenkt, sondern 
in Malaysia eine neue Flüchtlingspolitik ein-
geleitet. Neuankömmlinge wurden nunmehr 
— soweit ihre Boote das zuließen — von Ma-
laysias Küste abgewiesen. Die Flüchtlinge 
gingen nun dazu über, ihre Boote in Sichtwei-
te der Küste selbst zu zerstören. Als die ma-
laysische Marine und eine im Dezember ge-
bildete Task Force aus Polizei, Heer und Ma-
rine im März 1979 ein Boot mit 250 Flüchtlin-
gen aus den Hoheitsgewässern schleppte und 
kentern ließ, kam es zum ersten offenen Kon-
flikt zwischen der malaysischen Regierung 

und dem Vertreter des UNHCR, Rajagopalam 
Sampatkumar, der unumwunden von Mord 
sprach. Nunmehr warnte Dato Seri Dr. Ma- 
hathir: „Wir waren nett Und human, doch 
was kriegen wir dafür? Nichts! Warum sollen 
wir uns überhaupt noch bemühen?" Malaysia 
sei in einer verzweifelten Lage. Innenminister 
Ghazali Shafie sprach von dem „menschli-
chen Müll", den Vietnam über Südostasien 
verstreue.

Das Geschäft mit der menschlichen Not

Der Hai Hong folgte der Frachter Hai Fong, 
dann die Skyluck, die Tung An und die Huey 
Fong, jedes Schiff mit mehr als 2 500 Viet-
namflüchtlingen beladen. Es verdichteten sich 
frühere Verdachtsmomente, daß hier ge-
wissenlose Fluchthelfer ein lukratives Ge-
schäft mit den verzweifelten Menschen be-
trieben. In Malaysia, Hongkong und Manila 
wurden die Kapitäne der meist unter pana- 
mesischer Flagge segelnden Flüchtlingsfrach-
ter vor Gericht gestellt. Die Vernehmung der 
Besatzung und der Flüchtlinge erbrachte den 
Beweis, daß eine organisierte Bande von Sin-
gapur und Hongkong aus Millionen an den 
Flüchtlingen verdiente, indem sie schrottreife 
Frachter aufkaufte, um Flüchtlinge vor Viet-
nams Küste aufzunehmen.
Bald gab es auch keine Zweifel mehr, daß 
dieser Menschenhandel mit Wissen der viet-
namesischen Regierung vonstatten ging. Die 
Huey Fong und die Tung An nahmen ihre 
menschliche Ladung im Mekong Delta auf, 
unweit von Ho Chi Minh City (früher Sai-
gon). Je nach Alter, Geschlecht und Nützlich-
keit mußten die Fluchtwilligen bis zu 10 Ta-
els (ca. 2 670 US-Dollar) in reinem Gold ent-
richten, das zwischen der Regierung in Hanoi 
und der Fluchtorganisation geteilt wurde. Die 
Recherchen westlicher Botschaften ergaben, 
daß Hanoi an diesem Menschenhandel etwa 
2,5 Milliarden US-Dollar verdient hat — mehr 
als bei der Besetzung von Cholon und der Be-
schlagnahmung des chinesischen Besitzes in 
Saigon.

To „shoo“ or to „shoot“?

Inzwischen sah sich Malaysia mit einer Bür-
de von 72 000 Boat People belastet. Nicht 
einmal annähernd war abzusehen, wann und 
ob überhaupt diese Flüchtlinge in Drittländer 
übersiedeln würden. Die malaysische Regie-
rung mußte zu Recht annehmen, daß sie auf • 
viele Jahre mit diesem menschlichen Elend 
konfrontiert sein werde. Am 14. Juni 1979 be-
gann denn Malaysia mit einer wohlüberlegten 



Schocktherapie. Der stellvertretende Premier-
minister Dato Seri Dr. Mahathir verkünde-
te, daß Malaysia nunmehr seine Grenzen ab-
riegeln werde, daß alle auf malaysischem Bo-
den sich befindenden Vietnamflüchtlinge wie-
der verschifft und zurück aufs Meer gezogen 
würden und daß auf Neuankömmlinge geschos-
sen werde. Diese Schocktherapie verfehlte ihre 
Wirkung nicht. In wenigen Stunden lief sie in 
fetten Schlagzeilen rund um die Welt, erweck-
te Bestürzung und setzte eine Welle von inter-
nationalen Aktivitäten in Gang, die schließ-
lich in der Genfer Flüchtlingskonferenz vom 
Juli dieses Jahres gipfelten.
Premierminister Datuk Hussein Onn klärte 
in Beantwortung eines Fernschreibens des 
UN-Flüchtlingshochkommssars Poul Härt-
ling drei Tage später ein sogenanntes Miß-
verständnis auf. Durch seinen Innenminister 
Ghazali Shafie ließ er „richtigstellen", daß 
Mahathir niemals gesagt habe, „Malaysia 
would shoot them“, sondern „would shoo 
them away". Natürlich habe die böse Aus-
landspresse das bösartige „t" angehängt. 
Doch für die Mahathir-Rede gab es zu viele 
Zeugen, und Bernama, die nationale Nach- 
richtenagentür, veröffentlichte als erste die 
Meldung. Aber der rhetorische Seiltanz war 
Teil eines wohlüberlegten Planes, und Hussein 
Onn konnte in seiner Klarstellung der Welt-
öffentlichkeit Malaysias Bedingungen diktie-
ren. Malaysia werde die 72 000 Flüchtlinge 
noch eine angemessene Zeit beherbergen, um 
Drittländern die Möglichkeit zu geben, ihre 
Umsiedlungen zu beschleunigen. Bis zum 
heutigen Tage hat Malaysia jedoch kein wei-
teres Boot mehr anlanden lassen und insge-
samt 15 000 Neuankömmlinge wieder aus den 
Hoheitsgewässern geschleppt.

Insel der Hoffnung

Diese neue harte Front gegen das Anschwel-
len der Flüchtlingsflut ist kein Alleingang 
der Malaysier. Die Außenminister der fünf 
ASEAN-Staaten haben sich abgesprochen, 
gleichermaßen unbeugsam zu verfahren. Die 
Praxis sieht jedoch anders aus. Die Philippi-
nen — Anlandungen seit 1975 rund 7 000, Um-
siedlungen in Drittländer rund 3 000 — werden 
weitere Boat People aufnehmen, und Indone-
sien, obwohl es Marine-Einheiten vor seine 
Inseln legte, wird weiterhin Anlandungen zu-
lassen. Aufgegeben wurde jedoch das Process-
ing Center Pulau Galang, eine Insel südlich 
von Singapur. Hier sollten — so die Überein-
kunft auf der ersten internationalen Flücht-
lingskonferenz von Djakarta am 15. Mai 1979 
— mehr als 15 000 Boat People angesiedelt 

werden, bevor sie den Weg in die Freiheit an-
treten würden. Indonesien wird die Insel nun 
dazu benutzen, die inzwischen angelandeten 
rund 35 000 Flüchtlinge zusammenzuziehen, 
die auf etliche Inseln verteilt sind.

Die nationale Sicherheit genießt Vorrang

Die Weltpresse hat nicht mit harter Kritik an 
der ASEAN im allgemeinen und Malaysia im 
besonderen gespart. Doch wohl nicht zu Un-
recht ist man dort der Meinung, daß sich die 
Kritiker den bequemsten Prügelknaben aus-
gesucht haben. Mit Bitterkeit muß man mit 
ansehen, daß Hanoi bisher von allzu harscher 
Kritik verschont geblieben ist. Die ASEAN 
verweist auf das soziale und politische Si-
cherheitsrisiko, das die Massierung von Viet-
namflüchtlingen mit sich bringt. In der Bevöl-
kerung macht sich zunehmend Unruhe be-
merkbar. Allein in Malaysia haben die Ver-
einten Nationen seit 1975 mehr als 30 Millio-
nen US-Dollar in die Versorgung der Flücht-
linge investiert. Malaysia behauptet, daß aus 
dem Regierungsbudget weitere 50 Millionen 
D-Mark hätten aufgebracht werden müssen 
— Mittel, die zur Bekämpfung der natio-
nalen Armut hätten eingesetzt werden kön-
nen. Es läßt sich auch nicht mehr bestrei-
ten, daß Hanoi mit den Flüchtlingen einzelne 
Provokateure eingeschleust hat. Malaysische 
Sicherheitsbehörden, die Lagerleitung von 
Pulau Bidong (Malaysias Flüchtlingsinsel) 
und westliche Botschaften haben Beweise da-
für, daß sich auf Pulau Bidong auch Vietcong 
befinden, die Unruhe in das Lager bringen 
sollen. Sie wurden von malaysischen Sicher-
heitsbehörden vernommen, doch es fehlt an 
Beweisen für ihre Aktivitäten. Vor allem für 
Thailand bedeuten die Flüchtlingsmassen ein 
nicht kalkulierbares Sicherheitsrisiko. Von 
den weit über 200 000 Indochinaflüchtlingen 
auf Thai-Territorium sind nur noch knapp 
10 000 Vietnamflüchtlinge, während die 
Mehrheit Laoten und Kambodschaner sind, 
meist chinesischer Abstammung. Als Viet-
nams Truppen unmittelbar an der Thai- 
Grenze standen, flüchteten in diesem Jahr 
rund 80 000 Soldaten der gestürzten Pol Pot 
Regierung nach Thailand. Seinem Neutrali-
tätsprinzip im Kambodscha-Konflikt folgend, 
machte Bangkok unmißverständlich deutlich, 
daß diese Soldaten nicht als Flüchtlinge aner- 
kannt würden, sondern so bald wie möglich 
an sicherer Stelle wieder über die Grenze 
nach Kambodscha geführt werden müßten. 
Thailand hat kein Verständnis dafür, daß es 
von der Weltöffentlichkeit verprügelt wird, 
weil es diese Drohung wahr machte und im



Juni die ersten 50 000 Soldaten mit Bussen 
gen Norden transportierte, um sie abseits der 
Front wieder nach Kambodscha einzuschleu-
sen. Thailand hat sich der internationalen 
Flüchtlingskonvention dadurch entzogen, daß 
es die Verantwortung für gewisse, meist von 
Roten Khmer bewohnten Lagern, dem Vertei-
digungsministerium unterstellte.

Hongkong — „port of first call"

Wie bereits früher vermutet, scheint das 
Kommunikationssystem zwischen dem freien 
Südostasien und den potentiellen Flüchtlin-
gen gut zu funktionieren. Ein weiterer Be-
weis dafür, daß Hanoi selbst seine Finger mit 
im Spiel hat? Denn seit Malaysia, Thailand 
und — wenn auch nur verbal — Indonesien 
ihre Grenzen geschlossen halten, wurde die 
britische Kronkolonie Hongkong der bevor-
zugte „port of first call". Die ohnehin schon 
überbevölkerte Kronkolonie beherbergt der-
zeit nahezu 80 000 Vietnamflüchtlinge. Allein 
im Mai legten 18 700 Boat People an. Von den 
derzeit 7 000 Flüchtlingen, die monatlich von 
den USA in ganz Südostasien umgesiedelt 
werden, kommen jedoch nur rund 500 aus 
Hongkong.

Schlimmer als Dantes Inferno

Die Verhältnisse in den Lagern sind katastro-
phal. Die Flüchtlinge sind wie Tiere auf eng-
stem Raum zusammengepfercht, und es ist 
heute müßig zu differenzieren, in welchem 
Land Südostasiens die Situation am drama-
tischsten ist. Die kurze Schilderung, die ich 
hier von der malaysischen Flüchtlingsinsel 
Pulau Bidong geben möchte, dürfte auf fast 
jedes andere Lager in Südostasien zutreffen. 
Vor elf Monaten noch war diese Insel unbe-
wohnt. Heute ballen sich auf einem Quadrat-
kilometer 42 000 Menschen zusammen. Pulau 
Bidong ist eine Elendsstadt, die aus Ästen, 
Bambus, Plastikplanen und alten Säcken zu-
sammengeflickt ist, eine Kloake, die einen 
entsetzlichen Gestank verbreitet. Ärzte des 
französischen Hospitalschiffs „Ile de lumi- 
re" bezeichneten es als ein Wunder, daß die 
Insel bisher von Epidemien verschont geblie-
ben ist. Die Nahrungsmittelrationen aus dem 
UN-Programm sind eintönig und ernährungs-
wissenschaftlich unausgewogen. Allenthalben 
machen sich die Folgen der Mangelernährung 
bemerkbar. Es fehlt an Medikamenten, an ei-
ner funktionierenden sanitären Infrastruktur 
— und selbst an Raum für Bestattungen. Die 
Gräber werden in die spärlichen Lücken 
zwischen den Behausungen gezwängt. Von et-

wa 350 Neugeborenen in den zurückliegenden 
elf Monaten verstarben 164 in den ersten Ta-
gen nach der Geburt. Das Wasser ist ratio-
niert; oft werden noch nicht einmal vier Liter 
pro Tag pro Person ausgegeben.

Hanois „menschliche Bomben"

Es ist naheliegend, daß sich die Weltpresse 
auf diese vordergründige Sensation verlegt, 
daß sie das Elend in den Lagern beschreibt 
und Schlagzeilen mit der oft grauenerregen-
den Odyssee einzelner Flüchtlinge macht. 
Zweifelsohne, die humanitäre Seite des Indo-
china-Flüchtlingsproblems ist augenblicklich 
die drängendste. Die Einzelschicksale würden 
Bände füllen. Doch der politische Aspekt des 
Flüchtlingsdramas gerät allzusehr in den Hin-
tergrund.
Zumindest die „dritte Flüchtlingswelle" ist 
nach Ansicht von ASEAN-Politikern kein Zu-
fall. Sie ist nach Überzeugung des Singapurer 
Außenministers Sinnathamby Rajaratnam eine 
bewußt von Hanoi inszenierte Aktion, um 
politische Unruhe in das freie Südostasien zu 
tragen.
Der Zeitpunkt der „dritten Flüchtlingswelle" 
— die unzweifelhaft mit Wissen und Hilfe 
der vietnamesischen Regierung gestartet wur-
de — wurde überaus geschickt gewählt. Es 
war im September / Oktober, als der vietna-
mesische Premier Pham Van Dong auf einer 
Rundreise durch das freie Südostasien um die 
Gunst der ASEAN-Staaten buhlte. Kurz zuvor 
war das chinesisch-japanische Abkommen 
unterzeichnet worden, zudem stand der Be-
such von Pekings Deng Xiaoping in den 
ASEAN-Staaten bevor. Hanoi sah sich zuneh-
mend regional und international isoliert. 
Außerdem lag zum Zeitpunkt des ASEAN- 
Besuchs von Pham van Dong bereits der Inva-
sionsplan für Kambodscha in der vietnamesi-
schen Schublade. Für ihn war es eine politische 
Notwendigkeit, die ASEAN zu einem Koope-
rationsvertrag 6) oder gar zu einem Friedens- 
und Freundschaftspakt zu bewegen. Doch 
Pham Van Dong kam in den ASEAN-Ländern 
nicht über einen höflichen roten Teppich der 
Diplomatie hinaus. Diese Reise war für den 
Vietnamesen frustrierend und in gewisser 
Weise demütigend.
Die „dritte Flüchtlingswelle" startete im No-
vember mit der Hai Hong, gefolgt von wei-
teren Frachtern. Sie bestand vor allem aus 
Sino-Vietnamesen.

6) Siehe auch: Jürgen Dauth, ASEAN — Die Ge-
meinschaft der südostasiatischen Nationen, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 8/79.



Rajaratnam sieht darin eine klare Strategie. 
Auf der ASEAN-Außenminister-Konferenz 
Anfang Juli auf Bali legte er dar: „Sie (die 
Vietnamesen) wissen, daß nahezu alle ASEAN- 
Staaten ihre eigenen delikaten Probleme 
mit ihren chinesischen Minderheiten haben. 
Das massive Abladen von ethnischen Chine-
sen kann das rassisch sensible Gefüge (der 
ASEAN) nur noch verschärfen. Lange genug 
betrieben, ist dies wirksamer als eine Inva-
sion der vietnamesischen Armee. Bevor man 
sich umsieht, ist das Wachstum der ASEAN, 
ist die Stabilität der ASEAN, ist der Zusam-
menhalt der ASEAN in Luft aufgelöst." Raja-
ratnam nennt die ausgestoßenen Sino-Vietna- 
mesen „menschliche Bomben".

Das chinesische Dilemma der ASEAN

Es wäre zweifellos übertrieben, würde die 
ASEAN die Welt glauben machen wollen, 
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daß 
die Integration von 250 000 Flüchtlingen in 
Thailand, von 72 000 in Malaysia, 35 000 in 
Indonesien oder  000 in den Philippinen ei-
nen nennenswerten Einfluß auf das derzeitige 
Wirtschaftssystem dieser Länder ausüben 
könnte. Zahlenmäßig würden die Flüchtlinge 
in der lokalen Bevölkerung aufgesogen. Das 
eigentliche Problem ist der ethnische Faktor, 
das. chinesische Dilemma der ASEAN 7).

7) Siehe auch: Jürgen Dauth, Das „Dritte China", 
a. a. O.

Die chinesischen Minderheiten der ASEAN- 
Staaten stellen eine Gruppe besonders akti-
ver, risikobereiter Einwanderer dar, die es in 
weniger als hundert Jahren schafften, die 
Wirtschaft der Region zu beherrschen. Der 
malaysische Minister für Land- und Regional-
entwicklung, Sanusi Junip, nennt sie Kämp-
fernaturen, eine Eigenschaft, die den genuinen 
Rassen verlorengegangen sei. Die jetzt flie-
henden Sino-Vietnamesen — auch in Viet-
nam einst die Beherrscher der Wirtschaft 
— stellten darüber hinaus eine weitere Ausle-
se dar. Menschen, die ihr Leben riskierten, 

 um in der freien Welt nach „grüneren Wei-
den" zu suchen, seien just aus dem Holz ge-
schnitzt, aus dem man Kapitalisten mache.

Politische Zwietracht in der ASEAN

Mag es Hanoi auch nicht gelingen, die ASEAN- 
Staaten mit Chinesen zu überschwemmen, 
so ist es ihm letztlich jedoch gelungen, 
Zwietracht in die Gemeinschaft zu tragen. 
Singapurs Rajaratnam kritisierte nach der 
Bali-Konferenz seine Kollegen, daß sie entwe-

der nicht fähig oder nicht willens seien, Viet-
nams politische Rolle in der Region richtig 
zu beurteilen. Für ihn ist „die Anwesenheit 
vietnamesischer Truppen an der Thai-Grenze 
kein unglücklicher Zufall, es ist ein Test, 
eine Herausforderung Unseres Willens und 
unseres Verständnisses für Realität". Rajarat-
nam greift damit mutig die Domino-Theorie 
wieder auf, die aus politisch-opportunisti-
schen Gründen aus dem ASEAN-Vokabular 
verdrängt wurde. Der Außenminister Singa-
purs spricht seinen Kollegen den Blick für 
die politische Realität ab. Es sei unreali-
stisch, zu glauben, daß die vietnamesische 
Führung im Grunde ihres Herzens gut sei, 
daß sie lediglich etwas Zeit brauche, um sich 
von dem Schock und der Bitterkeit eines 
grausamen Krieges zu erholen, daß man sie 
letztlich jedoch mit Nachsicht zu guten 
Nachbarn bekehren könne. Solange man in 
Hanoi glaube, daß man bei der ASEAN mit 
Pflaumenmus und nicht mit hartem Stahl 
rechnen müsse, werde Vietnam die Politik 
bestimmen. Rajaratnam fragt: „Warum sollte 
eine Führerschicht, die rücksichtslos und 
kaltblütig Menschen aufs Meer hinaus 
schickt, dem möglichen Tod überantwortet, 
nicht irgendwann einmal die ASEAN als eine 
minderwertige Brut betrachten?"
Was Singapur verlangte, war eine klare Ver-
urteilung Hanois als dem wahren Schuldigen 
an dem anhaltenden Flüchtlingsdrama. Doch 
alles, was die Gemeinschaft in ihrem gemein-
samen Kommunique zustande brachte, war 
eine drängende Aufforderung an Hanoi, den 
Flüchtlingsstrom zu kontrollieren. Die ASEAN 
forderte nicht einmal mehr den Rückzug 
der vietnamesischen Truppen aus ganz Kam-
bodscha, sondern beschränkte sich darauf, 
den Abzug der Truppen von der thai-kam-
bodschanischen Grenze zu verlangen. Die Ge-
meinschaft fürchtet, Hanoi könne zu unüber-
legten Kurzschlußreaktionen neigen, wenn es 
von den südlichen Nachbarn zu sehr unter 
Druck gesetzt würde.
Betrachtet man die internationalen Reaktio-
nen zum Flüchtlingsproblem, so gewinnt man 
den Eindruck, daß die Mehrheit der freien 
Welt diese Furcht teilt. Bis zums heutigen 
Tage steht eine unmißverständliche Verurtei-
lung Vietnams aus. Hanoi kann ohne Wider-
spruch fordern, daß auf internationalen Kon-
ferenzen der politische Aspekt des Dramas 
ausgeklammert wird. Hanoi kann mit schein-
heiligem Augenaufschlag unwidersprochen 
behaupten, daß das Flüchtlingsdrama eine 
Folge des Vietnamkrieges sei, an dem allein 
die USA und Frankreich schuldig wären. Ha-
noi kann alle nur denkbaren Beweise vom 



Tisch fegen, daß der Exodus von ihm insze-
niert sei und daß es an dem Menschenhandel 
verdiene. Nicht die mächtige freie Welt zwingt 
den Vietnamesen das Handeln auf, sondern 
umgekehrt.

Während der UNHCR mit der vietnamesi-
schen Führung verhandelt, um den Exodus in 
geordnete Bahnen zu lenken, um in Vietnam 
selbst Abfertigungszentren zu errichten, geht 
die unkontrollierte Flucht weiter. Hanoi äu-
ßert sogar in aller Öffentlichkeit, daß es den 
unkontrollierten Exodus nur vorübergehend 
stoppen werde. Hanoi kann der freien Welt 
hohnlachend ins Gesicht sagen, es folge den 
internationalen humanitären Idealen, indem es 
den Fluchtwilligen die Ausreise gestatte.

Die militärische Front der ASEAN

Die ASEAN ist jedoch nicht ganz so naiv, 
wie das Kommunique von Bali andeuten mag. 
Malaysia, das mit Hanoi ein Handels- und 
Assistenzabkommen zur Entwicklung der 
vietnamesischen Wirtschaft unterzeichnet 
hat, kündigte bereits zu Beginn dieses Jahres 
alle Verpflichtungen auf. Die anderen ASEAN- 
Staaten sind inzwischen dem malaysischen 
Beispiel gefolgt. Vor allem aber hat sich die 
Gemeinschaft sehr wohl die Frage gestellt, 
ob sie einer möglichen militärischen Bedro-
hung Hanois allein wird standhalten können. 
Indonesiens Generäle, die Außenminister 
Mochtar Kusumaatmaja in Bali berieten, ga-
ben die Antwort, man wolle selbst eine ver-
bale Konfrontation mit Hanoi vermeiden, so-
lange die militärische Situation der Gemein-
schaft unzureichend sei.

Es war dann auch kein Zufall, daß die ASEAN 
die Außenminister der USA, Japans, Au-
straliens, Neuseelands und einen Vertreter 
der Europäischen Gemeinschaft zu einer An-
schlußkonferenz nach Bali gebeten hatte. Na-
türlich wollte man den reichen Freunden eini-
ge Millionen aus der Tasche ziehen, um die 
unmittelbaren Folgen der Flüchtlingsflut bes-
ser bewältigen zu können. Vor allem aber 
wollte man wissen, wer die Gemeinschaft 
verteidigen werde, sollte Hanoi seine Ziele 
über Kambodscha hinaus abstecken. In der 
Diskussionsrunde war man sich einig dar-
über, daß Hanoi zu einer militärischen Bedro-
hung werden könne und sich die ASEAN in 
einem solchen Falle Verbündete suchen müs-

se. Die Gäste gaben denn auch wunschgemäß 
die Zusage für ein militärisches standby 
commitment (Beistandsverpflichtung). Romu-
lo, der philippinische Außenminister, faßte 
das Ergebnis zusammen: „Die Welt soll wis-
sen, daß wir keine Aggressoren sind. Wir ha-
ben tapfere Herzen und Courage, und ich 
glaube, daß wir nicht ohne Freunde sind, die 
für uns eintreten werden." Auf Bali war auch 
davon die Rede, daß der SEATO-Pakt jeder-
zeit wiederbelebt werden könne, der 1977 in 
Bangkok beerdigt worden war; man verwies 
überdies auf den ANZUS-Pakt, der Austra-
lien, Neuseeland und die USA in einem Ver-
teidigungsbündnis zusammenfaßt.

Schlußbetrachtung

Als Gegenleistung für das standby commit-
ment der Westmächte gab die Außenmini-
sterkonferenz von Bali ihnen das vage Ver-
sprechen, daß sich die ASEAN-Länder weiter-
hin ihrer humanitären Verpflichtungen für die 
Flüchtlinge bewußt seien, jedoch haben we-
der Thailand noch Malaysia ihre harte Hal-
tung gegenüber den Neuankömmlingen bis-
her geändert. Zunächst will man dort Taten 
sehen. Je schneller ihnen also die aus dem 
Flüchtlingsstrom erwachsene Bürde abgenom-
men wird, desto eher werden beide Länder 
wieder ihre Grenzen öffnen. Vor allem aber 
besteht die ASEAN darauf, daß alle Flüchtlin-
ge umgesiedelt werden. Es gehe nicht an, daß 
sich die Drittländer nur „nützliche Einwande-
rer" aussuchten und den „unproduktiven Bo-
densatz" zurückließen.
Niemand in der westlichen Welt, der so sehr 
um die Einhaltung humanitärer Ideale be-
sorgt ist, sollte sich jedoch der Illusion hin-
geben, daß Malaysia beispielsweise nicht 
wahrmachen könnte, was es angedeutet hat: 
Sollten die Lager nicht bald geräumt sein, 
wird Malaysia Boote bauen und die Insassen 
aufs Meer ziehen. Dazu erklärt Rajaratnam: 
„Wenn uns die Vietnamesen heute ins Ge-
sicht schauen, dann mit Schamesröte und 
schuldbewußt. Sie wagen es nicht, uns in die 
Augen zu blicken, weil sie die Barbaren sind 
und wir sind die Humanisten. In einem Jahr 
jedoch mögen sie uns gezwungen haben, Din-
ge zu tun, die uns nicht besser dastehen las-
sen als sie selbst. Wenn es ihnen gelingt, hu-
mane Menschen in Wilde zu verwandeln, 
dann ist das ein Sieg für die Wilden."



Cecile Lowenthal-Hensel: Moses Mendelssohn — Gedanken zu Toleranz und 
Emanzipation

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/79, S. 3—6

Das Toleranzproblem, einen anderen Menschen oder eine andere Zeit ohne die „Tendenz 
zur Veränderung" zu akzeptieren, beschäftigte nicht nur den Philosophen und Emanzi- 
pator Moses Mendelssohn, sondern auch seine geistigen, ihm verpflichteten Nachfahren. 
Die Emanzipation war ein grandioser Versuch, jüdische und christliche Lebensformen 
einander näherzubringen, ein Versuch, der durch das Dritte Reich und seinen über-
steigerten Nationalismus und Rassismus brutal unterbrochen wurde. Es wird daher auf-
gefordert, die Geschichte der deutsch-jüdischen Beziehungen nicht ausschließlich unter 
dem Aspekt des Antisemitismus zu betrachten, sondern die Leistungen dieser Epoche 
in ideeller wie in materieller Art zu würdigen.

Martin Honecker: Menschenrechte in der Deutung evangelischer Theologie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/79, S. 7—25

In der evangelischen Theologie und Kirche wie in der ökumenischen Bewegung finden 
die Menschenrechte zunehmend Aufmerksamkeit. Am Beispiel der Menschenrechte wird 
freilich zugleich eine Spannung zwischen Theologie und Ethos sichtbar, insofern die 
Menschenrechte einerseits Geltung unabhängig von religiösen Normen fordern, christ-
licher Glaube andererseits aber beansprucht, auch für die Orientierung in fundamentalen 
gesellschaftlichen Lebensfragen bedeutsam zu sein. In vier Schritten wird diese Frage-
stellung entfaltet:
1. Zunächst ist zu klären, in welchem Sinne Menschenrechte überhaupt nur ethische 
Ansprüche oder auch positive Rechte sind. Dabei tritt die Verschränkung der Diskussion 
um die Grundwerte mit der Frage der Menschenrechte zutage.
2. Sodann ist auch für die ökumenische Diskussion wichtig und bestimmend ein oftmals 
behaupteter Gegensatz zwischen Individualrechten und Sozialrechten. Anhand des Rech-
tes auf Arbeit und der Religionsfreiheit wird gezeigt, daß dieses Schema jedoch unzu-
länglich ist und die Diskussion vor eine falsche Alternative stellen kann.
3. Gemeinsam ist allen Menschenrechten der Rückbezug auf die Menschenwürde. Die 
Menschenwürde kann sich sowohl auf die christliche Überzeugung von der Gotteben-
bildlichkeit des Menschen wie auf Kants Begründung des Ethos in der christlichen Auto-
nomie berufen. Es ist jedoch unmöglich, die Achtung der Menschenwürde auf eine be-
stimmte religiöse oder philosophische Interpretation als Voraussetzung ihrer staatlichen 
und gesellschaftlichen Anerkennung festzulegen. Menschenwürde als allgemeines mensch-
liches Prinzip ist in einer pluralistischen Gesellschaft säkular, „profan" zu verstehen.
4. Theologische Begründungen der Menschenrechte sind dann fragwürdig, wenn sie eine 
zusätzliche, besondere Begründung von Recht und Würde des Menschen über die allge-
meine und säkulare Begründung hinaus beibringen wollen. Sie sind sinnvoll, wenn sie 
zur Praxis des Umgangs mit Menschenrechten motivieren und wenn sie durch die Unter-
scheidung von Ethos und Religion, von menschlichem Handeln und christlichem Glauben 
eine Grenze politischer Aktivität sichtbar machen, welche dazu anhält, Menschenwürde 
als Wahrung des Geheimnisses des Menschseins zu achten und die durch keine Rechts-
forderung zu erzwingende Tat der Liebe freizusetzen. Die kirchliche und theologische 
Erörterung der Menschenrechte vermag daher zu veranschaulichen, wie christliche Über-
lieferung eine religiöse Dimension menschlicher Selbstbedeutung aufschließen und er-
hellen kann.



Helmut Heinzlmeier: Die Massenflucht aus Vietnam. Zum historischen Hinter-
grund
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/79, S. 26—30

Vietnam sorgt wieder für Schlagzeilen in der Weltpresse. Zu Hunderttausenden fliehen 
die Menschen aus dem Land. In ihrer Mehrheit sind sie chinesischstämmig.
In Südostasien leben rd. 15 Millionen Auslandschinesen. Daß es in den letzten hundert 
Jahren zu solch massenhafter Auswanderung kam, wurde durch zwei Faktoren bedingt: 
Ende des 19. Jahrhunderts zeichnete sich immer deutlicher der Niedergang des chinesi-
schen Kaiserreiches ab. Die Not der Bauern nahm unbeschreibliche Ausmaße an. Zur 
selben Zeit wuchs in den europäischen Kolonien Südostasiens der Bedarf an billigen 
Arbeitskräften. Was lag da näher, als in Form eines kaum verhüllten Sklavenhandels 
Bauern aus dem verarmten Südchina einzuführen? Sie kamen zu Millionen.
Heute beherrschen sie in hohem Maße die Volkswirtschaften Südostasiens. Hanoi ver-
dächtigt sie als mittelständische Klassenfeinde und „Trojanisches Pferd" Pekings. Aber 
auch in den nichtkommunistischen Staaten der Region steht man ihnen mit Vorbehalten 
gegenüber. In diesen Vorbehalten vermengen sich Rassen- und Klassenkonflikte in schier 
unentwirrbarer Weise.
In Vietnam lebt die Masse der Auslandschinesen in der Doppelstadt Saigon-Cholon. Was 
die Flüchtlinge — in zunehmendem Maße auch Vietnamesen — aus dem Land treibt, ist 
nicht allein Diskriminierung und die harsche Sozialisierungspolitik, sondern insbesondere 
Hanois Umsiedlungspolitik. Während des 30jährigen Indochinakrieges sind Millionen von 
Landbewohnern in die Städte geflohen. Hanoi kann diese Massen nicht mehr ernähren 
und zwingt sie auf das Land zurück. Vor die Wahl zwischen Neulandbearbeitung im 
Dschungel oder Flucht gestellt, wählen viele Betroffene das letztere.

Jürgen Dauth: Exodus aus Vietnam

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 36/79, S. 31—38

In den Lagern von Südostasien befinden sich zur Zeit mehr als 300 000 Indochinaflücht-
linge. Während die rund 200 000 Flüchtlinge in Thailand überwiegend aus Laos und 
Kambodscha stammen, beherbergt Malaysia rund 76 000 Vietnamflüchtlinge chinesi-
scher Abstammung; weitere 35 000 befinden sich in indonesischen Lagern, etwa 
80 000 in Hongkong und knapp 7 000 auf den Philippinen. Trotz verstärkter Umsiedlungs-
bemühungen vor allem der USA, Kanadas, Frankreichs und Australiens übersteigt seit 
Monaten die Anlandequote die Umsiedlungsquote. Der Exodus aus Indochina verlief in 
drei Wellen; erst die dritte Welle lenkte das Auge der Weltöffentlichkeit auf das sich an-
bahnende Drama. Es begann mit dem Frachter Hai Hong, der mit 2 600 Sino-Vietnamesen 
an Bord vor der malaysischen Westküste anlief. Sorgfältige Untersuchungen — auch auf 
anderen Frachtern mit Flüchtlingen — bestätigten den Verdacht, daß hinter der dritten 
Fluchtwelle ein Syndikat steht, das von Hongkong und Singapur aus operiert und 
mit Unterstützung Hanois ein Millionengeschäft mit dem Elend der Flüchtlinge macht. 
In den ASEAN-Staaten ist man der Ansicht, daß die dritte Fluchtwelle gezielt inszeniert 
wurde, um das politische und rassische Gleichgewicht in den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft zu stören. Thailand und Malaysia haben inzwischen ihre Grenzen für Neuankömm-
linge geschlossen. Anlandungen sind nunmehr nur noch in Hongkong, begrenzt in 
Indonesien und auf den Philippinen möglich. Die ASEAN droht damit, die Flüchtlinge 
zurück aufs Meer zu schicken, sollte der freie Westen nicht umgehend seine Aufnahme-
quoten erhöhen und die Ausleseprozedur beschleunigen. Die Verhältnisse in den Flücht-
lingslagern, vor allem auf der malaysischen Insel Pulau Bidong, sind katastrophal. Ob-
wohl es vordringlich ist, zunächst umgehend die humanitären Aspekte des Flüchtlings-
problems zu bewältigen, dürfen die politischen Aspekte nicht außer acht gelassen wer-
den. Vor allem Singapur ist der Meinung — und gibt das offen bekannt —, daß Hanoi 
mit der Flüchtlingswelle eine aggressive Politik betreibe, die den politischen Frieden 
und die Einheit der ASEAN unterminieren soll.
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